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Vorwort 


Kaum  dass  das  mit  dem  i.  Januar  1900  in  Kraft  getretene 
neue  Handelsgesetzbuch  so  recht  in  die  Oeffentlichkeit  ge- 
treten ist,  so  rankt  sich  auch  schon  um  dasselbe  eine  reiche, 
fast  überreiche  Literatur  von  Kommentaren,  Kompendien  und 
sonstigen  Lehrbüchern,  von  denen  man  diejenigen,  welche 
von  unseren  grossen  und  scharfsinnigen  Kommentatoren  her- 
rühren, immer  wieder  mit  neuem  Genuss  lesen  wird.  Es 
sind  aber  auch  so  viele  und  einschneidende  Bestimmungen 
neu  geschaffen,  und  bestehende  so  sehr  verändert  worden, 
dass  es  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ebenso  lehr- 
reich wie  erwünscht  sein  muss,  die  Ansichten  unserer  mass- 
geblichen Gesetzesinterpretatoren  zu  hören! 

Wie  aber  üblich  und  natürlich,  wird  in  den  Kommen- 
taren fast  durchweg  die  Buchführung  — wenn  überhaupt  — nur 
äusserst  dürftig  behandelt.  Was  nicht  wenigstens  einiger- 
massen  beleuchtet  werden  muss,  wird  einfach  nicht  be- 
sprochen. V*Und  das,  w a s beleuchtet  wird,  berührt  gewöhn- 
lich nur  die  rein  formale  Seite  der  Sache.  Denn  um  in 
eine  Erläuterung  und  Veranschaulichung  der  praktischen 
Buchführung  in  Ansehung  des  Gesetzes  einzutreten,  gehören 
praktische  Buchführungskenntnisse , die  bekanntlich  nicht 
jedem  Juristen,  wohl  auch  nicht  jedem  unserer  bekannten 
Kommentatoren  beiwohnen.  Ausserdem  ist  das  vom  Handels- 
gesetzbuch umschriebene  Rechtsgebiet  ein  so  weit  aus- 
gedehntes, dass  in  einem  Kommentar  zu  demselben  der  Buch- 
führung, als  solcher,  an  sich  schon  kein  breiter  Raum  zu- 
gewiesen werden  kann. 
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Dies  gab  dem  Verfasser  Veranlassung,  den  vierten  Ab- 
schnitt aus  dem  ersten  Buche  des  Handelsgesetzbuches 
herauszuheben,  (unmittelbar  sich  an  den  vorliegenden  ersten 
Teil  anschliessenden^  zweiten,,  um  hierfür  einen  eigenen 
Kommentar  herauszugeben.  Dabei  wurde  die  mit  dem 
Gegenstand  zusammenhängende  Literatur  wie  Rechtsprechung 
in  besonderen  Fussnoten  ausgiebig  berücksichtigt. 

In  einem  besonderen  Bändchen  sind  die  Bilanzen  der 
Aktiengesellschaften  als  Teil  der  kaufmännischen 
Buchführung,  unter  Zugrundelegung  der  einschlägigen  gesetz- 
lichen Vorschriften  und  in  Anlehnung  an  die  darüber  be- 
stehende Literatur,  aber  auch  unter  gleichzeitiger  Verwer- 
tung der  Entscheidungen  der  obersten  Gerichtshöfe  eingehend 
behandelt  und  erläutert  worden. 

Praktische  Schemata  mit  Erläuterungen  an  den  geeig- 
neten Gesetzesstellen  geben  die  Mittel  an,  mit  deren  Hilfe 
der  vom  Gesetz  verlangte  Buchführungszweck  erreicht  wer- 
den kann. 

Damit  glaubt  der  Verfasser  ein  Werkchen  geschaffen 
zu  haben,  das  wohl  befähigt  erscheint,  der  Praxis  manche 
Anleitung  und  Anregung  zu  geben.  Sollte  diese  Annahme 
zutreffen,  so  wäre  der  Zweck  der  Schrift  erreicht. 

Strassburg  i.  Eis. 


R.  Beigel. 
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Einleitung 

Wie  jedes  Gesetz,  so  sind  auch  die  Buchführungsgesetze 
nichts  anderes  als  eine  Sanktionirung  bereits  bis  zu  ihrer 
Kodifizirung  bestandener  Einrichtungen.  Der  Grad  des 
Liberalismus,  mit  dem  die  Materie  in  den  verschiedenen 
Ländern  gesetzliche  Regelung  fand,  hing  von  der  Fähigkeit 
ab,  mit  der  ein  Land  bezw.  ein  Volk  sich  im  allgemeinen 
in  handelspolitischen  Dingen  über  beengende  Schranken  hin- 
wegzusetzen verstand. 

Es  lässt  sich  annehmen,  dass  schon  das  römische  Recht 
Vorschriften  über  die  Kaufmannsbücher  enthielt,  jedenfalls 
aber  war  dem  römischen  Prozess  der  Beweiswert  kauf- 
männischer Urkunden  wohlbekannt,  wenngleich  die  formalen 
Beweisregeln  erst  durch  die  Juristen  des  kanonischen  Rechts 
ausgebildet  wurden.  Den  Büchern  in  foro  mercatorum  wurde 
vollständiger  Glaube  beigemessen. *) 

Zur  höchsten  Entwickelung  gelangte  dieses  System  im 
Mittelalter , wo  der  Begriff  des  Kaufmanns  gesetzlich  und 
infolge  des  Zunftzwanges  auch  äusserlich  erkennbar  feststand. 
Da  die  Bucheinträge  in  Gegenwart  der  Parteien  vollzogen 
wurden,  so  wohnte  dem  Handelsbuch  nicht  nur  der  Beweis 
als  Urkunde  bei,  sondern  in  ihm  erblickte  man  den  Vertrags- 
akt und  den  Parteiwillen  selbst,  und  es  bildete  sich  solcher- 
gestalt die  Beweiskraft  des  Handelsbuchs  zu  einer  Eigen- 
tümlichkeit innerhalb  der  geschlossenen  Gilde  heraus.  Da 
es  sich  aber  hierbei  immer  nur  um  die  Willkür  der  kauf- 
männischen Innung,  also  um  Erzeugnisse  einer  autonomen 
Gesetzgebungsgewalt  des  zünftigen  Kaufmannstandes  handelte, 
so  waren  beständige  Konflikte  mit  den  allgemeinen  Gesetzen 
des  Landes  an  der  Tagesordnung. 

Von  den  Gilden  übernahmen  die  verschiedenen  Land- 
rechte die  Beweisregeln,  die  wir  bis  tief  in  die  Mitte  unseres 
Jahrhunderts  hinein  bunte  Reihe  bilden  sehen.  Den  Grund- 
ton bildete  überall  die  halbe  Wahrheit  (semiplena  probatio), 

’)  Goldschmidt,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handelsrecht,  Bd.  II. 

Beigel,  Buchführungsrecht 
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die  den  Büchern  zugesprochen  wurde.  Später  wurden  die 
Handelsbücher  bald  auf  den  Wert  eines  weniger  als  halben 
Beweises,  bald  auf  unvollständigen  Beweis  gestellt.1)  Auch 
noch  das  Rev.  Stadtrecht  von  Lübeck  vom  Jahre  1586  V 6.  4 
enthält  nichts  als  einige  Beweisregeln,  und  selbst  das  viel 
spätere  Preussische  Landrecht  vom  Jahre  1794  regelt,  als 
erste  grössere  Kodifikation  des  Handelsrechts,  im  8.  Buche 
des  zweiten  Teils  nur  sehr  dürftig  die  Materie. 

Näher  getreten  wurde  in  Deutschland  erst  der  Sache, 
als  die  Kaufleute  fortgesetzt  und  immer  wieder  Klage  darüber 
führten,  wie  schwer  sie  das  Fehlen  bestimmter  Buchführungs- 
vorschriften empfänden,  und  daher  um  Sanktionirung  wenig- 
stens der  vorhandenen  Gebräuche  und  Verordnungen 
petitionirten.  Im  Jahre  1857  wurden  denn  endlich  bei 
Schöpfung  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs2) 
im  Titel  V besondere  Buchführungsgesetze  erlassen,  die  von 
den  einzelnen  Staaten  (1861 — 65)  als  Landesgesetz  angenommen 
wurden.  Durch  Bundesgesetz  vom  5.  Juni  1869  wurden  sie 
samt  dem  gesamten  Handelsgesetz  in  den  Kodex  des  Nord- 
deutschen Bundes  eingefügt  und  durch  Gesetz  vom  16.  April  1871 
R.  G.  Bl.  S.  63)  als  Reichsgesetz  erklärt. 

Charakteristisch  ist,  dass  bei  Beratung  des  Handels- 
gesetzbuchs (im  November  1857)  es  nicht  blos  Stimmen  gab, 
die  für  möglichst  weitgehende  Vorschriften,  sondern 
auch , und  zwar  in  logischer  Konsequenz  einer  Regle- 
mentirung,  für  Anordnung  einer  bestimmten  Staatsauf- 
sicht über  die  pflichtgemässe  Führung  der  Handelsbücher, 
sowie  für  die  Befugnis  der  Behörde,  auf  den  Kontors  der 
Kaufleute  eine  Inspektions-Revue  abhalten  zu  dürfen , ein- 
traten.3)  Mit  Recht  wurde  hervorgehoben,  dass  dieses  ängst- 
liche Präventiv-System  nicht  deutsch-rechtlich  sei  und  nur 
durch  die  französische  Gesetzgebung  und  die  Akoluthen  des 
Code  de  commerce  vertreten  werde,  dem  wiederum,  wie 
auch  sonst  häufig,  die  Ordonnance  de  commerce  vom 
Jahre  1673  zu  Grunde  liege,  ein  Gesetz,  welches,  bei  allen 
für  seine  Zeit  sonst  anzuerkennenden  Verdiensten,  Ausfluss 
eines  argwöhnischen  Polizei-  und  Bevormundungssystems  sei. 


1)  Vgl.  J.  Lutz,  Protokolle  der  Komm.  z.  Berat,  eines  Allg.  I). 
H.-G. -Buches,  Bd.  VI  — VIII,  die  versch.  Einführungsgesetze  enthaltend. 

2)  Auf  Antrag  Bayerns  zufolge  Beschlusses  v.  18.  Dezemb.  1856 
unter  dem  Namen  „Nürnberger  Kommission"-  Die  Arbeit 
dauerte  von  1857  — 1861. 

3)  Vgl.  P r o to  k oll  e der  Kommission  zur  Beratung  eines  Allgem. 
deut.  Hand.  Gesetzbuchs  CVI.  Sitz.  Nürnberg  den  2.  Okt.  1857. 
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Die  Gegner  eingehender  Buchführungsvorschriften 
standen,  wie  dies  gewöhnlich  zu  gehen  pflegt,  genau  auf  ent- 
gegengesetztem Standpunkte,  d.  h.  sie  erkannten  keinerlei 
Notwendigkeit  zu  solchen  Vorschriften  an.  Sie  vertraten  die 
Anschauung,  dass  es  nicht  gut  sei,  die  Kaufleute  zu  zwingen, 
sich  in  ihren  Handelsbüchern  Beweismittel  zu  sichern. 

Man  einigte  sich  jedoch  auf  dem  Fusse,  dass,  solange 
als  man  bei  der  Beweisführung  in  Prozessen  gestatte,  durch 
Handelsbücher  Beweise  zu  erbringen,  und  von  den  Kaufleuten 
verlange,  ihre  Bücher  zu  ediren,  — beides  Thatsachen,  die 
schon  bis  dahin  auch  ohne  besondere  Vorschriften  bestanden, 
- es  unentbehrlich  sei,  zu  bestimmen,  welche  Bedingungen 
dasjenige  erfüllen  muss,  was  Beweismittel  sein  und  edirt 
werden  soll. 

Auf  diese  Weise  kamen  die  Buchführungsgesetze  in 
derjenigen  Form  zustande,  wie  sie  uns  heute  vorliegt. 

Das  neue  Handelsgesetzbuch  vom  io.  Mai  1897  hat 
nicht  viel,  oder  besser,  nur  sehr  wenig  an  dem  bisherigen 
Zustand  gerüttelt.  Besondern  Wert  hat  man  auf  die  Auf- 
nahme des  Grundsatzes  in  das  neue  Gesetz  gelegt,  wonach 
die  Lage  des  Vermögens  „nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässiger  Buchführung“  ersichtlich  zu  machen  sei.1)  Trotz 
dieser  Einschaltung  wohnt  auch  dem  neuen  Gesetz  noch 
mancher  Mangel  bei.2)  Vollständig  verfehlt  aber  sind  manche 
ausländischen  Buchführungsgesetze,  so  z.  B.  von  Brasilien 
(Codigo  Commercial  vom  25.  Juni  1850),  welche  die  einzelnen 
Buchungen  für  das  Tagebuch  vorschreiben;  von  Guatemala 
(H.  G.  2.  vom  20.  Juli  1877),  wo  die  Buchführung  beinahe 
vollständig  reglementirt  ist;  von  Peru  (H.  G.  2.  vom 
30.  April  1853),  wo  die  Eintragungen , und  darunter  ins- 
besondere des  Verbrauchs  für  den  Haushalt,  umständlich  vor- 
geschrieben sind;  von  Russland  (H.  G.  2.  Ausgabe  1842),  wo 
für  jede  der  drei  Kategorien:  Gross-,  Detail-  und  Höker- 
handel eine  mehr  oder  minder  umständliche  Zahl  von  Büchern 
verlangt  wird,  und  von  Spanien  (H.  G.  2.  v.  1.  Januar  1886), 
wo  die  gesamte  Buchführung  einschliesslich  der  Stornoposten, 
der  Bucheinbände  u.  s.  w.  fest  umschrieben  ist.3) 

Ähnlich  wie  die  Buchführungsgesetze  haben  sich  die 
Bilanzgesetze  und  die  Gesetze  der  Aktiengesellschaften  über- 


!)  Denkschrift  z.  Entw.  9.  Tag.  Per.  Zu  No.  632. 

2)  Vgl.  im  I.  Absch.  dieser  Schrift:  „Was  verlangt  das  Gesetz 
von  der  Buchführung?“ 

s)  Vgl.  R.  Beigel:  die  Buchführung  nach  den  gesetzl.  Bestimm- 
ungen des  deutsch.  Reichsund  des  gesamten  Auslandes.  Leipzig  1891. 
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haupt  gebildet.  Die  alten  Handelskompagnien  des  Mittel- 
alters bedurften  keiner  Vermögensbilanz,  ebensowenig  vor- 
sorglicher Bestimmungen  zur  Erhaltung  des  Grundkapitals, 
weil  dieses  selbst  keine  bestimmte,  sondern  eine  durchaus 
variable  Grösse  darstellte.1)  Die  im  Jahre  1664  gegründete 
französisch-ostindische  Kompagnie  fertigte  Bilanzen  nur  an, 
wenn  ein  königlicher  Befehl  sie  dazu  zwang.2) 

Der  Code  de  commerce  war  das  erste  Gesetzeswerk, 
welches  das  Recht  der  Aktiengesellschaften  kodifizirte.  Da 
aber  die  Gesellschaften  der  staatlichen  Konzession  bedurften, 
so  unterliess  es  die  Regirung,  im  Gesetz  irgendwelche  Bilanz- 
und  Gewinnverteilungs-Bestimmungen  aufzunehmen , um  so 
auf  die  Statuten  Einfluss  nehmen  zu  können. 

Auch  das  französische  Gesetz  über  die  Gesellschaften 
vom  24.  Juli  1867  enthält  keine  Vorschriften,  wie  zu  bilan- 
ziren  ist,  wennschon  dasselbe  in  Art.  35  Jahresbilanzen  und 
in  Art.  34  sogar  halbjährliche  Rohbilanzen  vorschreibt. 

Dagegen  führte  das  preussische  Aktiengesetz  vom 
9.  November  1843  regelmässige  Jahresbilanzen  (§  24)  ein  und 
schrieb  dabei  den  Statuten  vor,  die  Grundsätze  aufzunehmen 
(§  2),  nach  denen  die  Bilanz  zu  ziehen  ist. 3) 

Eine  wesentliche  Erweiterung  erfuhren  die  Bilanzvor- 
schriften durch  die  mit  der  Aktiennovelle  vom  11.  Juni  1870 
in  Art.  239a  gegebenen  Normativbestimmungen,  die  in  der 
Novelle  vom  18.  Juli  1884  noch  weiter  ausgebildet  wurden. 
Die  vom  Entwurf  vorgeschlagenen  Zwangsformulare,  ähnlich 
denjenigen  der  Reichsbank,  wurden  abgelehnt4),  dahingegen 
ist  es  den  Gesellschaften  freigegeben  worden,  im  Statut 
Semesterbilanzen  vorzusehen. 5) 

Die  Aktiengesetzgebung  des  neuen  Handelsgesetzbuchs 
hat  sich  im  grossen  Ganzen  den  Grundsätzen  vom  Jahre  1884 
angeschlossen.  Mit  diesen  in  der  Praxis  erprobten  Grund- 
sätzen ist  denn  auch  dem  Handelsverkehr  am  besten  gedient. 

Denn  wie  der  Handel  nur  frei  gedeihen  kann,  so  ver- 
tragen auch  seine  inneren  Institutionen,  soweit  sie  gesetzliche 
Regelung  fanden,  keine  Knebelung  durch  das  Gesetz.  Das 


1)  Vergl.  Simon  S.  41. 

2)  So  ordnete  Ludwig  XIV.  durch  Erlass  vom  13.  September  1675 
ohne  weiteres  die  Verleitung  einer  Dividende  von  iopCt.  an.  Vgl. 
Simon  S.  42. 

3)  Simon  S.  48,  49  ff. 

4)  Simon  S.  55  ff 

5 Vgl.  Kays  er,  Aktiengesetzgebung  u.  Mot.  S.  254  ff. 
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hat  der  durch  die  neueren  Gesetze  aufgehobene  Konzessions- 
zwang der  Gesellschaften,  ebenso  wie  die  Beweistheorie  der 
Handelsbücher,  sowie  diese  in  den  früheren  Artikeln  34  — 36 
des  Handelsgesetzbuchs  zum  Ausdruck  kam  und  im  Jahre 
1877  durch  Einf.-Gesetz  zur  Zivilprozessordnung  vom  30.  Januar 
beseitigt  wurde,  zur  Genüge  dargethan. 

Weder  die  ßuchführungsgesetze,  noch  auch  die  Bilanz- 
vorschriften dürfen  ein  Prokrustesbett  sein , in  das  alles 
hineingezwängt  werden  muss;  ebenso  wenig  wie  ihre  Formen, 
wenn  schon  die  Prinzipien  der  Handhabung  überall  die  gleichen 
sind,  ein  stabiles  Formengerippe  darstellen,  das  sich  weder 
rückt  noch  regt.  Im  Gegenteil  bieten  beide  einen  Rahmen, 
der  weit  genug  ist,  um  darin  jedes  wie  immer  geartete  Ge- 
schäftsereignis, wenn  nur  sonst  dabei  die  gute  Sitte  nicht 
ausser  Acht  gelassen  wird,  seinen  gehörigen  Platz  finden  zu 
lassen.  Das  deutsche  Buchführungsgesetz  ebenso  wie  die 
Bilanzvorschriften  haben  sich  in  löblicher  Berücksichtigung  der 
mannigfaltigen  Geschäftsformen,  bezüglich  welcher  dem  Kauf- 
mann und  den  Aktiengesellschaften  über  Wahl  und  Einricht- 
ung der  Geschäftsbücher  und  Bilanzen  freie  Bahn  gelassen 
werden  muss,  davon  ferngehalten,  den  im  Zusammenwirken 
von  Praxis  und  Theorie  geschaffenen  Buchführungs-  und 
Bilanzrahmen  durch  beengende  Vorschriften  irgendwie  ein- 
zuschränken. 

Das  isFs  gerade,  was  das  Verdienst  unseres  neuen, 
vom  Geist  der  Freiheit  getragenen  Handelsgesetzbuchs 
ausmacht. 


Erster  Teil 

Die  kaufmännische  Buchführung 

1.  Abschnitt 

Von  der  Buchführungspflicht  im  Allgemeinen 

§ 38.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  Bücher  zu  führen  und  in 
diesen  seine  Handelsgeschäfte  und  die  Lage  seines  Vermögens 
nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  ersicht- 
lich zu  machen. 

Er  ist  verpflichtet,  eine  Abschrift  (Kopie  oder  Abdruck)  der 
abgesendeten  Handelsbriefe  zurückzubehalten  und  diese  Ab- 
schriften, sowie  die  empfangenen  Handelsbriefe  geordnet  auf- 
zubewahren. 

Dem  Gesetz  nach  ist  jeder  Kaufmann  buchführungs- 
pflichtigT  Zwar  sagt  dasselbe  ganz  allgemein  „ jeder  Kauf- 
mann u.  s.  w.,  aber  gemeint  ist  nur  der  „Vollkaufmann“. 
Dies  geht  klar  aus  § 4 hervor , welcher  einen  Unterschied 
konstruirt  zwischen  dem  „ Vollkaufmann “ mit  Buchführungs- 
pflicht und  dem  „ Minderkaufmann “ ohne  diese  Verpflichtung. 

a.  Der  Vollkaufmann. 

Im  Sinne  des  Gesetzes  (§  1)  ist  Vollkaufmann,  wer  ein 
Handelsgewerbe,  d.  h.  die  Grundhandelsgeschäfte1)  betreibt, 
die  in  § 1 Abs.  2 äufgeführt  sind  und  zwar: 

1)  die  Anschaffung  und  Weiterveräusserung  von  be- 
weglichen Sachen  (Waren)  oder  Wertpapieren,  ohne 
Unterschied,  ob  die  Waren  unverändert  oder  nach 
einer  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  weiter  ver- 
äussert  werden; 

2)  die  Übernahme  der  Bearbeitung  oder  Verarbeitung 
von  Waren  für  andere,  sofern  der  Betrieb  über  den 
Umfang  des  Handwerks  hinausgeht; 

3)  die  Übernahme  von  Versicherungen  gegen  Prämie; 


h Vgl.  Kosack,  Lehrbuch  des  Handelsrechts,  3.  Aufl.  Stuttgart 
S.  57  ff  ; Mako  wer,  12.  Aufl.  Llandelsgesetzbuch  S.  1 ff. ; Düringer- 
Hachenburg,  Handelsgesetzbuch  S.  23  If. 
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4)  die  Bankier-  und  Geldwechslergeschäfte; 

5)  die  Übernahme  der  Beförderung  von  Gütern  oder 
Reisenden  zur  See,  die  Geschäfte  der  Frachtführer 
oder  der  zur  Beförderung  von  Personen  zu  Lande 
oder  auf  Binnengewässern  bestimmten  Anstalten,  so- 
wie die  Geschäfte  der  Schleppschifffahrtsunternehmer ; 

6)  die  Geschäfte  der  Kommissionäre,  der  Spediteure 
oder  der  Lagerhalter; 

7)  die  Geschäfte  der  Handelsagenten  oder  der  Handels- 
makler; . 

8)  die  Verlagsgeschäfte,  sowie  die  sonstigen  Geschalte 
des  Buch-  oder  Kunsthandels; 

9)  die  Geschäfte  der  Druckereien,  sofern  ihr  Betrieb 
über  den  Umfang  des  Handwerks  hinausgeht. 

Kaufmann  mit  Buchführungspflicht  kann  aber  auch 
sein  bei  dem  vorstehende  Voraussetzungen  (Ziff.  1—9) 
nicht  vorliegen.  Dieser  Fall  trifft  zu,  wenn  der  Be- 
trieb in  kaufmännischer  Weise  eingerichtet  und  die  Firma 
des  Unternehmers  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist.1) 

Werden  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  im 
Nebengewerbe  die  Grundhandelsgeschäfte  des  § 1 Abs.  2 
getrieben,  so  gilt  der  Betrieb  dessenungeachtet  nur  dann  als 
Handelsgewerbe,  wenn  der  Unternehmer  von  der  Befugnis, 
seine  Firma  gemäss  § 2 H.G.B’s  in  das  Handelsregister  ern- 
trägen  zu  lassen,  Gebrauch  gemacht  hat  (§  3). 2) 

Eine  Erweiterung  gegenüber  dem  bisherigen  Recht  ist 
in  Bezug  auf  die  Eigenschaft  als  Vollkaufmann,  also  auch  in 
Bezug  auf  die  Buchführungspflicht,  insofern  eingetreten , als 
nach  dem  bisherigen  Recht  der  grundlegende  Begriff  der- 
jenige der  Handelsgeschäfte  war,  während  jetzt  hierfür 
der  Begriff  des  Handelsgewerbes  massgebend  ist.3)  Da- 
mit haben  die  Inhaber  einer  ganzen  Reihe  von  Geschäften, 
denen  infolge  der’^rt^i.  272  die  Kaufmannseigenschaft  fehlte, 
wie  z.  B.  von  Auskunftsbureaux,  Leihbibliotheken,  Ziegeleien, 
sodann  Bauunternehmer  und  Hotelbesitzer,  aber  auch  die  In- 
haber gewisser  Zweige  der  Urproduktion,  wie  Salinen,  Berg- und 
Hüttenwerke,  Steinbrüche  u.  dgl.  diese  Eigenschaft  erworben.  ) 


*)  Vgl.  bei:  „Der  gewerbliche  Unternehmer“. 

-)  M a k o w e r (Handelsgesetzbuch  neue  Bearbeitung)  unterscheidet 

demgemäss  Musskaufleute,  S o 11  kaufleute  und  K a n n kaufleute. 

:i)  Hierbei  sei  erwähnt,  dass  Buchhändler  und  Apotheker,  deren 
Kaufmannseigenschaft  in  der  Praxis  vielfach  angezweifelt  wird,  Voll- 
kaufleute im  Sinne  des  Gesetzes  und  zur  Buchführung  verpflichtet  sind. 
*)  Die  Denkschrift  S.  5—  7 übt  scharfe  Kritik  an  der  bis- 
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Entscheidend  ist  bei  Beurteilung  der  Kaufmannseigen- 
schaft, dass  der  Betrieb  des  Gewerbes  rechtlich,  nicht  that- 
sächlich  im  eigenen  Namen  geschieht.  Hiernach  sind  alle 
Angestellten  einschliesslich  der  Prokuristen  und  Vorsteher 
von  Gesellschaften,  ebenso  Kommanditisten  und  stille  Gesell- 
schafter, die  Mitglieder  des  Vorstandes  einer  Aktiengesell- 
schaft, einer  Genossenschaft,  die  Geschäftsführer  der  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung,  Liquidatoren  und  der  Vor- 
mund von  Minderjährigen,  soweit  dieser  nur  als  Vertreter 
des  Letzteren  das  Geschäft  betreibt,  keine  Kaufleute.* 1) 

Auch  Minderjährige  können  Kaufleute  sein,  sofern 
sie  gemäss  §112  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  der  gesetz- 
liche Vertreter  mit  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts 
zum  selbständigen  Betrieb  eines  Erwerbsgeschäfts  ermächtigt. 

Ebenso  kann  die  Ehefrau  „Kaufmann“  im  Sinne  des 
Gesetzes  sein,  obschon  die  besonderen  Bestimmungen  der 
Art.  6—9  A.  D.  H.  über  Handelsfrauen  im  neuen  Handels- 
gesetzbuch nicht  mitaufgenommen  sind. 2)  Mit  Bezug  auf 
das  öffentliche  Recht  bestimmt  die  Gewerbeordnung  in 
§11:  „Das  Geschlecht  begründet  in  Beziehung  auf  die  Be- 
fugnis zum  selbständigen  Betriebe  eines  Gewerbes  keinen 
Unterschied“  Für  die  privatrechtliche n Beziehungen 
gelten  nunmehr  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches,  wonach  die  Einwilligung  des  Mannes  zum 
Betrieb  des  Gewerbes  seitens  seiner  Ehefrau  jedem  gut- 
gläubigen Dritten  gegenüber  als  erteilt  gilt,  falls  ein  Einspruch 
desselben  nicht  in  das  Güterrechtsregister  eingetragen  ist. 
(B.  G.  §§  1405,  1435,  1452,  1519,  1549.3) 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Ehefrau  zum  Gewerbe- 
betrieb die  Zustimmung  ihres  Mannes  nötig  hat.  Sie  braucht 
sich  aber  der  Entscheidung  nicht  zu  fügen,  wenn  sich  diese 
als  Missbrauch  seines  Rechts  darstellt.  Im  Streitfälle  ent- 
scheidet das  Prozessgericht.4) 


herigen  Begriffsbestimmung  der  Kaufleute,  und  an  der  Willkürlichkeit, 
mit  der  in  den  Art.  271.  272  die  Handelsgeschäfte  (absolute  und  rela- 
tive) aufgezählt  werden.  Siehe  auch:  Materialien  zu  den  Reichs-Justiz- 
gesetzen von  Hahn-Mugdan.  VI.  Bd.  S.  192fr. 

1)  Düringer-Hachenburg,  Kommentar  zum  Handelsgesetz- 
buch vom  10.  Mai  1897. 

2)  Hahn-Mugdan,  Materialien  zu  den  Reichs  - Justizgesetzen, 
VI.  Bd.  (Mat.  z.  Handelsgesetzbuch.)  Cosack,  Lehrbuch  des  Handels- 
rechts S.  47,  Düringer  S.  24. 

3)  Mako  wer,  KommentarS.  4.  5 und  Ges  a mte  Mater  i ali  en 
S.  205  ff. 

4)  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  9.  Legisl. -Periode  IV.  Ses- 
sion 1895/97  No.  735  S.  11. 
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Die  Aktiengesellschaften  haben  durchweg  Kauf- 
mannsqualität, gleichviel  ob  ihr  Unternehmen  auf  dem  Boden 
eines  Handelsgewerbes  steht  oder  nicht  (§  6).  Ebenso  sind 
Kaufleute  die  Gesellschafter  einer  offenenHandelsgesell- 
schaft.  Die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  haben  ebenfalls  gemäss  § 13  des  diesbezüglichen 
Reichsgesetzes  vom  20.  April  1892  und  die  Genossen- 
schaften gemäss  § 17  Abs.  2 des  Genossenschaftsgesetzes 
Kaufmannseigenschaft  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs.  Ob 
die  Kommanditisten  Kaufleute  sind,  ist  nicht  entschieden.1) 

Auch  die  Körperschaften  des  öffentlichen 
Rechts,  welche  ein  Handelsgewerbe  betreiben,  so  z.  B.  die 
Eisenbahnverwaltung  als  Beförderer  von  Personen  und 
Gütern,  die  Gemeinden  als  Unternehmer  von  Strassen- 
bahnen,  Gasanstalten  und  Wasserwerken,  sind  Kaufleute  im 
Sinne  des  Gesetzes.  Nicht  als  Kaufleute  im  Sinne  des 
Gesetzes  gelten  ausdrücklich  nach  neu  aufgenommener  Be- 
stimmung (§452):  Die  Postverwaltungen  des  Reichs 
und  der  deutschen  Bundesstaaten. 

Beginn,  Dauer  und  Ende  der  Buchführungspflicht  richten 
sich  bei  dem  Einzelkaufmann  nach  Beginn,  Dauer  und 
Ende  seiner  Eigenschaft  als  Vollkaufmann.  Bei  der  offenen 
Handelsgesellschaft  und  Kommanditgesellschaft 
tritt  sie  ein  mit  dem  Beginn  der  Gesellschaft  und  dauert 
für  sämtliche  persönlich  haftenden  Gesellschafter  solange, 
als  sie  Mitglieder  ihrer  Gesellschaft  und  nicht  von  der  Ge- 
schäftsführung ausgeschlossen  sind.  Für  die  Aktien- 
gesellschaft und  die  Gesellsch  aft  mit  b e s c h r ä n k- 
ter  Haftung  sind  von  ihrer  Entstehung,  also  von  der 
Eintragung  zum  Handelsregister  an,  Bücher  zu  führen. 2)  Die 
Pflicht  liegt  den  sämtlichen  Mitgliedern  des  Vorstandes  der 
Aktiengesellschaft  und  den  sämtlichen  Geschäftsführern  der 
Gesellschaft  m.  b.  H.  ob,  so  lange  sie  als  solche  bestellt  sind. 3) 

b.  Der  Minderkaufmann. 

Minderkaufleute  sind  nicht  zur  Buchführung  ver- 
pflichtet, aber  doch  auch  nur  bedingt  nicht  verpflichtet. 
Denn  wer  nebeneinander  ein  minderkaufmännisches  und  ein 
vollkaufmännisches  Geschäft  betreibt,  ist  mit  Bezug  auf  das 
letztere  Vollkaufmann  und  somit  gehalten,  Bücher  zu  führen. 


Ü Dagegen  Düringer,  S.  26,  weil  ihr  Name  nicht  in  die  Firma 
aufgenommen  werden  darf;  dafür  Makower  S.  3,  weil  die  Komman- 
ditisten die  Betreibenden  sind.  Dagegen  auch  Prot.  1259. 

2)  R.  G.  E.  Str.  Bd.  29,  S.  223. 

3)  D üri  n g e r - H a ch  en  b urg,  Kommentar  S.  148.  140. 
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§ 4 H.  G.  B's.  bestimmt : 

„Die  Vorschriften  über  die  Firmen,  die  Handelsbücher  und  die 
Prokura  finden  auf  Handwerker,  sowie  auf  Personen,  deren 
Gewerbebetrieb  nicht  über  den  Umfang  des  Kleingewerbes 
hinausgeht,  keine  Anwendung.  *) 

Was  man  unter  Handwerker  zu  verstehen  hat,  bestimmt 
sich  nicht  immer  aus  dem  Begriff  selbst,  und  zwar  umso 
weniger,  je  mehr  Handwerkszweige  Handel  mit  fertiger 
Ware  (§  i Ziff  i)  neben  dem  Handwerk,  wie  z.  B.  Buch- 
binder, Schneider,  Friseure,  Sattler,  Installateure  u.  s.  w. 
betreiben. 

Handwerker  dieser  Art  besitzen  die  Kaufmannseigen- 
schaft zwar  und  unterstehen  dem  Handelsrecht,  aber 
nicht  in  vollem  Umfange.  Sie  sind  Kaufleute  mindern  Rechts. 

Es  giebt  aber  auch  Handwerker,  deren  Gewerbebetrieb 
kein  Umsatzgeschäft  zum  Gegenstand  hat.  Solche  Hand- 
werker sind  relativ  selten.  Es  sind  dies  selbständige  Lohn- 
arbeiter, die  lediglich  nach  bürgerlichem  Recht  beurteilt 
werden  müssen.2) 

Was  man  unter  „Personen,  deren  Gewerbebetrieb  nicht 
über  den  Umfang  des  Kleingewerbes  (im  bisherigen  H.  G.  B. 
heisst  es  anstatt  Kleingewerbe  ,,  Handwerksbetrieb  “)  hinaus- 
geht “ zu  verstehen  hat,  ist  nicht  mehr  Thatfrage  und  der 
Entscheidung  der  einzelnen  Registergerichte  überlassen,  weil 
die  Frage,  wo  die  Grenze  zwischen  Kleinbetrieb  und  Gross- 
gewerbe liegt,  schwer  zu  beantworten  ist;  vielmehr  hat  man 
die  Beantwortung  der  Frage  von  der  den  Geschäftsumsatz 
berücksichtigenden  Steuerveranlagung  abhängig  gemacht. 
Bei  der  Verschiedenheit  der  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
über  die  direkten  Steuern  bestehenden  Gesetze  konnten  die 
betr.  Vorschriften  im  Handelsgesetzbuch  selbst  nicht  auf- 
genommen werden.  Dafür  aber  wurde  in  § 4 Abs.  3 den 
Landesregirungen  die  Befugnis  zum  Erlasse  entsprechender 
Bestimmungen  übertragen. 3)  Und  kraft  dieser  Befugnis 
können  sie  unter  Bezugnahme  auf  die  nach  dem  Geschäfts- 
umfange bemessene  Steuerpflicht  das  Kleingewerbe  vom 
Grossgewerbe  abgrenzen,  wobei  Anlagekapital,  Umsatz,  Ertrag 


*)  Das  bisherige  H.  G.  B führte  in  Art.  10  speziell  auf : „Höker, 
Trödler,  Hausierer  und  dergleichen  Handelsleute  von  geringem  Ge- 
werbebetrieb, ferner  Wirte,  gewöhnliche  Fuhrleute,  gewöhnliche  Schiffer 
und  Personen,  deren  Gewerbe  nicht  über  den  Umfang  des  Handwerks- 
betriebs hinausgeht.“ 

2)  Düringer,  Kommentar  S.  52,  53. 

3)  Siehe:  Hahn-Mugdan,  Materialien  VI.  Bd.  S.  201. 
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u:  s.  w.  berücksichtigt  werden  können.1)  Auf  der  gleichen 
Grundlage  ist  der  Gegenstand  in  Österreich  geordnet. 

c.  Der  gewerbliche  Unternehmer. 

Falls  ein  gewerbliches  Unternehmen  nach  Art  und  Um- 
fang einen  in  kaufmännischer  Weise  eingerichteten  Geschäfts- 
betrieb fordert,  und  die  Firma  des  Unternehmers  in  das 
Handelsregister  eingetragen  ist  (§  2),  besteht  für  den  Unter- 
nehmer Buchführungspflicht.  Denn  ein  solches  Unternehmen 
ist  nach  § 2 als  Handelsgewerbe  zu  betrachten,  auch  dann, 
wenn  dasselbe  nicht  die  in  § 1 Abs.  2 umschriebenen  Grund- 
geschäfte betreibt.  Die  Merkmale  eines  in  kaufmännischer 
Weise  eingerichteten  Betriebs  werden  in  der  Buchführung, 
in  der  Korrespondenz,  in  der  Art  der  Inanspruchnahme  des 
Kredits  (Bankverkehr,  Kontokorrentverhältnis),  im  Abschluss 
der  Geschäfte,  im  Einzug  von  Aussenständen  und  in  der 
Regulirung  von  Verbindlichkeiten  zu  suchen  sein. 

Mit  der  unter  bestimmten  Kautelen  zugelassenen  Ein- 
reihung der  Inhaber  gewerblicher  Unternehmungen  unter 
die  Klasse  der  Kaufleute  ist  erreicht,  dass  der  Gewerbe- 
betrieb der  sog.  Urproduzenten , sowie  mit  Thonwaren, 
ferner  Porzellanfabriken,  Ziegeleien,  Rübenzuckerfabriken, 
die  Anstalten  zur  Leihe  von  Büchern,  Kostümen,  Transport- 
mitteln, Booten  und  Pferden,  die  Annoncenbureaux,  der  Ge- 
werbebetrieb der  Bauunternehmer,  der  gewerbsmässige  Handel 
in  Grundstücken  bezw.  der  Gewerbebetrieb  der  Immobilien- 
mäkler und  das  Gewerbe  der  Unternehmer  von  Theatern, 
Zirkussen  u.  dgl.  — immer  unter  den  oben  erörterten  Voraus- 
setzungen — als  Handelsgewerbe  erscheinen.2) 

Der  landwirtschaftliche  Betrieb 
ist  dem  Handelsgesetz  nicht  unterstellt  worden,  weil  dieser 
sich  in  Formen  und  unter  Bedingungen  vollzieht,  die  ganz 
und  gar  von  denjenigen  des  kaufmännischen  Verkehrs  ab- 
weichen. Anders  das  landwirtschaftliche  Nebengewerbe, 
bei  welchem  vielfach  Industrie  und  Landwirtschaft  inein- 
anderlaufen.  Solche  Unternehmungen  können  nicht  unbe- 
dingt, wie  die  Landwirtschaft  das  selbst  zugiebt,  der  Gel- 
tung der  handelsrechtlichen  Vorschriften  entzogen  werden. 
Lässt  sich  der  Unternehmer  eines  solchen  Betriebs  in  das 
Handelsregister  eintragen , — wozu  ihm  das  Gesetz  die 
Befugnis  einräumt  — so  erlangt  derselbe  für  das  Neben- 


*)  Komm.  Ber.  No.  632  der  Drucksachen. 

2)  Düringer,  KommentarS.  40. 
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gewerbe  die  Eigenschaft  eines  Kaufmanns. x)  Das  Unter- 
nehmen muss  aber  einen  kaufmännischen  Geschäftsbetrieb 
erfordern,  d.  h.  die  genügende  Übersichtlichkeit  des  Ver- 
mögensstandes und  eine  geordnete  Erledigung  der  einzelnen 
Geschäfte  muss  sich  in  anderer  als  in  kaufmännischer  Weise 
nicht  erzielen  lassen.* 2) 

Berggesellschaften , welche  auf  Grund  des  deutschen 
Berggesetzes  als  Gewerkschaften  des  neueren  Rechts  be- 
stehen, können  sich  nur  dann  (nach  § 2)  in  das  Handels- 
register eintragen  lassen  und  Kaufmannseigenschaft  erlangen, 
wenn  ihnen  die  Rechte  einer  juristischen  Person  beiwohnen. 
Vereinigungen,  denen  diese  Rechte  fehlen,  bleibt  vorstehende 
Möglichkeit  versagt. 3) 

Wem  von  den  zur  Buchführung  Verpflichteten  liegt 

individuell  die  Sorge  um  die  Buchführung  ob? 

Im  Einzelbetrieb  ist  es  der  Inhaber,  welcher 
als  Kaufmann  persönlich  für  seine  Buchführung  einzustehen 
hat,  gleichviel,  ob  er  diese  durch  einen  Buchhalter  besorgen 
lässt  oder  nicht,  und  gleichviel  auch,  ob  er  selbst  der  Buch- 
führung mächtig  ist  oder  nicht.4)  Nur  wenn  der  Inhaber 
geschäftsunfähig 5)  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt 
ist,  trifft  die  gesetzliche  Verantwortung  den  Vertreter,  wie 
z.  B.  beim  Mündel  den  Vormund,  beim  Minderjährigen  den 
Vater  oder  die  Mutter.6)  Den  Buchhalter  trifft  im  All- 
gemeinen nicht  die  Verantwortung  für  die  Buchhaltung, 
es  sei  denn,  dass  er  ausdrücklich  in  dieser  Beziehung  ver- 
pflichtet wurde.7)  Eine  persönliche  Verantwortung  erwächst 
ferner  für  denselben,  wenn  er,  sei  es  für  sich  oder  im  Ein- 
verständnis mit  seinem  Prinzipal,  im  bösen  Glauben 
(mala  fide)  gehandelt  hat. 

Ist  dem  Prokuristen,  Disponenten  oder  Handlungs- 
bevollmächtigten der  Betrieb  des  gesamten  Unternehmens 

*)  Denkschrift  z.  Entw.  eines  Handelsgesetzbuchs  S.  12 ff. 

2)  Mako  wer,  Handelsgesetzbuch  mit  Kommentar  S.  14. 

8)  Materialien  z.  H.  G.  B.  S.  198,  199. 

4)  Vgl.  § 1910  Bürg.  Ges.  Buch. 

5)  R.  G.  Str.  S.  Bd.  VII,  S.  320.  Jur.  Woch.  1889  S.  102  Ziff.  12. 
R.  G.  Entsch.  v.  17.  Nov.  1880.  In  dem  Gutachten,  welches  in  Kopen- 
hagen die  vom  Minister  des  Innern  eingesetzte  Kommission  zur  Revi- 
sion der  dänischen  Gewerbeordnung  unterm  13.  Juli  1893  abgestattet 
hatte,  wurde  gefordert,  dass  die  Zulassung  zum  Betriebe  des  Handels- 
gewerbes von  einer  Prüfung  in  der  kaufmännischen  Buchführung  ab- 
hängig gemacht  werden  soll. 

6)  Vgl.  bei  „Strafbestimmungen“  mit  Bezug  auf  die  Buchführung. 

7)  Vgl.  bei  „Strafbestimmungen“  ebenda. 
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ohne  wesentliche  Einschränkung  übertragen,  so  haftet  er  zu- 
gleich für  die  Buchführung,  nicht  aber  auch  für  eine  be- 
sondere und  mit  Bilanzen  versehene  Rechnungslegung,  es 
sei  denn,  dass  dies  ausdrücklich  im  Anstellungsvertrage  Vor- 
behalten ist.* 2 3  4) 

Hat  eine  Ehefrau  zu  dem  Geschäfte  ihres  Mannes 
nur  den  Namen  hergegeben,  während  der  Mann 
es  thatsächlich  allein  und  für  eigene  Rechnung  führt,  so  liegt 
lediglich  ein  unbefugter  Gebrauch  einer  unrichtigen  Firma 
vor,  bei  der  die  Ehefrau  nur  vorgeschobene  Person  ist. 
Kaufmann  ist  in  einem  solchen  Falle  der  Mann  und  nicht 
die  Frau,  weshalb  auch  nur  ihn  allein  die  strafrechtliche 
Verantwortlichkeit  für  die  Buchführung  trifft.2)  Wird  aber 
das  Geschäft  thatsächlich  auf  Rechnung  der  Ehefrau,  ins- 
besondere durch  die  ihr  gehörenden  Mittel  betrieben , so  ist 
sie,  auch  wenn  ihr  Ehemann  als  Prokurist  oder  Handlungs- 
bevollmächtigter allein  den  Betrieb  führt,  Inhaberin  des  Ge- 
schäfts und  für  die  Buchführung  haftbar. 3)  Bei  der  o f f e n e n 
Handelsgesellschaft,  der  einfachen  Kommanditgesell- 
schaft  und  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
trifft  die  strafrechtliche  Verantwortung  für  die  Buchführung 
die  persönlich  haftenden  Gesellschafter.4)  Aus- 
genommen von  dieser  Verpflichtung  sind  diejenigen  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter,  welche  laut  Vertrag  von  der 
Geschäftsführung  ausgeschlossen  sind,  oder  denen  die  Be- 
fugnis zur  Geschäftsführung  durch  gerichtliche  Entscheidung 
entzogen  wurde5),  weil  dieselben  nicht  in  der  Lage  sind, 
einen  Einfluss  auf  die  Buchführung  auszuüben.6) 

Nicht  verantwortlich  für  die  Buchführung  sind  die 
Kommanditisten,  weil  sie  von  der  Vertretung  und  Ge- 
schäftsführung ausgeschlossen  sind,  auch  nicht  die  Bilanzen 
mit  zu  unterzeichnen  brauchen.  Sie  sind  nur  berechtigt,  die 
abschriftliche  Mitteilung  der  jährlichen  Bilanzen  zu  verlangen 


*)  Entsch.  R.  O.  H.  G.  vom  6.  Dezember  187g. 

2)  Vgl.  bei:  „Strafbestimmungen“,  mit  Bezug  a.  d.  Buchfg. 

3)  Vgl.  Düringer,  Handelsgesetzbuch  S.  149  u.  R.  G.  Str.  S.  Bd. 
25,  S.  122. 

4)  Vgl.:  Bezüglich  der  offenen  Hand.-Gesell.  §§  115,  116,  117,  so- 
wie R.-G.-Entsch.  vom  7.  Januar  1880  Str.  S.  I S.  49;  bezüglich  der  Kom- 
manditgesell.  § 161  und  bezügl.  der  Komm. -Ges.  auf  Aktien,  § 320 
H.  G.  B’s. 

5)  Vgl.  H.G.B.  § 117. 

6)  Staub,  Art.  28  § Ia;  Gareis-Fuchsberger  S.  122  No.  13.; 
Düringer  S.  150. 
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und  ihre  Richtigkeit  unter  Einsicht  der  Bücher  und  Papiere 
zu  prüfen. 1) 

Bei  der  Aktiengesellschaft2),  sowie  bei  der  Ge- 
sellschaft mit  beschränkter  Haftung3)  liegt  die  Sorge 
um  die  Buchführung  und  die  strafrechtliche  Verantwortung 
dem  gesamten  Vorstande  bezw.  allen  Geschäfts- 
führern ob  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  nach  einer  Ver- 
teilung des  inneren  Dienstes  die  Buchführung  dem  Wirkungs- 
kreise speziell  nur  dieses  oder  jenes  Mitgliedes  zugewiesen 
ist.  Der  Gesamtvorstand  bezw.  die  Geschäftsführer  haben 
daher,  als  die  verantwortlichen  Träger  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit, darauf  zu  sehen , dass  eine  den  gesetzlichen 
Normen  entsprechende  Buchführung  vorhanden  sei  und  ord- 
nungsmässig  gehandhabt  werde. 4)  Diese  Kontrole  kann  ihnen 
durch  keine  vertragsmässige  Beschränkung  genommen  werden, 
ebensowenig  wie  sie  ihrerseits  sich  der  Verantwortung  für  die 
Buchführung  entziehen  können.  Ist  der  verantwortliche  Ge- 
schäftsleiter über  die  ordnungsmässige  Führung  der  Bücher 
getäuscht  worden,  so  steht  ihm  der  Entschuldigungsbeweis 
offen.  Gelingt  ihm  dieser,  so  tritt  für  ihn  Straffreiheit  ein, 
weil  der  Vorstand  nur  „Sorge  zu  tragen  hat“,  dass  die 
Handelsbücher  vorhanden  sind  und  ordnungsmässig  geführt 
werden,  zur  persönlich  en,  d.  h.  individuelle  n Führung 
aber  nicht  verpflichtet  ist,  ebenso  wenig  wie  für  den  Vor- 
stand Rechnungslegung  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  mit  Be- 
legen u.  s.  w.  besteht;  es  sei  denn,  dass  er  bestimmte  Ver- 
mögensstücke persönlich  verwaltet,  in  welcher  Eigenschaft 
er  alsdann  rechnungspflichtig  wird.5 6)  Damit  darf  aber  keines- 
wegs die  Annahme  verbunden  werden,  als  ob  die  Buch- 
führungspflicht, wie  sie  objektiv  für  die  Aktiengesellschaften 
besteht,  nicht  etwa  in  ihrem  vollen  Umfange  auf  dem  Vor- 
stand als  dessen  persönliche  Geschäftsführungspflicht  lastet. 
Vielmehr  ist  er  allein  der  Gesellschaft  hierfür  verantwort- 
lich , und  diese  Verantwortung  kann  weder  durch  Gesell- 
schaftsvertrag noch  auch  durch  sonstige  Verabredungen  auf 
einen  anderen  abgewälzt  werden. 


1)  Vgl.  § 166  H.  G.  B’s. 

2)  Vgl.  § 240  H.  G.  B’s. 

3)  Vgl.  § 42  d.  Gesetzes  v.  20.  April  1892. 

4)  Vgl  R.  O.  G.  Bd.  25  S.  179  u.  Ent.-R.-G.  VI  Str.  S.  v.  März  1896. 

Ebenso  Petersen  u.  Kleinfelle  r,  Konk. -Ordnung. 

6)  R.  O.  H.  G.  Bd.  25,  S.  179.  R.  G.  VI  Str.  S.  vom  6.  März  1896. 
R.  G.  Str.  S.  XIII.  v.  9.  Januar  1896,  S.  235.  Vgl.  auch  meinen  Artikel : 
„Haftpflicht  des  Vorst,  einer  Akt. -Ges.  für  die  Buchfg.“  Strassb.  Post 
Nr.  928  v.  29.  Nov.  1896. 
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Was  verlangt  das  Gesetz  von  der  Buchführung? 

Das  Gesetz  geht  mit  Recht  einer  näheren  Angabe  über 
die  Beschaffenheit  der  Buchführung  aus  dem  Wege , und 
schon  die  Nürnberger  Konferenz  vom  Jahre  1857  hat  es  für 
unthunlich  erachtet,  Zahl  und  Gattung  der  zu  führenden 
Handelsbücher  im  Gesetz  näher  zu  bestimmen.  Denn  die 
Verschiedenheit  ist  in  dieser  Beziehung  so  gross,  und  es 
giebt  der  Methoden,  Bücher  zu  führen,  so  viele,  dass  es  fast 
eines  kleinen  Leitfadens  bedurft  hätte,  wenn  das  Gesetz  sich 
da  in  nähere  Angaben  hätte  einlassen  wollen.  Damit  ist 
aber  nicht  gesagt,  dass  nun  der  Kaufmann  zu  jedem  be- 
liebigen Verfahren  berechtigt  wäre;  im  Gegenteil  hat  sich 
derselbe  an  die  hergebrachte  Art  der  Buchführung  zu  halten, 
freilich  ohne  dass  dadurch  Abweichungen  im  Einzelnen  aus- 
geschlossen wären. x) 

Dahingegen  verlangt  das  Gesetz  imperativ  zweierlei 
von  den  Geschäftsbüchern:  sie  sollen 

1)  die  Handelsgeschäfte, 

2)  die  Lage  des  Vermögens* 2) 

ersichtlich  machen.  Und  diese  Ersichtlichmachung  verlangt 
das  Gesetz  „nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buch- 
führung“  durchgeführt.3) 

Dieses  letztere  Erfordernis  bezeichnet  gegenüber  der 
bisherigen  V orschrift  (Art.  28),  der  ein  solcher  Beisatz  fehlte, 
einen  wesentlichen  Fortschritt,  weil  damit  implicite  ein  An- 
schluss an  die  gegebenen  Buchführungssysteme  begünstigt 
wird.  Ebenso  ist  es  aber  auch  viel  richtiger,  wenn  das  neue 
Gesetz  verlangt,  in  den  Büchern  die  Handelsgeschäfte  und 
die  Vermögenslage  ersichtlich  zu  machen,  und  nicht,  wie 
das  nach  dem  bisherigen  Gesetz  gefordert  wird  — ein 
etwas  merkwürdiges  Verlangen  — „ersehen“  zu  lassen. 
Das  neue  Gesetz  umschreibt , wie  ersichtlich , viel  prä- 
ziser das,  was  verlangt  wird;  es  giebt  viel  klarer 
die  Richtung  an,  nach  der  hin  sich  die  Buchführung 
zu  bewegen  hat;  aber  immer  noch  ist  die  Buch- 


x)  v.  Hahn,  Kommentar  S.  199  ff. 

3)  Korrekter  wäre  es  gewesen,  zu  sagen  „die  Lage  der  Bestand- 
teile des  Vermögens“,  weil  praktisch  nur  dies  mit  den  Büchern  zu 
erreichen  ist,  und  auch  thatsächlich  nichts  mehr  erreicht  wird.  Die  Er- 
sichtlichmachung der  Lage  des  Vermögens  ist  Sache  des  in  § 39 
vorgeschriebenen  Inventars. 

3)  Über  Strafbarkeit  einer  Buchführung , welche  keine  Übersicht 
über  die  Vermögenslage  gewährt,  vgl.  R.  G.  Str.  S.  4.  Bd.  Seite  120, 
Urt.  v.  30.  April  1881  und  unter:  „Strafbestimmungen“. 
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führungsvorschrift  mit  dem  Mangel  behaftet,  dass  sie  nur 
von  einer  Buchung  der  Handelsgeschäfte  spricht  und 
alles  andere  Buchungsmaterial,  das  gerade  nicht  auf  Handels- 
geschäften ruht,  im  übrigen  aber  ebenso  wichtig  sein  kann 
wie  das  aus  Handelsgeschäften  entsprungene  Material,  gänz- 
lich ignorirt.  Damit  hat  das  neue  Gesetz  etwas  aus  dem 
alten  übernommen , das  hart  angefochten  wird , schon  zu 
vielen  Missdeutungen  Anlass  gegeben  hat,  und  über  dessen  Sinn 
kein  Mensch  und  insbesondere  kein  Praktiker  sich  recht  klar 
wird,  zumal  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  sehr  wohl  auch  die 
Annahme  zulässig  ist,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  erst  die  Be- 
thätigung  d.  h.  die  Ausführung,  sondern  schon  den 
blossen  Abschluss  von  Handelsgeschäften  gebucht  wissen 
wollte,  was  freilich  aller  Praxis  straks  zuwiderläuft.1)  Und 
darüber  hilft  auch  nicht  hinweg,  wenn  es  im  Gesetz  heisst, 
dass  die  Handelsgeschäfte  „nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässiger  Buchführung“  ersichtlich  zu  machen  sind.  Zwar 
besagt  die  Denkschrift,  dass  mit  dem  Hinweis  auf  die  Grund- 
sätze ordnungsmässiger  Buchführung  eine  Ungenauigkeit  in 
der  Ausdrucksweise  des  bisherigen  Art.  28  beseitigt  werde, 
weil  in  den  Handelsbüchern  nicht,  wie  die  Fassung  des 
Art.  28  dies  anscheinend  fordert,  die  Geschäftsabschlüsse 
als  solche,  sondern  nur  die  in  Folge  der  Geschäftsabschlüsse 
eintretenden  Vermögensveränderungen  ersichtlich  gemacht 
werden.2)  Warum  aber  hat  man  nicht  dem  Gesetz  selbst 
eine  dementsprechende  Fassung  gegeben,  anstatt  es  der 
Denkschrift  zu  überlassen , den  fraglichen  Punkt  auf- 
zuklären ? 

Ausserdem  ist  im  Gesetz  immer  doch  nur  von  Han- 
delsgeschäften die  Rede,  während  es  eine  ganze  Reihe 
von  Geschäftsvorkommnissen  giebt , die  keine  Handels- 


])  Endemann  (Das  deut.  Handelsrecht  S.  79)  verlangt  direkt, 
dass  auch  die  noch  nicht  erledigten  Handelsgeschäfte  ersichtlich  ge- 
macht werden  müssten.  Ja,  wie  soll  denn  das  geschehen?  Es  müsste 
schon  die  Buchung  aufgemacht  werden:  „Debitoren  per  abgeschl. 
aber  noch  nicht  erfüllte  Verträge  an  Konto  der  abgeschl.  aber  noch 
nicht  erfüllten  Verträge“.  Bei  Erfüllung  müsste  diese  Buchung  wieder 
aufgehoben  und  dann  der  geschehenen  Lieferung  entsprechend  gebucht 
werden.  Also  z.  B.  „Lager-Konto  an  Kreditoren-Konto“  oder  „Debitoren- 
Konto  an  Waren-Konto“.  Welchen  Sinn  aber  der  erstere  Journal-Satz 
haben  und  inwiefern  er  mit  seiner  aktiv  und  passiv  sich  abgleichenden 
Wirkung  die  Vermögenslage  zu  beeinflussen  geeignet  sein  soll,  ver- 
mögen wir  nicht  recht  einzusehen.  Dagegen  vgl.  R.  G.  VIII  (23)  62 

2)  Denkschrift  S.  44  und  Materialien  von  Hahn-Mugdan 
S.  225. 
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geschäfte  sind,  wie  z.  B.  die  Entrichtung  von  Steuern,  die 
Ausbezahlung  von  Löhnen,  die  Entnahme  baren  Geldes  für 
persönliche  Zwecke,  der  Selbstverbrauch  an  Waren  etc.  — 
und  doch  richtige  Buchungsfäktoren  darstellen. 

Richtiger  wäre  es  daher  gewesen,  wenn  man  dem  Kauf- 
manne einfach  auferlegt  hätte,  nach  den  Grundsätzen  ord- 
nungsmässiger  Buchführung  Bücher  zu  führen  und  in  diesen 
die  Lage  seines  Vermögens  nach  gleichen  Grundsätzen  er- 
sichtlich zu  machen.  Wollte  man  etwas  ausführlicher  sein, 
so  hätte  man  der  Vorschrift  folgende  Fassung  geben  können: 

„Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  Bücher  zu  führen  und 
in  diesen  seine  Handelsgeschäfte,  sowie  die  sonstigen  Geschäfts- 
vorkommnisse, soweit  damit  Vermögensänderungen  verknüpft 
sind,  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung 
einzutragen. 

Die  Führung  der  Bücher  muss  jedenfalls  eine  solche 
sein , dass  aus  dem  im  Inventar  (§  39)  zusammengestellten 
Abschluss  derselben  die  Lage  des  Vermögens  ersichtlich  wird.“ 

Weiter  als  das  Gesetz  gehen  die  Anforderungen, 
welche  die  Buchführungswissenschaft  an  ein  kauf- 
männisches Rechnungswesen  stellt.  Sie  gipfeln  in  den  Fragen : 

1)  Wie  gross  war  der  Besitz  bei  Beginn  der  Geschäfts- 
periode? 

2)  Welche  Veränderungen  hat  das  anfängliche  Besitz- 
tum im  Laufe  der  Geschäftsperiode  erfahren? 

3)  Wie  gross  war  der  Besitz  am  Schlüsse  der  Geschäfts- 
periode? 

Die  Buchführung  stellt  sich  hiernach  als  ein  grosses 
Rechenexempel,  als  eine  Aufgabe  dar,  an  der  das  ganze  Jahr 
hindurch  gearbeitet  und  gerechnet  wird,  zu  der  man  aber 
erst  am  Ende  des  Jahres  die  Lösung  findet. 

Will  man  die  an  eine  Buchführung  zu  stellenden  An- 
forderungen noch  näher  bestimmen  und  auf  die  Praxis  über- 
tragen, so  wird  man  von  ihr  unbedingt  verlangen: 

1)  Den  genauen  Nachweis  über  den  Abschluss  der 
Handelsgeschäfte,  sowie  der  sonstigen,  das  Ver- 
mögen verändernden  Geschäftsvorkommnisse  durch 
Ansammlung  der  eingehenden  und  Abdruck  der  aus- 
gehenden Korrespondenz; 

2)  die  chronologische  Darstellung  der  Erfüllung  der 
Verträge,  sowie  die  Buchung  aller  sonstigen  Ver- 
mögensveränderungen in  den  Grundbüchern  (Journal, 
Kassabuch)  unter  weiterer  Übertragung  der 

B e i g e 1,  Buchführungsrecht 
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Posten  auf  die  mit  den  Vorfällen  noch  sonst  zu- 
sammenhängenden Konti  bezw.  Bücher; 

3)  die  übersichtliche  Zusammenstellung  der 
mit  jeder  einzelnen  Person  oder  Firma  abgeschlossenen 
Geschäfte  oder  gewechselten  Dienstleistungen  durch 
die  laufende  Rechnung  oder  das  Konto-Korrent ; 

4)  die  Rechnungsführung  über  die  einzelnen  Teile 
des  Besitztums,  d.  h.  über  den  Zu-  und  Abgang 
des  Geldes,  der  Waren,  der  Wechsel,  der  Effekten  etc. 
durch  das  Kassabuch,  Warenbuch,  Wechsel-Skontro, 
Effekten-Skontro  etc.; 

5)  den  Rechnungsabschluss  oder  den  periodischen 
Rechnungsnachweis  über  den  finanziellen  Stand  des 
Unternehmens  durch  das  Inventar. 

In  diesen  fünf  Punkten  erschöpfen  sich  die  Anforder- 
ungen, welche  das  Gesetz,  aber  auch  die  Theorie  und  Praxis 
an  eine  ordnungsmässige  Buchführung  stellen  können. 


Buchführungsarten 

Das  Gesetz  schreibt  eine  bestimmte  Buchführungsar t 
nicht  vor.  Folglich  sind  alle  herrschenden  Methoden,  so- 
weit damit  der  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Buchführungs- 
zweck erreicht  wird,  zugelassen. 

Nur  bezüglich  der  Aktiengesellschaften  wird  die  doppelte 
Buchführung  insofern  begünstigt1),  als  in  § 260  Abs.  2 des 
Handelsgesetzbuchs  (Art.  239  des  bisherigen  Aktiengesetzes) 
die  Vorlage  eines  Gewinn-  und  Verlustkonto^  gefordert  wird, 
ein  solches  Konto  aber  nur  bei  der  doppelten,  nicht  auch 
bei  der  einfachen  Buchführung  vorkommt. 2) 

Berechtigt  ist  diese  Begünstigung  nur  insoweit,  als  man 


*)  Co  sack  sagt  zwar  in  seinem  „Lehrbuch  des  Handelsrechts“: 
„Doppelte  Buchführung  ist  nur  den  Aktiengesellschaften  vorgeschrieben“. 
Nirgends  aber  ist  eine  solche  Vorschrift  im  Gesetz  — weder  im  alten 
noch  im  neuen  — zu  finden. 

2)  Auch  dem  franz.  Code  de  Commerce  wird  vielfach  eine  solche 
Begünstigung  nachgesagt,  weil  in  Art.  8 nicht  nur  die  Führung  eines 
Journals  mit  den  im  Gesetz  enthaltenen  Posten,  sondern  auch  u.  a.  die 
Journalisierung  der  Haushaltungs-Unkosten  gefordert  wird.  Da  diese 
Unkosten,  so  wird  behauptet,  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto  gebucht 
werden  müssten,  so  sei  damit  implicite  die  Doppelbuchhaltung  vor- 
geschrieben. Wir  vermögen  uns  diesen,  dem  Sinne  des  Gesetzes 
Gewalt  anthuenden  Ausführungen  keineswegs  anzuschliessen. 
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die  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  als  ein  im  System  lie- 
gendes, mit  den  übrigen  Konti,  besonders  mit  der  Bilanz, 
mechanisch  zusammenhängendes  Konto  auffasst'.  Will  man 
diese  Auffassung  bei  Beurteilung  der  Frage,  ob  Begünstig- 
ung vorliegt  oder  nicht,  ausschliessen,  und  das  Gewinn-  und 
Verlust-Konto  als  eine  blosse  Aufrechnung  bezw.  Zusammen- 
stellung der  Gewinne  und  Verluste  auffassen,  so  hört  damit 
jede  Begünstigung  der  doppelten  Buchhaltung  auf,  weil  in 
letzterer  Form  eine  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  auch  sehr 
wohl  bei  einfacher  Buchführung  erstellt  werden  kann. 1) 

Die  herrschenden  Buchführungsmethoden  sind: 
die  einfache  Buchführung, 
die  doppelte  Buchführung,  und 
die  amerikanische  Buchführung.2) 


a.  Die  einfache  Buchführung. 

Die  einfache  Buchführung  behandelt  nur  Schuld  und 
Guthaben  eines  Unternehmens,  ohne  sich  um  die  bei  Entsteh- 
ung einer  Schuld  oder  eines  Guthabens  vor  sich  gehende 
Kapitalsveränderung  oder  um  die  innergeschäftliche  Bedeut- 
ung des  Postens  zu  kümmern.  Die  Folge  ist,  dass  sie  keinen 
Ein-  und  Überblick  bezüglich  der  Bestände  bietet.  Kleinere 
Geschäfte  gehen  aber  auch  gar  nicht  mit  ihren  Anforder- 
ungen an  das  Rechnungswesen  so  weit.  Sie  begnügen  sich 
mit  der  Feststellung  der  Buchforderungen  und  Buchschulden. 
Den  Einblick  über  die  Bestände  verschaffen  sie  sich  am  Ende 
des  Geschäftsjahres  durch  Aufnahme,  Sichtung  und  Bewertung 
sämtlicher  Bestände,  womit  sie  zugleich  die  vom  Gesetz  ge- 
forderte Darstellung  der  Geschäftslage  verbinden.3) 


’)  In  seinem  handelswissenschaftlichen  Unterricht  lässt  Verfasser 
seine  Schüler  auch  bei  der  einfachen  Buchführung  regelmässig  aus- 
zugsweise beim  Abschluss  eine  Spezifikation  des  Gewinns  in  Form 
einer  Aufrechnung  bezw.  Gegenüberstellung  von  Gewinn  und  Verlust 
anfertigen. 

2)  Andere  als  die  obengenannten  Methoden,  wie  die  Logismo- 
graphie,  die  kameralistische  Buchführung,  die  Zweikontentheorie,  die 
konstante  Buchführung,  das  Bilanz-Journal  oder  La  permanence  de 
Tinventaire  haben  für  die  Praxis  wenig  Bedeutung  und  dürften  der 
Hauptsache  nach  kaum  über  den  Wert  geistreicher  Kombinationen 
hinauskommen. 

3)  Darstellung  der  einfachen  Buchführung  vgl.  R.  Beigel,  Leit- 
faden. Strassburg  1897  und  Katechismus,  Karlsruhe  1881. 
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b.  Die  doppelte  Buchführung. 

Die  doppelte  Buchhaltung1)  verbindet  mit  der  Darstellung 
der  Schuldverhältnisse  (externe  Verrechnung)  sofort  die  innere 
Berichtigung  (interne  Verrechnung)  aller  mit  den  eingetretenen 
Schuldverhältnissen  Hand  in  Hand  gehenden  Besitzverschieb- 
ungen. Sie  gelangt  hierzu  vermittelst  eines  Systems  von  Konti, 
deren  Zusammenhang  so  geartet  ist,  dass  von  einem  jeden  Ge- 
schäftsvorfall mindestens  zwei  Konti  berührt  werden,  in  dem 
Sinne,  dass  dem  empfangenden  Konto  der  Geldbetrag  in  das 
Soll  und  dem  gebenden  Konto  in  das  Haben  gestellt  wird. 
Diese  doppelseitige  Buchung  bewirkt,  dass  jedesmal  auf 
beiden  Seiten,  d.  h.  in  Soll  und  Haben  nach  dem  Grundsatz, 
dass  Gleiches  zu  Gleichem  addiert  Gleiches  giebt , Aus- 
gleich stattfindet. 

Den  Ausgangspunkt  aller  Gleichungen  bildet  die  Eröff- 
nungsbilanz oder  das  Anfangs-Inventar.  Hier  werden  nach 
dem  Grundsatz,  dass  die  Aktiven  dem  Reinvermögen  plus 
den  eventuellen  Schulden  (A  = R -f-  P)  gleich  sein  müssen, 
dem  Geschäftsinhaber  seine  Einlagen  auf  seinem  Kapital- 
Konto  gutgeschrieben  und  den  Rechnungen,  welche  die  Ein- 
lagen zur  Verwaltung  übernehmen  (Kassa-,  Wechsel-,  Ma- 
schinen-, Lager-,  Effekten-Konto  etc.),  belastet. 

Also  z.  B. 

Folgende  an  Kapital-Konto 
Kassa-Konto  4000 

Lager-Konto  25000 

Maschinen-Konto  20000 

Debitoren-Konto  15000  64000 


Werden  aber  auf  diese  Summe  Jt  4000  in  Accepten  und  Jt  5000 
in  Fakturen  geschuldet,  so  lauten  die  Sätze: 


Folgende  an  Bilanz-Konto 

Kassa-Konto 

4000 

Lager-Konto 

25000 

Maschinen-Konto 

20000 

Debitoren-Konto 

15000 

64000 

Bilanz-Konto  an  Folgende 

an  Accept-Konto 

4000 

„ Kreditoren-Konto 

5°°° 

„ Kapital-Konto 

5500° 

64000 

1)  Zuerst  wissenschaftlich  beschrieben  vonPaccioli,  dem  Frater 
Lucas  de  Borgo,  in  seinem  1494  in  Venedig  erschienenen  Werke: 
„Summa  de  Arithmetica,  Geometria,  Proportioni  et  Proportionalität 
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Übrigens  sei  bemerkt,  dass  man  auch  schon  mit  dem 
ersten  Fall  zwei  Sätze  bilden  kann,  die  dann  wie  folgt  lauten: 

Folgende  an  Bilanz-Konto 

wie  im  Satz  I Jt  64000 

sodann 

Bilanz-Konto 

an  Kapital-Konto  Jt  64000 

In  diesem  Buchungssatz  liegt  die  Gleichung,  von  der 
ausgegangen  wird,  die  aber  die  einfache  Buchführung  nicht 
kennt,  und  da  nach  einem  gleichen  Grundsätze,  wie  oben 
angegeben,  sämtliche  Buchungen  behandelt  werden,  so  ist 
es  klar,  dass  die  ursprüngliche  Gleichung  stets  erhalten 
bleibt.  4)  Dadurch  gelangt  die  doppelte  Buchführung  zu  einer 
ebenso  praktischen  wie  bewunderungswürdigen  Systematik, 
durch  welche  grösstmögliche  Klarheit  und  zugleich  Zuver- 
lässigkeit des  Verfahrens  verbürgt  wird.1 2) 

Da  die  Handhabung  der  doppelten  Buchführung  tech- 
nische Schulung  voraussetzt3 4)  und  nur  in  grösseren  Betrieben 
mit  belangreichen  Umsätzen  ausgiebig  wirkt,  so  ist  das  An- 
wendungsgebiet dieser  Buchführungsart  mehr  in  grösseren 
Geschäften  zu  suchen. 

c.  Die  amerikanische  Buchführung. 

Die  amerikanische  Methode4)  der  Doppelbuchhaltung 


1)  Wir  verstehen  daher  nicht,  wenn  es  in  D üringer-H  ac  hen- 
berg,  Kommentar,  Mannheim  1899,  S.  152  heisst:  „Die  doppelte  Buch- 
führung bucht  jeden  solchen  Vorgang  doppelt.  Mit  Ausnahme  der 
reinen  Gewinne  und  der  reinen  Verluste  erscheint  jeder  Vorgang  nach 
zwei  Seiten  hin  wirksam.“  Warum  mit  Ausnahme?  Geht  nicht  auch 
mit  dem  reinen  Gewinn  oder  reinen  Verlust  ein  Kapitalszuwachs  bezw. 
eine  Kapitalsminderung,  also  eine  Veränderung  in  den  Vermögensbe- 
standteilen vor  sich,  die  buchlich  berichtigt  werden  muss  ? Werden 
z.  B.  Jl  10000  in  der  Lotterie  gewonnen,  oder  wird  ein  Check  von 
Ji  8000  verloren  oder  entwendet,  so  muss  im  ersteren  Falle  die  Buch- 
ung lauten  : „Kassa-Konto  an  Gew.  u.  Verl. -Konto  (oder  „Kapital-Konto)“, 
im  letzteren  Falle : „Gew.  u.  Verl. -Konto  (oder  Kapital-Konto“  an  Kassa- 
Konto,  Bank-Konto  oder  Check-Konto)“.  Die  Gleichung  kann  und  muss 
also  auch  bei  reinem  Gewinn  oder  reinem  Verlust  in  der  Buchung 
hergestellt  werden. 

2)  Darstellung  der  doppelten  Buchführung,  vgl.  R.  Beigel, 
Leitfaden,  Strassburg  1897  u-  Katechismus,  Karlsruhe  1881. 

3)  Goethe  hat  daher  in  Wilhelm  Meisters  Lehrjahre  etwas  viel 
verlangt,  wenn  er  von  jedem  guten  Hausvater  die  Kenntnis  der  doppelten 
Buchführung  fordert. 

4)  Der  erste,  welcher  die  Einfügung  aller  Wertbeträge  aus  Ge- 
schäftsfällen in  (fünf)  Tabellenabteilungen  (General-Konti)  als  Verein- 
fachung der  doppelt-italienischen  Buchführung  empfahl,  war  Pater  Flori 
in  Palermo.  (1636). 
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bringt  'sämtliche  Konti  eines  Betriebes  nach  dem  Kolonnen- 
system auf  ein  einziges  Folio  (unter?  und  die  Folge  ist,  dass 
zwecks  Erstellung  der  Bilanz  keine  besondere  Aufrechnung 
der  Konti  nötig  ist.  Das  ist  aber  auch  alles.  Der  Nachteil 
dieses  Systems  ist,  dass  es  mit  der  altbewährten  Tradition 
der  räumlichen  Trennung  von  Soll  und  Haben  nach  links 
und  rechts  bricht,  und  diese  beiden  Faktoren  in  der  ganzen 
und  langen  Kolonnenreihe  aufeinander  folgen  lässt.  Dadurch 
entstehen  leicht  Irrtümer,  abgesehen  davon,  dass  stets  mehr 
oder  minder  lange  Rubriken  aufzuaddieren  sind,  und  dass, 
um  die  Übereinstimmung  der  Solltotale  mit  den  Habentotalen 
darzuthun , doch  immer  erst  die  Einzelsummen  der  Konti 
herausgeschrieben  und  zusammengestellt  werden  müssen. 
Also  handelt  es  sich  immerhin  nur  um  einen  recht  zweifel- 
haften Vorteil.  Dann  bleibt  aber  immer  noch  die  Frage: 
Sind  die  Haupt-Konti  des  Rechnungswesens  so  wenig  zahl- 
reich, dass  sich  grade  alle  in  Kolonnenform  auf  einem  ein- 
zigen Folio  unterbringen  lassen?  Denn  dieses  letztere  Er- 
fordernis ist  eine  conditio  sine  qua  non  für  die  amerikanische 
Buchhaltung.  Trifft  dieser  Fall  zu,  so  mag  man  zu  dieser 
Buchführungsmethode  — dem  sogen,  amerikanischen  Journal 

— greifen,  zumal  im  zutreffenden  Falle  dann  auch  kleinere 
Geschäfte  in  doppelten  Posten  buchen  können.  Wo  die  be- 
regte  Voraussetzung  fehlt,  da  ist  die  amerikanische  Buchführ- 
ung zu  verwerfen.  Man  findet  ja  auchzuweilen  in  grösseren 
Betrieben  mit  sehr  vielen  Konten  letzteres  System  eingeführt, 
und  weil  man  nicht  sämtliche  Konti  auf  ein  und  dasselbe 
Folio  unterbringen  kann,  behilft  man  sich  damit,  dass  man 
für  alle  diejenigen  Konti,  für  welche  der  Platz  nicht  langt 

— gewöhnlich  werden  hierzu  die  Rechnungen  mit  wenig 
Umsatz  ausgewählt  — , eine  einzige  Spalte  mit  der  Über- 
schrift „Diverse  Konti“  vorsieht.  Aber  da  kommt  man, 
wie  man  zu  sagen  pflegt,  aus  dem  Regen  in  die  Traufe. 
Denn  die  Folge  des  Zusammenlegens  der  die  verschiedenen 
Konti  treffenden  Summen  in  eine  einzige  Rubrik  ist  die, 
dass  nicht  mehr  der  Umsatz  dieser  zusammengelegten 
Konti  einzeln , sondern  zusammengenommen  ersichtlich  ist, 
eine  Ersichtlichmachung , welche  in  dieser  zusammenge- 
legten Form  weder  für  die  Übersicht  noch  auch  für  die 
Orientierung  des  Kaufmanns  irgend  welches  Interesse 
haben  kann.  Will  man  wissen,  um  welche  Summen  die  be- 
treffenden Konti  sich  vermehrt  oder  vermindert  haben,  so 
bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  diese  besonders  im  Soll  und 
Haben  aufzurechnen. 
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Vor-  und  Nachteile  der  beiden  hauptsächlichsten  Buch- 
führungsmethoden und  deren  Anwendungsgebiet 

Wenn  man  die  prinzipiellen  Vorteile  und  Nachteile  der 
beiden  Buchführungssysteme  gegen  einander  abwägt,  so  er- 
giebt  sich  folgendes  Resultat: 

1)  Die  doppelt-italienische  Buchhaltung  hat  den  Vorteil, 
dass  jeder  einzelne  Vermögensbestandteil  in  Zu-  und  Abgang 
klar  in  einem  gesonderten  Konto  in  Form  von  räumlich  ge- 
trennten Soll-  und  Habenposten  zum  Ausdruck  gebracht 
wird.  Die  Trennung  der  Buchungen  in  Soll-  und  Haben- 
posten geschieht  im  Hauptbuch,  aus  welchem  die  Bilanz  auf- 
gestellt wird,  so  zwar,  dass  aus  dieser  letzteren  die  Umsatz- 
ziffern der  einzelnen  Konti,  sowie  deren  Saldi  hervorgehen, 
und  somit  die  gesamte  Vermögenslage  allmonatlich  im  Rohen 
und  am  Jahresschluss  losgelöst  von  allem  Gewinn  oder  Ver- 
lust klar  ersichtlich  wird.  Die  Anzahl  der  Hauptbuchkonti 
kann  auf  die  Durchsichtigkeit  und  Klarheit  der  Bilanz  keinen 
Einfluss  ausüben.  Der  Nachteil  dieser  Methode  besteht 
darin,  dass,  um  die  Bilanz  anfertigen  zu  können,  erst  aus 
den  Grundbüchern,  bezw.  aus  dem  Mensual  auf  das  Haupt- 
buch übertragen  werden  muss,  dass  das  Aufstellen  der  Bilanz 
mehr  oder  minder  viel  Mühe  kostet,  und  dass  die  Überein- 
stimmung der  Soll-  und  Habenbuchungen  nicht  anders  als 
durch  eben  diese  Bilanz  dargethan  werden  kann. 

2)  Die  amerikanische  Buchhaltung  hat  den  Vorteil,  dass 
sie  die  Verrechnung  der  Werte  und  Gegenwerte  auf  einem 
Folio,  welches  sämtliche  Haupt-Konti  enthält,  vornimmt. 
Dadurch  erspart  sie  die  Führung  eines  Hauptbuchs  und  die 
Aufstellung  einer  besonderen  Bilanz,  weil  die  Soll-  und  Haben- 
buchungen auf  ein-  und  demselben  Folio  vollzogen  werden, 
so  dass  eine  einfache  Addition  der  auf  diesem  Folio  unter- 
gebrachten Haupt-Konti  die  Übereinstimmung  der  Debet-  und 
Kreditposten  darthun  muss.  Der  Nachteil  besteht  darin, 
dass  es  dieserUMethode , da  die  ganze  Buchführung  in  ein 
seiner  ganzen  Natur  nach  wenig  übersichtliches  Tabellenwerk 
aufgelöst  ist,  an  der  nötigen  Klarheit  gebricht  und  leicht 
Fehler  durch  Einträgen  in  eine  falsche  'Rubrik  entstehen, 
deren  Feststellung  und  Verbesserung  dann  wieder  Zeit  in 
Anspruch  nimmt.  In  Fällen,  in  denen  viele  Haupt-Konti  er- 
forderlich sind,  müssen  wegen  Raummangels  Kollektiv-Konti 
angelegt  und  zur  Erläuterung  derselben  Hilfsbücher  geführt 
werden.  Eine  Arbeitsteilung  ist  nach  Anlage  der  Systematik 
im  amerikanischen  Journal  ausgeschlossen,  die  Einträge  sind 
infolge  der  langen  Kolonnenreihe  und  der  unmittelbaren  Auf- 
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einanderfolge  der  Soll-  und  Habenspalten  erschwert,  und  die 
vielen  und  langen  Additionen , die  nach  Beendigung  eines 
Folios  notwendig  werden,  verursachen  viel  Arbeit. 

Schlussfolgerung:  Diejdoppelt-i  t a 1 i enisch  e Buch- 
haltung eignet  sich  für  grössere  Betriebe,  wie  Bank- und  Ver- 
sicherungsgeschäfte, Eisenbahnen,  Transportgesellschaften 
und  sonstige  Industrieen , überhaupt  Aktiengesellschaften, 
in  denen  viele  Haupt-Konti,  eine  festgefügte  Kontrole  und 
eine  ausgeprägte  Arbeitsteilung  erforderlich  sind,  während 
die  amerikanische  Buchhaltung  für  kleinere  Geschäfte 
mit  wenigen  Konten , deren  Zahl  möglichst  stationär  bleibt, 
geeignet  erscheint. 


Durch  welche  Mittel  wird  der  vom  Gesetz  geforderte 
Buchführungszweck  erreicht? 

Drei  Faktoren  sind  es,  mit  Hilfe  deren  der  vom  Gesetz 
geforderte  Buchführungszweck  erreicht  wird,  und  zwar : Die 
Bücher,  die  Buchungen  und  der  Abschluss.1) 

A.  Die  Bücher. 

Das  Gesetz  hat  davon  abgesehen,  die  Bücher  nach  Art 
und  Zahl  zu  spezialisieren,  die  dem  Kaufmann  in  einer  alle 
Geschäftsfälle  umfassenden  Weise  erforderlich  sind.  Das  im 
bisherigen  Gesetz  Art.  28  Abs.  2 geforderte  Kopierbuch  ist 
im  neuen  Hand. -Ges. -Buch  in  Wegfall  gekommen.  Diese 
Änderung  entspricht  einem  praktischen  Bedürfnis,  weil  es 
gestattet  sein  muss,  die  Behandlung  der  ausgehenden  Korre- 
spondenz den  gegebenen  Verhältnissen  anzupassen,  d.  h.  die 
ausgehenden  Briefe,  soweit  sie  denselben  Gegenstand  oder 
dieselbe  Person  betreffen,  zusammengehalten  mit  den  bezüg- 
lichen eingegangenen  Briefen  aufzubewahren.2) 


*)  Literatur  hierüber : Schiebe-Odermann,  die  Lehre  von 
der  Buchhaltung,  Leipzig.  J.  F.  Schär,  Lehrbuch  der  Buchhaltung, 
Stuttgart  R.  Schiller,  Lehrbuch  der  Buchhaltung,  Wien.  Robert 
Pose  hl,  Praktisches  Übungs-Komptoir,  Wien.  R.  Beigel,  Katechis- 
mus der  einf.  u.  dopp.  Buchführung  u.  der  Lehre  von  den  Konto- 
Korrenten,  Karlsruhe.  R.  Beigel,  Praktische  Einführung  in  die  kauf- 
männische Buchhaltung,  Stuttgart.  R.  Beigel,  Die  Buchführung  nach 
dem  bisherigen  Recht  und  den  Gesetzen  des  Auslandes,  Leipzig.  R. 
Beigel,  Buchführung  und  Gewerbesteuer,  Strassburg.  R.  Beigel, 
Leitfaden  der  einf.  u.  dopp.  Buchführung,  Strassburg.  J.  Berger, 
Die  Buchführungswissenschaft,  Wien.  Sigmund  Salomon,  Komptoir- 
handbuch,  Berlin. 

2)  Vgl.  Materialien  Hahn-Mugdan  S.  225. 


Durch  welche  Mittel  wird  d.  v.  Gesetz  geford.  Buchführungszweck  etc.  25 


I.  Die  gesetzlichen  Handelsbücher. 

Welche  einzelnen  Bücher  zu  führen  sind,  um  aus 
ihnen  „die  Handelsgeschäfte  und  die  Lage  des  Vermögens" 
ersehen  zu  können,  hängt  von  dem  konkreten  Fall,  d.»h.  von 
der  Art  und  dem  Umfang  des  Unternehmens  ab. 

Betreibt  ein  Kaufmann  mehrere  Geschäfte,  von  denen 
das  eine  zur  Buchführung  verpflichtet,  das  andere  nicht,  so 
müssen  mindestens  die  Bücher  des  Geschäfts,  für  welches 
kaufmännische  Buchführung  erforderlich  ist,  die  Einwirkung 
des  anderen  Geschäftes  auf  die  gesamte  Vermögenslage  er- 
kennen lassen.1)  Denn  die  Verpflichtung  zur  Buchführung 
und  Bilanzziehung  bezieht  sich  auf  die  gesamte  Geschäfts- 
führung des  betreffenden  Kaufmanns,  wenigstens  insoweit, 
dass  die  Zulässigkeit  einer  gänzlichen  Ausscheidung  einzelner 
Geschäftszweige  und  ihrer  Ergebnisse  für  die  gesamte  Ver- 
mögenslage nicht  anzuerkennen  ist.  Nur  dann  kann  davon 
die  Rede  sein,  dass  aus  den  Büchern  seine  Handelsgeschäfte 
und  die  Lage  seines  Vermögens  vollständig  zu  ersehen 
sind,  dass  die  Handelsbücher  eine  Übersicht  des  wirklichen 
Vermögenszustandes  und  die  Bilanz  eine  zuverlässige  Auf- 
rechnung des  Reinvermögens  gewähren,  wenn  die  Bücher 
über  die  Lage  des  Vermögens,  welches  der  Kaufmann  auch 
ausserhalb  des  seine  Eigenschaft  als  Vollkaufmann  be- 
gründenden Geschäfts  besitzt,  Aufschluss  geben.2)  Wenn 
zweifellos  eine  ordentliche  Buchführung  erfordert,  dass  auch 
der  Privatverbrauch  des  Kaufmanns  aus  den  Büchern  er- 
sichtlich wird,  so  kann  sicherlich  eine  Buchführung  nicht 
als  eine  den  Vermögenszustand  vollständig  klarstellende  be- 
zeichnet werden,  welche  nur  über  einen  Teil  der  Geschäfts- 
führung Aufschluss  gewährt , einen  anderen,  vielleicht  in 
seinen  Wirkungen  auf  den  Vermögensstatus  und  die  Zahl- 
ungsfähigkeit ebenso  wichtigen  Teil  ganz  verschweigt. 3) 

Mit  dem  Wegfall  des  im  bisherigen  Art.  28  H.-G.-B/s 
vorgeschriebenen  Kopierbuchs  ist  allgemein  nur  noch  das 
Inventarienbuch  das  einzige  Buch,  das  gesetzlich  (§  41  Abs.  2) 
gefordert  wird.  Da  es  aber  im  Gesetz  alternativ  heisst: 
„Das  Inventar  und  die  Bilanz  „können"  in  ein  dazu  bestimm- 


*)  Vgl.  Fuchsberger,  Entscheidungen  auf  dem  Gebiete  des 
Handelsrechts. 

2)  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgerichts  in  Straf- 
sachen IV  (54)  105,  106. 

3)  Vgl.  Fuchsberger,  Entscheidungen  R.-G.  IV  (54)  106,  ferner 
bei  „Strafbestimmungen“. 
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tes  Buch  eingeschrieben  oder  jedesmal  besonders  aufgestellt 
werden",  so  ist  die  gesetzliche  Forderung  eines  Buches  nur 
eine  bedingte,  d.  h.  die  Inventare  und  Bilanzen  können 
auch  Jahrgangs  weise  „aufgestellt"  werden;  ob  auch  im  letz- 
teren Falle  die  Buchform  gewahrt  sein  muss,  oder  ob  die 
Aufstellung  auch  auf  losen,  zusammenhängenden  Bogen  ge- 
schehen kann  — was  ja  auch  recht  gut  möglich  — ist  nicht 
gesagt.  Auch  ist  die  Fassung  der  Gesetzesstelle  keine 
solche,  dass  notwendig  von  dem  Vordersatz  auf  den  Nach- 
satz geschlossen  werden  muss,  d.  h.  dass  das  im  Vordersatz 
angeordnete  Buch  auch  auf  die  im  Nachsatz  zugelassene 
„besondere  Aufstellung"  der  Inventare  und  Bilanzen  zu  be- 
ziehen ist.  Und  dass  der  Ausdruck:  „besondere  Aufstellung" 
schon  an  .sich  die  Notwendigkeit  eines  Buchs  in  sich 
schliesst,  ist  ebenfalls  nicht  logisch  zu  begründen.  In  der 
Praxis  findet  man  beides,  gebundene  Inventare,  wie  Inven- 
tare auf  losen  Bogen.  Die  feststehende  Rechtsprechung 
verlangt  in  jedem  Falle  ein  Buch.  Folglich  ist  zwar,  wohl 
aus  Bequemlichkeitsrücksichten,  die  Jahrgangs  weise  Aufstell- 
ung der  Inventare  nebst  Bilanzen  auf  losen  Bogen  gestattet. 
Diese  Bogen  müssen  dann  aber  in  Buchform  gebracht,  d.  h. 
gebunden  werden. 

Bei  Aktiengesellschaften  ist  als  obligatorisches 
Buch  das  Aktienbuch,  in  welches  die  auf  Namen  lautenden 
Aktien  mit  genauer  Angabe  des  Inhabers  nach  Namen, 
Wohnort  und  Stand  einzutragen  sind,  zu  betrachten.1) 
Zweck  dieses  Pflichtbuchs  und  der  darin  zu  bethätigenden 
Einträge  ist,  die  Haftpflicht  der  Aktionäre  gegenüber  der 
Gesellschaft  in  Gemässheit  des  § 220  H.-H.-B/s  festzustellen. 

Ebenso  ist  das  Tagebuch  des  Handelsmäklers 
ein  gesetzlich  vorgeschriebenes  Buch.  § 100  des  H.-G.-B/s 
bestimmt,  dass  dieses  Buch  alle  abgeschlossenen  Geschäfte 
der  Zeitfolge  nach  aufzunehmen  hat,  wobei  die  täglichen 
Einträge  vom  Handelsmäkler  zu  unterzeichnen  sind. 

Ein  weiteres  gesetzliches  Buch  endlich  ist  das  soge- 
nannte Depotbuch  bei  Banken,  in  welches  gemäss  § 1 Ziff.  2 
des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1896 2)  die  Wertpapiere  jedes  Hinter- 
legers oder  Verpfänders  nach  Gattung,  Nennwert,  Nummern 
oder  sonstigen  Unterscheidungsmerkmalen  der  Stücke  ein- 
zutragen sind.  An  Stelle  dieses  Buches  können  auch  per- 


Vgl.  Hand.-Gesetz-Buch  vom  10.  Mai  1897,  §222. 

2)  Gesetz,  betr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung 
fremder  Wertpapiere. 
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sönliche  Konti  für  die  Hinterleger  geführt  werden,  dafern 
darin  nur  in  besonderen  Kolonnen  die  Nummern  und  son- 
stigen Unterscheidungsmerkmale  der  Stücke  u.  s.  w.  ein- 
getragen werden.  A)  ___ 

II.  Bücher,  die  von  der  Buchhaitun gstechnik 
gefordert  werden? 

a)  Grundbücher.  Man  nennt  Grundbücher  diejenigen 
Bücher,  in  welchen  die  Geschäftsvorfälle  unmittelbar,  d.  h. 
gleich  nach  deren  Eintreten  gesichtet'  eingetragen  oder  ge- 
bucht werden.  Die  in  diesen  Büchern  enthaltenen  Einträge 
sind  für  die  übrigen  Bücher  und  die  Erstellung  der  Ver- 
mögenslage überhaupt  grundlegend,  und  heissen  daher 
Grundbuchungen. 

Zu  den  Grundbüchern  gehören: 

1.  Das  Journal  (auch  Memorial  oder  Prima-Nota  ge- 
nannt). In  dasselbe  werden  sämtliche  zur  buch- 
mässigen  Feststellung  geeigneten  Vorfälle  oder  Posten, 
soweit  diese  nicht  bares  Geld  (Einnahmen  oder  Aus- 
gaben) betreffen^,  täglich  in  gesichteter  Form  ein- 
getragen. Jeder  Journalposten  muss,  besonders  bei 

* Aktiengesellschaften,  ursächlich  mit  einem  Belag  Zu- 
sammenhängen. (Siehe:  Schema  S.  28,  29,  30,  31.) 

2.  Das  Kassabuch.  In  dieses  Buch  werden  nur  Bar- 
posten, d.  h.  Vorfälle,  bei  denen  bares  Geld  ein-  oder 
ausgegangen  ist , gebucht.  Das  Buch  ist  mit  Soll 
(linke  Seite)  und  Haben  Jrechte  Seite)  eingerichtet. 
Im  Soll  stehen  die  Einnahmen  und  im  Haben  die 
Ausgaben.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  giebt 
beim  Abschluss  den  Barbestand.  (Siehe : Schema 
s.  32,  33.) 

Es  empfiehlt  sich , auch  im  Einzelbetrieb  darauf  zu 
halten,  dass  die  Kassen  au sgän  ge  ordnungsmässig  durch 
authentische  Beläge  bedeckt  sind;  ein  Erfordernis,  das  bei 
Handelsgesellschaften,  insbesondere  bei  Aktiengesellschaften, 
unabweisbar  ist.  Den  Kassen  ei  ngängen  müssen  die  Fak- 
turenbucheinträge oder  sonstige  vollwichtige  Unterlagen  zur 
Grundlage  dienen. 


h Vgl.  Riesser,  Das  Bankgesetz  S.  11,  13. 
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Der  Form  nach  sieht  das  Journal  und  sehen  die  Journalbuchungen 
wie  folgt  aus: 

a.  Bei  einfacher  Buchführung : 

Monat  Juli  1899 


S.  Lange  hier 

m.  Faktura  über 

4,1625  cbm.  amerik.  Pitsch 

Pine  i.  Planken  50  m/m  stark 

ä JC  100  

ab  2^2  °/o  Sconto 


M.  Fellner  in  Leipzig 
s.  Faktura  über: 

1200  qm.  24  m/m.  st.  ges. 
Vog.  Schnittware  ä Jt  1 


S.  Lange  hier 

s.  Rimesse  per  15.  Oktb. 
a.  Mühlhausen  ....  300 

4 °/o  Disk.  p.  95  Tage  3-*7 

in  Bar 


Soll 


416 

10 


25 

40 


Haben 


Haben 


296 

109 


83 

02 


405 


405 


85 


85 


Durch  welche  Mittel  wird  d.  v.  Gesetz  geford.  Buchführungszweck  etc.  29 


b.  Bei  doppelter  Buchführung: 
Monat  Juli  1899 


I 

Debitoren- Konto 

S.  Lange  hier  an  Waren-Konto 

amer.  Pitsch  Pine 

4,1625  cbm  ä Jt  100 

ab  2V2  °/o  Sconto 

416 

IO 

25 

40 

405 

85 

2 

Waren-Konto 

Vog.  Schnittware 

an  Kredit-Konto 

M.  Fellner,  Leipzig 
1200  qm  24  m/m  stark  .... 
ges.  ä Jt  1. — . 

1200 

— 

3 

Wechsel- Konto  an  Folgende 

an  Debitor en- Konto 

S . Lange  hier 
d.  Rimesse  p.  15.  Okt.  . 300 
ab  4 °/o  Disk.  . . . 3.17 

296 

83 

an  Diskonto  Konto 

4 % Disk.  p.  95  Tage 

auf  Jt  300 

3 

17 

3°° 

— 

Durch  welche  Mittel  wird  d.  v.  Gesetz  geford.  Buchführungszweck  etc. 


V 

1 

2 

2 

1 

Da- 

tum 

tO  M 

O 00  tO 

00  0 0 

£ 1 l 

to 

2 -& 

00  00  Cn 

ö h oc 
001 

Soll  Haben 

109.02  409.02 

409.02  1200. — 

.5'.  Lange y hier 

i.  Rimesse  p.  15.  Okt. 

abzügl.  4°/o  Diskonto 

i;  Barzahlung  . . . 

M.  Fellner , Leipzig 

1200  qm.  Vog.Schnittw. 
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Bei  amerikanischer  (Tabellen) -B uchführung : 
Monat  Juli  1&99 


Verbessertes*)  amerikanisches  Journal 

Monat  Juli  1899 
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Der  Form  nach  erscheint  das  Kassabuch  mit  seinen  Eintragungen  wie  folgt: 
a.  Bei  einfacher  Buchführung: 

Kassa  Juli  1899  Haben 


Bei  doppelter  Buchführung : 
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b)  Hauptbücher.  Hauptbücher  sind  diejenigen  Bücher, 
auf  denen  zur  Erhaltung  der  Vermögensbestandsübersicht 
die  Posten  aus  den  Grundbüchern  übertragen  werden  müssen. 

Demnach  ist  weder  die  formale  Grösse  des  Buches, 
noch  die  Anlage  des  Schemas,  noch  auch  das  subjektive 
Ermessen  des  Buchführers  für  die  Entscheidung,  ob  ein 
Buch  zu  den  Hauptbüchern  zu  zählen  ist  oder  nicht,  mass- 
gebend. Ein  Buch  kann  dem  Format  nach  unansehnlich, 
klein  sein,  und  ihm  doch  eine  hohe  Bedeutung  beiwohnen; 
umgekehrt  kann  ein  Buch  seinem  äussern  Aussehen  nach 
ganz  ansehnlich  und  Achtung  gebietend  erscheinen,  während 
sein  Inhalt  und  seine  ganze  Zweckbestimmung  durchaus  be- 
deutungslos ist.  Einzig  und  ausschliesslich  entscheidend  für 
den  Wert  eines  Buches  ist  die  Frage,  ob  es  der  Bestimm- 
ung dient,  die  Vermögenslage  bezw.  einen  bestimmten  Teil 
der  Vermögensobjekte  (§  38)  ersichtlich  zu  machen  oder  nicht. 

V on  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  jedwedes  Buch,  welches 
dem  vom  Gesetz  gewollten  Zwecke  dienlich  ist,  ein  wichtiges, 
unumgänglich  notwendiges  Buch,  also  Hauptbuch. 

Die  Hauptbücher  haben  den  Nachweis  über  Zu-  und 
Abgang  der  einzelnen  Vermögensbestandteile  zu  führen  und 
ergeben  beim  Abschluss  in  ihren  Saldi  die  verbleibenden 
Bestände,  daher  die  in  diesen  Büchern  enthaltenen  Konti 
Bestandsrechnungen  genannt  werden.  Man  rechnet  hierzu: 

1.  Das  Kontobuch  oder  Konto-Korrentbuch,  bei 
der  einfachen  Buchführung  auch  Hauptbuch  genannt. 
In  diesem  Buch  wird  jedem  Geschäftsfreund,  gleichviel 
ob  Schuldner  oder  Gläubiger,  eine  laufende  Rech- 
nung mit  Soll  (linke  Seite)  und  Haben  (rechte  Seite) 
eröffnet.  Die  dem  Kontoinhaber  gelieferten  Werte 
werden  dem  Konto  belastet  oder  in  das  Soll  gestellt, 
und  die  von  demselben  erhaltenen  Gegenleistungen 
werden  dem  Konto  gutgeschrieben  oder  in  das  Haben 
eingetragen.  Der  Unterschied  oder  Saldo  ist,  je 
nachdem,  Schuld-  oder  Forderungsbestand. 

In  dem  Konto-Korrentbuch  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft müssen  mit  Rücksicht  auf  die  §§  110,  in,  120, 
121  und  122  des  Handelsgesetzbuchs1)  die  Privat-Konti, 
und  falls  es  sich  um  einfache  Buchführung  handelt,  — bei 
doppelter  Buchführung  sind  dieselben  im  Hauptbuch  an- 
gelegt — die  Kapital-Konti  der  Teilhaber  vertreten  sein. 

2.  Das  Warenbuch.  Dasselbe  hat  über  Zu-  und  Ab- 

*)  Die  Paragraphen  handeln  über  Auslagen  der  Gesellschafter, 
deren  Beteiligung,  Gewinnberechnung,  Verzinsung  der  Einlagen  und 
Entnahmen  aus  der  Gesellschaftskasse. 


Konto  eines  Käufers: 
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gang  den  Werten  wie  den  Mengen  nach,  und  nur 
wo  dies  durchaus  undurchführbar  ist,  nur  den  Werten 
bezw.  nur  den  Mengen  nach,  Rechnung  zu  führen 
und  die  Bestände  nachzuweisen.  Werden  im  Eingang 
Selbstkosten  und  in  Ausgang  Verkaufspreise  gebucht, 
so  weist  das  Warenbuch  neben  den  Beständen  zu- 
gleich Gewinn  oder  Verlust  aus.  Um  den  Nachweis 
bezüglich  der  verschiedenen  Warengattungen  getrennt 
führen  zu  können,  ist  es  erforderlich,  für  jede  Gattung 
je  ein  Konto  zu  eröffnen.  Diese  Konti  werden  für 
die  Fakturen  der  Lieferanten,  sowie  für  die  mit  den 
Lieferungen  verknüpften  Spesen  etc.  belastet  (Soll) 
und  für  die  Verkäufe  bezw.  für  den  Netto-Erlös  aus 
den  Verkäufen  erkannt  (Haben). 

Hierbei  sei  bemerkt,  dass  trotz  der  Wichtigkeit 
des  hier  in  Frage  stehenden  Handelsbuches  dasselbe 
in  vielen  kaufmännischen  Betrieben  entweder  gar 
nicht  oder  doch  nur  sehr  mangelhaft  geführt  wird.1) 
Der  Grund  dieser  Unterlassungssünde  bezw.  Ver- 
nachlässigung ist  teils  in  der  Scheu  vor  dem  Mehr 
an  Arbeit,  das  die  ordnungsmässige  Führung  dieses 
Buches  auferlegt,  teils  in  dem  Unverstand,  mit  dem 
man  diesem  Buche  gegenübersteht,  zu  finden.  Und 
eine  Sünde  ist  die  Unterlassung  jedenfalls,  denn  sie 
wird  regelmässig  dort,  wo  die  Feststellung  des. 
Vermögensstandes  darunter  leidet,  von  den  Gerichten 
mit  Strafe  geahndet.2)  Man  führt  das  Kassabuch  mit 
grösster  Peinlichkeit  und  vernachlässigt  gänzlich  die 
Führung  des  Warenbuchs,  obschon  in  den  Waren- 
beständen der  grösste  Teil  des  Vermögens  steckt, 
während  im  Kassabestand  stets  nur  ein  verhältnis- 
mässig geringer  Betrag  enthalten  ist.  Und  warum 
dieser  Widersinn?  Weil  das  Kassabuch  leichter  zu 
führen  und  der  Barbestand  bequemer  zu  übersehen 
ist,  als  dies  bezüglich  des  Warenbuchs  und  der  Lager- 
bestände der  Fall  ist.  Aber  gerade  weil  die  Lager- 
bestände schwieriger  zu  kontroliren  sind,  sollte  man 
dieselben  folgerichtig  einer  scharfen  Kontrole  unter- 
stellen.3) 

*)  Simon,  „Die  Bilanzen“,  spricht  merkwürdigerweise  (S.  59)  von 
tagebuchartig  zu  führenden  Einkaufs-  und  Verkaufsbüchern. 

2)  Entsch.  d.  Reichsgerichts  vom  14.  April  1882;  R.-G.-E.  VIII 
(23)  62.  Siehe  auch  bei  „Strafbestimmungen“. 

3)  Vgl.  Urt.  R.-G.  v.  10.  Juni  1881,  Bd.  I S.  455.  Ebenso  Urt.  III 
C.-S.  vom  26.  April  1887. 
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Auch  die  gewöhnlich  in  den  Feuerversicherungs- 
Polizen  enthaltene  Bestimmung:  „Die  Giltigkeit  der 
Versicherung  ist  dadurch  bedingt,  dass  im  Brandfalle 
der  zeitige  Warenbestand  durch  ordnungsmässig  ge- 
führte Bücher  und  resp.  Rechnungsbeläge  glaubhaft 
nachgewiesen  wird“,  sollte  zur  Führung  eines  Waren- 
buchs veranlassen.1)  (S.  Tabelle  S.  39  und  40.) 

3.  Das  Wechselbuch.  Die  Eintragung  in  dieses 
Buch  geschieht  den  darin  vorgesehenen,  besonderen 
Kolonnen  gemäss.  Und  diese  Kolonnen  sind  in  Zahl 
und  Überschrift  so  gehalten,  dass  darin  die  gesetz- 
lichen Erfordernisse  des  Wechsels2)  aufgenommen 
werden  können.  Für  die  Buchung  der  Ausgänge 
sind  gesonderte  Rubriken  angelegt.  Die  am  Tage 
der  Inventarisirung  noch  offenstehenden,  d.  h.  noch 
nicht  begebenen  oder  einkassirten  Nummern  bilden 
den  Bestand  an  Wechseln  und  müssen  im  Wech- 
sel-Portefeuille vorhanden  sein.  (S.  Tabelle  S.  41.) 

4.  Das  Acceptenbuch.  In  dieses  Buch  werden  die 
eigenen  Wechselverbindlichkeiten,  ebenfalls  in  einer 
bestimmten  Kolonnenreihe,  die  die  hauptsächlichsten 
Momente  der  Tratte  enthalten,  eingeschrieben.  Ebenso 
wird  die  Einlösung  der  Accepte  bei  Verfall  in  be- 
sondere Kolonnen  gebucht.  Am  Inventartage  bilden 
diejenigen  Accepte,  die  noch  nicht  eingelöst  sind, 
den  Schuldenbestand  in  Form  von  Wechselverbind- 
lichkeiten. (S.  Tabelle  S.  42.)  Dass  diesem  Buch  mehr 
Wichtigkeit  beiwohnt,  als  ihm  gewöhnlich  zugeschrie- 
ben wird,  beweist,  dass  ausser  den  eigenen  Wechsel- 
verpflichtungen auch  Gefälligkeitsaccepte  gebucht 
werden  müssen,  und  dass  die  unterlassene  Buchung 
derselben  im  Konkursfalle  Strafe  nach  sich  zieht.3) 

5.  Das  Effekten-Scontro.  Dieses  Buch  wird  nur 
in  Banken  geführt.  Was  das  Warenbuch  beim  Waren- 
kaufmann, das  ist  das  Effekten-Scontro  beim  Bankier: 
Es  hat  über  den  Verkehr  mit  Staatspapieren,  Schuld- 
obligationen, Aktien  u.  s.  w.  in  Zu-  und  Abgang  Rech- 
nung zu  führen.  Jeder  Efifektengattung  wird  ein  be- 
sonderes Konto  eröffnet,  und  die  am  Jahresschluss  auf 
diesen  Konti  ausgewiesenen  Bestände  müssen  mit 

')  Nach  dem  russ.  Handelsgesetz  (Ausg.  1842)  ist  das  Wärenbuch 
ein  Handelsbuch  im  Sinne  des  Gesetzes. 

2)  Allgem.  Deut.  Wechsel-Ordnung  Art.  4. 

3)  Vgl.  R.-G.-Urt.  v.  14.  Mai  1881,  sowie  bei  „Strafbestimmungen“. 
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ihrem  entsprechenden  Kurs  zur  Inventur  gebracht 
werden.1)  Sie  bilden  ein  wichtiges  Aktivum  der 
Bilanz.  (S.  Tabelle  S.  43.) 

6.  Das  Devisen-Scontro.  Auch  dieses  Scontro  ist 
eine  Eigentümlichkeit  des  Bankbetriebs.  Es  ist  mit 
der  Notwendigkeit  des  Verkehrs  in  Wechseln  auf  aus- 
ländischen Plätzen  — Devisen  genannt  — gegeben, 
welcher  Verkehr  eine  Trennung  der  diesbezüglichen 
Papiere  von  den  auf  deutschen  Bankplätzen  fälligen 
Wechseln  bedingt.  Denn  da  die  letzteren  Wechsel 
mit  ihrem  Nominalwert,  die  ersteren  aber  mit  ihrem 
Kurswert  gebucht  werden,  so  passt  schon  das  ganze 
Schema  der  Rimessen  nicht  auf  die  Devisen,  weil  die 
ersteren  im  Bestand  zu  ihrem  Nominalbeträge,  die 
letzteren  zu  ihrem  Kurswert  ausgewiesen  werden,  so 
zwar,  dass  das  Devisen-Ivonto  mit  Kursgewinn  oder 
Kursverlust  abschliesst.  Um  das  Resultat  mit  diesen 
Papieren  länderweise  nach  weisen  zu  können,  ist  es 
erforderlich,  jedem  Auslande  gegenüber  ein  beson- 
deres Konto  offen  zu  halten.  In  grossen  Banken  mit 
starkem  Auslandverkehr  werden  den  einzelnen  Haupt- 
plätzen des  Auslandes  gegenüber  besondere  Devisen- 
konti geführt.  (S.  Tabelle  S.  44.) 

7.  Das  Münzen-Scontro  ist  ebenfalls  eine  Spe- 
zialität der  Bankbuchführung.  Da  bei  einem  Ver- 
kehr mit  ausländischen  Goldmünzen  diese  Münzen  zu 
einem  andern  Kurs  ein-  und  zu  einem  andern  Kurs 
ausgehen,  so  ist  das  Resultat  dieses  Verkehrs  Gewinn 
oder  Verlust.  Diese  Sachlage  lässt  nicht  zu,  dass 
solche  Münzen,  wenn  auch  zum  Kurswert  in  Mark- 
währung umgerechnet,  in  das  gewöhnliche  Kassabuch 
geführt  werden;  vielmehr  ist  hierfür  ein  spezielles 
Schema  erforderlich,  welches  den  mit  dem  einschlägigen 
Verkehr  zusammenhängenden  Eigentümlichkeiten  ge- 
bührend Rechnung  trägt.  (S.  Tabelle  S.  45.) 

c)  Spezielle  Bücher  der  doppelten  Buchführ- 
ung. Die  Bezeichnung  „Doppelte  Buchführung“  bezieht  sich 
lediglich  auf  das  bei  dieser  Methode  angewandte  Hauptbuch. 
Mit  letzterem  hängen  zusammen  das  Mensual  als  Vorbuch, 
weil  das  Hauptbuch  aus  dem  Mensual  seine  Einträge  her- 
nimmt, und  das  Bilanzenbuch  als  Nachbuch,  weil  die  Bilanz 


*)  Vgl.  bei:  „Bewertung  zum  Inventar“. 


Die  Form  des  Warenbuchs  und  seiner  Buchungen  ist  in  allen  Buchführungssystemen  gleich,  und  zwar: 

a.  Mit  Einschluss  von  Gewinn  und  Verlust 

So ll  Amerikanisches  Pitsch  Pine  in  Planken  Haben 
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b.  Mit  Ausschluss  von  Gewinn  und  Verlust. 

Soll  Amerik.  Pitsch  Pine  Haben 


Die  Form,  in  der  das  Wechsel-Scontro  mit  seinen  Einträgen  praktisch  am  besten  erscheinen  kann,  ist 

die  folgende: 

Eingang  Wechsel  II  Wechsel  Ausgang 
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Form  des  Acceptenbuchs  samt  Einträgen: 

Einlösung  Eigene  I Accepte  Annahme 


Der  Form  nach  erscheint  das  Effekten-Scontro  samt  Einträgen  wie  folgt: 

Soll  Oesterr.  j°lo  ige  Gold-Rente  Haben 
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Form  des  Devisen-Scontros  samt  Einträgen: 

Soll  Devisen  auf  f ranzösische  Plätze  Haben 


Das  Milnzen-Scontro  und  seine  Buchungen  erscheinen  in  folgender  Form: 

Soll  Engl.  Sovereigns  Haben 
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aus  dem  Hauptbuche  aufgestellt  wird.  Diese  drei  Bücher 
bilden  die  Bücher  der  sogenannten  Gegenwertrechnung, 
denen  die  Bücher  mit  Bestandsverrechnung  gegenüberstehen. 
Ein  kaufmännischer  Betrieb  hat  doppelte  Buchführung,  wenn 
er  neben  den  Bestandsbüchern  (Konto-Korrentbuch  bezw.  Debi- 
toren- und  Kreditorenbuch,  Warenbuch,  Wechselbuch,  Kassa- 
buch, Acceptenbuch,  Effekten-Scontro  u.  s.  w.)  die  zur  Syste- 
matik gehörigen  Bücher,  d.  i.  ein  Mensual,  ein  Hauptbuch 
und  ein  Bilanzenbuch  handhabt. 

1.  Das  Mensual.  In  diesem  Buch  wird  am  Schlüsse 
eines  jeden  Monats  das  gesamte  Zahlenmaterial  aus 
den  Grundbüchern  (Kassabuch,  Journal)  konto weise 
gesichtet  und  zu  Monatsgruppen  zusammengestellt. 
Yon  hier  aus  erfolgt  in  Soll  und  Haben  getrennte 
Übertragung  auf  das  Hauptbuch.  (S.  Tabelle  S.  47.) 

2.  Das  Hauptbuch  der  doppelten  Buchhaltung  ent- 
hält das  gesamte  kaufmännische  Vermögen  konto- 
mässig  in  Aktiva  und  Passiva  aufgeteilt.  Aber 
auch  sämtliche  Gewinn-  und  Verlust-Rechnungen 
sind  in  ihm  enthalten , so  dass  in  ihm  sämt- 
liche Geschäftsvorkommnisse  Zusammentreffen  und 
sich  im  Sinne  des  Empfangens  (Belastung)  und 
des  Gebens  (Gutschrift)  gegenüberstehen , solcher- 
massen  das  gesamte  Rechnungswesen  unter  eine 
selbstthätige  Kontrole  stellend.  Bei  offenen  Han- 
delsgesellschaften hat  das  Hauptbuch  die  Kapital- 
Konti  der  Gesellschafter,  bei  Aktiengesellschaften  das 
Aktienkapital-Konto,  die  Reserve-  und  Erneuerungs- 
fonds-Konti, das  Agio-  und  Disagio-Konto  u.  s.  w. 
aufzunehmen. 

Die  Einträge  bezieht  das  Hauptbuch  am  Monats- 
schluss aus  dem  Mensual.  Es  kann  aber  auch  seine 
Einträge  unmittelbar  aus  den  Grundbüchern  ent- 
nehmen. In  diesem  Falle  geschehen  die  Überträge 
täglich.  Vorteil  dieser  letzteren  Methode  ist,  dass 
das  Hauptbuch  täglich  laufend  gehalten  ist,  folglich 
täglich  Bilanz  gezogen  werden  kann,  mithin  dem 
Buche  ein  erhöhter  Beweiswert  innewohnt;  Nachteil: 
das  Hauptbuch  wird  mit  einer  Menge  von  Details 
überlastet,  durch  welche  die  Übersicht  beeinträchtigt 
wird.  Es  geht  nicht  mehr  so  präzis  und  klar  aus 
den  Einträgen  hervor,  mit  welchen  Monatssummen 
die  Konti  auf  den  Gegenkonti  belastet  und  erkannt 
stehen.  (S.  Tabelle  S.  48.) 
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Das  Mensual  erscheint  mit  seinen  Buchungen  in  folgender  Form  z.  B.: 


Juli  1899 


Vj 

I 


1 


— Art.  1 

Waren- Konto  an  Folgende 

an  Kreditoren- Konto 
„ Accepten- Konto 
„ Handtgs.- Unk.- Konto 
„ Diskonto- Konto 

Art.  2 

Folgende  an  Waren- Konto 
Debitoren- Konto 
Kreditoren- Konto 
Wechsel- Konto 
Devisen- Konto 
Haushalt.-  Unk. -Konto 

Art.  3 

Wechsel- Konto  an  Folgende 

an  Debitoren- Konto 
,,  Kredit.-Konto 
„ Diskonto-Konto 
„ Emballage- Konto 

Art.  4 

Folgende  an  Wechsel- Konto 
Debitoren • Konto 
Kreditoren- Konto 
Diskonto-  „ 

Devisen- 


Art.  5 

Debitoren- Konto  an  Folgende 
an  Zinsen- Konto 
„ Spesen- Konto 
„ Emballage- Konto 
„ Handlgs.-Unk.- Konto 

Art.  6 

Folgende  an  Debitoren- Konto 
Kreditoren- Konto 
Emballage- Konto 
Zinsen-Konto 
Effekten- Konto 
Coupons-Konto 


18460 

75 

2310 

— 

4 

15 

7 

60 

20781 

22000 

95 

— 

4000 

— 

2500 

— 

' 44 

50 

28639 

50 

9894 

20 

2503 

65 

58 

86 

9 

60 

12466 

3i 

460 

8210 

— 

14 

50 

819 

20 

9503 

70 

620 

16 

25 

114 

15 

7 

20 

757 

60 

6410 

22 

16 

110 

— 

845 

— 

12 

7399 

16 
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Schema  des  Hauptbuchs  und  Form  seiner  Bucheinträge  z.  B. : 


Soll  Waren-Konto  Haben 


1899 

Juli 

An  diverse 

1 

20781  75 

20781 

75 

1899 

Juli 

Per  diverse 

1 

28639 

52 

28639 

Soll  Kreditoren- Konto  Haben 


1899 

1899 

Juli 

An  Waren-Konto 

1 

95 

— 

Juli 

Per  Waren-Konto 

1 

18460 

- 

„ Kredit-  „ 

1 

8210 

— 

Per  Wechsel-  „ 

1 

2503 

£5 

20963 

„ Kredit-  ,, 

i 

6410 

I47I5 

- 

Soll  Accepten- Konto  Haben 


1899 

| 

Juli 

Per  Waren-Konto 

1 

2310  - 

2310 

1 

I 

Soll  Handlungs-Unkosten- Konto  Haben 


Soll 


Diskonto- Konto 


Haben 


1899 

| 

1899 

Juli 

An  Wechsel-Konto\  1 

14  5° 

14 

50 

Juli 

Per  Waren-Konto 

,,  Wechsel-  ,, 

1 

Soll  Debitoren- Konto 


7 

60 

58 

86 

6646 

Haben 


‘1899 

1899 

I 

Juli 

An  Waren-Konto 

1 

22000  I — 

Juli  S 

Per  Wechsel- Konto  \ 1 

9894  20 

,,  Wechsel-  „ 

1 

460  — 

„ diverse  | 1 

7399  |i6 

1 7293  36 

„ diverse 

1 

757  60 

23217 

60 

Soll  Wechsel-Konto  Haben 


1899 

1899 

Juli 

An  Waren-Konto 

1 

4000 

1 

Juli 

Per  diverse  1 

95°3 

70 

95°3i 

„ diverse 

1 

18466 

I31 

22466 

I31 

1 

I 

1 

I 
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3.  Das  Bilanzenbuch  rechnet  die  Soll-  und  Habentotale 
der  einzelnen  Hauptbuchkonti  am  Schluss  eines  jeden 
Monats  in  einer  besonderen  Monats-,  Verkehrs- 
oder Rohbilanz  getrennt  auf  und  weist  durch  die 
hierbei  erzielte  Übereinstimmung  der  Sollbuchungen 
mit  den  Habenbuchungen  mathematisch  die  Richtigkeit 
der  Buchungen  überhaupt  nach.  Aus  den  Buchungen 
werden  unter  Berücksichtigung  der  Vorträge  des 
Vormonats  die  monatlichen  Schluss-Saldi  gezogen, 
die  ihrerseits  den  Brutto  - Vermögensstand  ersehen 
lassen.  Der  Netto  - Vermögensstand  wird  aus  der 
Bilanz  ersichtlich,  wenn  aus  den  Saldi  jeglicher  Ge- 
winn und  Verlust  ausgeschieden  wird,  so  dass  diese 
Saldi  reine  Werte  darstellen.  Dies  geschieht  beim 
Bücherabschluss. 1) 

d.  Hilfsbücher.  Man  nennt  gemeiniglich  Hilfsbücher 
diejenigen  Bücher,  deren  Führung  ausser  den  Grund-  und 
Bestandsbüchern  sich  als  nützlich  erweist;  z.  B.  das  Einkaufs- 
fakturenbuch, das  Verkaufs-  oder  Versandtbuch,  das  Emballage- 
Register,  das  Kommissions-  oder  Speditionsbuch,  das  Brief- 
porto- und  Kalkulationsbuch,  das  kleine  Kassa-  oder  Unkosten- 
buch u.  dgl.  Alle  diese  Bücher  können  aber  auch  unter 
Umständen  so  gehalten  sein,  dass  ihnen  sehr  wohl  der  Wert 
eines  wesentlichen , also  eines  Handelsbuchs  beigemessen 
werden  muss.  Die  Frage,  ob  ein  Buch  Hilfsbuch  ist  oder  nicht, 
wird  demnach  bei  derartigen  Büchern  immer  davon  abhängen, 
ob  die  Einträge  als  unmittelbare  Unterlagen  für  die  Bestands- 
bücher dienen  oder  nicht  dienen.  Denn  im  bejahenden  Falle 
haben  sie  die  Eigenschaft  von  Grundbüchern.  Die  in  ihnen 
enthaltenen  Einträge  scheiden  dann  aus  dem  Journal  aus 
und  bilden  genau  so  wie  die  Einträge  des  Journals  und  des 
Kassabuchs  ein  Korrelat  zu  den  Bestandsbüchern. 

Als  reine  oder  unbedingte  Hilfsbücher  sind  daher  nur 
anzusehen  das  Postquittungsbuch,  das  Arbeiterbuch  (Ver- 
zeichnis), das  Krankenjournal,  die  Wiegescheinregister,  die 
Bestellbücher,  kurzum  alle  Bücher,  die  mit  der  Buchführung 
als  solchen  in  keinem  Zusammenhang  stehen,  deren  Einträge 
nur  Notizwert  haben,  und  denen  ein  feststehendes,  allgemein 
anerkanntes  Schema  fehlt.2) 

*)  Vgl.  „Die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften“,  Struktur. 

8)  Unverständlich  ist,  wie  Schär  in  seinem  Lehrbuch  der  Buch- 
haltung (Stuttgart  1888)  das  Kontokorrentbuch  und  das  Tagebuch  als 
Hilfsbücher  der  französ.  Buchhaltung  bezeichnen  konnte.  Wir  können 
seine  diesbezüglichen  Ausführungen  (S.  390,  391)  in  keinem  Punkte 
billigen. 

Bei  g e 1 , Buchführungsrecht  * 
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Form  der  Monats-  oder  Rohbilanz  nebst  Inhalt.  Beispiel 

Monats-Bilanz  per  30.  Juni  1899 
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B.  Die  Buchungen 

Die  Buchungen  sind  Beurkundungen  über  die  im  Betrieb 
vor  sich  gehenden  Bestandsveränderungen.  Beurkundet  oder 
gebucht  werden  in  den  Büchern  nicht  Rechtsakte,  sondern 
Thatsachen.1) 

Die  Geschäftsbuchungen  sind  die  Träger  der  Geschäfts- 
abschlüsse in  Werten  ausgedrückt.  Sie  bilden  aber  auch 
zugleich  das  Bindeglied  zwischen  den  Abschlüssen  und  der 
Vermögenslage.  Daraus  ergiebt  sich,  wie  wichtig  es  ist, 
dass  die  Buchungen  formell  und  materiell  richtig  in  den 
Handelsbüchern  stehen.  Eine  Buchführung  mag  welchem 
System  immer  angehören,  stets  wird  darauf  zu  achten  sein, 
dass  der  Geschäftsvorfall  durch  die  Buchung  klar  zum  Aus- 
druck kommt. 

Man  unterscheidet  Grundbuchungen  im  Kassenbuch 
und  Journal  und  Buchungen  oder  Überträge  in  sämt- 
lichen übrigen  Büchern. 

Ganz  allgemein  kann  verlangt  werden,  dass  jedwede 
Buchung,  gleichviel  in  welchem  Buche,  anzugeben  hat:  das 
Buchungsdatum,  eine  kurze  Texterläuterung  und  die  Schluss- 
summe. 

Im  Journal  der  einfachen  Buchführung  wird  der  Buch- 
ung eine  Überschrift  vorangestellt,  aus  der  Name  und  Wohn- 
ort des  betreffenden  Geschäftsfreundes  nebst  Angabe,  ob 
dessen  Konto  zu  debitiren  oder  zu  kreditiren  ist,  hervor- 
geht. Im  ersteren  Falle  erhält  die  Überschrift  den  Beisatz 
„Soll“,  im  letzteren  den  Beisatz  „Haben“. 

Im  Journal  der  doppelten  Buchführung  erhält  jeder 
Eintrag  eine  Überschrift,  aus  der  Konto  und  Gegenkonto  her- 
vorgehen. .Das  empfangende  und  daher  zu  belastende  Konto 
ist  in  der  Überschrift  links,  das  gebende  und  daher  zu  er- 
kennende Konto  ist  rechts  angeordnet. 

Der  Vorteil  vorstehender  Journalisirungsformen  ist, 
dass  die  Überträge  mit  bereits  gesichtetem  Material  geschehen 
und  infolge  dessen  glatt  von  statten  gehen  können. 

Die  Grundbuchung  reicht  nach  Durchlaufung  der  von 
ihr  berührten  Bücher  hinauf  bis  zur  Bilanz.  Die  von  der 
Bilanz  gezeigten  Geschäftsbilder  und  Resultate  hängen  daher 
ganz  und  gar  von  der  Richtigkeit  der  Grundbuchungen  ab. 
Mit  ihr  steht  und  fällt  die  Bilanz.  Darum  muss  bei  Entwurf 


J)  Gerade  darin,  dass  das  Gesetz  die  Ersichtlichmachung  der  Han- 
delsgeschäfte vorschreibt,  während  in  Wirklichkeit  Vermögens- 
veränderungen gebucht  werden,  besteht  eine  Kontroverse  zwischen 
kaufmännischer  Praxis  und  juristischer  Anschauung. 

4* 
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der  Journalsätze  stets  darauf  geachtet  werden,  dass,  wie  bei- 
spielsweise bei  der  Verbuchung  von  Kommissionsware 
(fremde  Ware  auf  eigenem  Lager)  oder  von  Konsignations- 
ware (eigene  Ware  auf  fremdem  Lager)1),  von  Accepten  und 
Rimessen2),  oder  von  Partizipations-  und  Syndikatsgesell- 
schaften3), aber  auch  sonst  bei  jedem  einzelnen  Vorfall  die 
Ansätze  richtig  in  der  Kopfüberschrift  angeordnet  werden. 

Der  Zeitpunkt  der  Buchung  tritt  ein,  nicht  wenn 
ein  Abschluss  rechtswirksam  geworden  ist,  sondern  wenn 
ein  Umsatz  stattgefunden  hat.  Denn  nicht  Rechtsgeschäfte, 
sondern  Geschäftsvorfälle  sind  Gegenstand  der  Buchung. 4) 
Aber  auch  der  Moment  des  Übergangs  eines  Handelsguts 
in  andern  Besitz  (also  im  juristischen  Sinne  die  traditio)  ist 
für  die  Verbuchung  des  Postens  nicht  massgebend,  sondern 
allein  die  im  eigenen  Unternehmen  vor  sich  gegangene  Be- 
sitzveränderung. Der  Verkäufer  einer  Ware  belastet  das 
Konto  seines  Kunden  und  erkennt  dafür  sein  Lager-Konto 
in  demselben  Augenblick,  in  welchem  die  Ware  zum  Ver- 
sandt abgeliefert  wird.  Der  Empfänger  dieser  Ware  erkennt 
das  Konto  seines  Lieferanten  und  belastet  sein  Eigenlager- 
Konto  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  er  die  fragliche  Ware 
in  Empfang  nimmt  und  auf  Lager  bringt.  Genau  spielt  sich 
der  Buchungs- Vorgang  ab  im  Verkehr  mit  barem  Geld,  mit 
Wechseln  u.  s.  w.  Immer  ist  es  die  Erfüllung  und  nicht  der 
Abschluss,  der  gebucht  wird.  Anderen  Buchungsgrund- 
sätzen zu  folgen  ist  keine  wie  immer  geartete  Buchführung  be- 
fähigt. 

C.  Der  Bücherabschluss 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  (nicht  Kalender- 
jahres)5) findet  Inventaraufnahme  statt.  Hand  in  Hand  mit 
derselben  geht  der  Abschluss  sämtlicher  Rechnungen  oder 
Konti.  Der  Zweck  des  Abschlusses  ist,  den  Nachweis  zu 
liefern,  dass  die  Schlusssummen  der  Bücher  mit  den  durch 


*)  Vgl.  Mein  diesbezügl.  Aufsatz  in  der  Strbg.  Post  No.  839  v. 
9.  Novb.  1895 

2)  Vgl.  Mein  diesbezügl.  Aufsatz  in  der  Strbg.  Post  No.  3 66  v. 
7.  Mai  1897. 

3)  Vgl.  Mein  diesbezügl.  Aufsatz  in  der  Strbg.  Post  No.  809  v. 
17.  Oktb.  1896. 

4)  Von  der  gegenteiligen,  auf  einem  kapitalen  Irrtum  beruhenden 
Anschauung  haben  sich  auch  die  modernen  Gesetzgeber,  sowie  das  Allg. 
Deut.  Hand.-Ges.-Buch  nicht  freizumachen  gewusst.  Vgl.  Simon, 
S.  174  ff. 

5)  Vgl.  bei:  „Wann  tritt  der  Zeitpunkt  der  Inventarisirung  ein?“ 


Durch  welche  Mittel  wird  d.  v.  Gesetz  geford.  Buchführungszweck  etc. 


die  Aufnahme  festgestellten  Vermögensbestandteilen  über- 
einstimmen. Denn  ist  richtig  gebucht  worden,  so  muss  das 
Resultat  der  Bestands-Konti  mit  den  im  Inventar  aufge- 
nommenen Beständen  kongruent  sein. 

Da  die  Bücher  nur  Einträge  erhalten  über  Zu-  und  Ab- 
gänge, die  auf  Grund  von  Abschlüssen  oder  wahrgenommenen 
Bestandsveränderungen  ruhen,  Zu-  und  Abgänge  aber  auch 
ohne  sichtbaren  Grund  (Verschleiss , Eintrocknen,  Ver- 
dunsten, auch  Diebstahl)  eintreten  können,  so  werden  sich 
beim  Abschluss  wohl  stets  und  überall  kleinere  oder  grössere 
Differenzen  zwischen  den  Buch-  und  den  Aufnahme-Ergebnissen 
herausstellen,  deren  Bedeutung,  je  nachdem  diese  Differenzen 
möglich  sind,  gewürdigt  werden  muss.  Mit  anderen  Worten: 
kleinere  Differenzen  werden  sich  leicht  rechtfertigen  und  auf 
die  angegebenen  Entstehungsursachen  zurückführen  lassen, 
grössere  können  auf  Buchungsfehler,  aber  auch  auf  Verun- 
treuungen hinweisen.  Darin  liegt  eben  der  grosse  Vorzug 
richtig  geführter  Bestands-  und  insbesondere  gut  speziali- 
sirter  Warenrechnungen. 

Jedenfalls  müssen  die  Konti  im  Falle  von  Abweichungen 
gegenüber  dem  Inventar  durch  geeignete  Buchungen  mit 
letzterem  in  Übereinstimmung  gesetzt  werden. 

Bevor  abgeschlossen  wird,  müssen  sämtliche  durch  den 
Abschluss  gebotenen  Verrechnungen  an  Provision,  Zinsen, 
Spesen  etc.  auf  den  Personen-Konti  und  dann  weiter  auf  die 
Gewinn-  und  Verlust-Rechnungen  gebucht  werden.  Noch  zu 
verrechnende  Mieten,  Steuern  u.  dgl.  sind  mit  Wert  per  Ab- 
schlusstag auf  das  transitorische  Konto  sinngemäss  zu  ver- 
buchen. Von  den  Mobilien-,  Maschinen-  und  Bestands-Konti 
sind  die  nötigen  Abschreibungen  vorzunehmen.  Auf  dem 
Wechselbestand  ist  der  Diskont  zu  kürzen,  die  Kursdiffe- 
renzen sind  auf  dem  Effekten-Konto  auszugleichen,  kurzum  es 
muss  alles  reinlich  von  einander  geschieden  werden,  damit 
die  Bestände  nichts  anderes  als  den  Bilanzwert  dar- 
stellen. 

Sämtliche  Bestände  ausweisende  Konti  geben  sodann 
ihre  Resultate  zum  Inventar  ab,  mit  dem,  falls  die  gesamte 
Buchhaltung  in  Ordnung  ging  und  die  Berichtigungen  in  den 
Bestandsbüchern  durch  geeignete  Buchungen  *)  auch  auf  den 
Hauptbuch-Konti  vorgenommen  wurden,  die  Abschluss-Bilanz, 
welche  die  Gegenwertrechnung  des  Hauptbuchs  zum  Aus- 
druck bringt,  sich  vollkommen  decken  muss. 

l)  Vgl.  R.  Beigel,  Katechismus  der  Buchführung,  sowie  desselben 
Verfassers  Leitfaden  der  Buchführung. 


II.  Abschnitt 
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§ 39.  Jeder  Kaufmann  hat  bei  dem  Beginn  seines  Handelsgewerbes 
seine  Grundstücke,  seine  Forderungen  und  Schulden,  den  Be- 
trag seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Vermögens- 
gegenstände genau  zu  verzeichnen,  dabei  den  Wert  der  ein- 
zelnen Vermögensgegenstände  anzugeben  und  einen  das 
Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellenden 
Abschluss  zu  machen. 

Er  hat  demnächst  für  den  Schluss  eines  jeden  Geschäfts- 
jahrs ein  solches  Inventar  und  eine  solche  Bilanz  aufzustellen  ; 
die  Dauer  des  Geschäftsjahres  darf  12  Monate  nicht  über- 
schreiten. Die  Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  ist 
innerhalb  der  einem  ordnungsmässigen  Geschäftsgang  ent- 
sprechenden Zeit  zu  bewirken.  Hat  der  Kaufmann  ein  Waren- 
lager, bei  dem  nach  der  Beschaffenheit  des  Geschäfts  die  Auf- 
nahme des  Inventars  nicht  füglich  in  jedem  Jahre  geschehen 
kann,  so  genügt  es,  wenn  sie  alle  zwei  Jahre  erfolgt.  Die 
Verpflichtung  zur  jährlichen  Aufstellung  der  Bilanz  wird  hier- 
durch nicht  berührt. 

Allgemeines.  Der  Besitzstand  eines  Kaufmannes  ist 
derartig  in  verschiedene  Formen  und  Werte  zerstückelt, 
dass  sich  derselbe  ohne  besondere  Zusammenstellung  nicht 
mehr  überblicken  und  schätzen  lässt.  Jeder  ordnungsliebende 
Kaufmann  hat  daher  das  Bedürfnis,  von  Zeit  zu  Zeit  sein 
Vermögen  nach  Art,  d.  h.  Zusammensetzung,  und  Wert  kennen 
zu  lernen.  Und  das  geschieht  im  Inventar.  Aus  dieser 
Kenntnisnahme  bemisst  er,  bezüglich  welcher  Betriebszweige 
seine  Hoffnungen  ihn  getäuscht  haben,  und  bezüglich  welcher 
seine  Erwartungen  zugetroffen  sind,  wo  er  zu  viel  und  wo 
er  zu  wenig  Mühe  aufgewendet  hat,  kurzum  ob  seine  Arbeit 
von  Erfolg  oder  Misserfolg  begleitet  war. 

Abgesehen  vom  wirtschaftlichen  muss  der  Kaufmann 
auch  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  in  regelmässigen 
Zeitabständen  im  Inventar  nach  dem  Rechten  sehen,  d.  h. 
feststellen,  ob  nicht  etwa  der  Fall  der  Ueberschuldung  und 
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der  Zahlungsunfähigkeit  eingetreten  ist,  wodann  er  seinen 
Gläubigern  und  sich  selbst  gegenüber  gewisse  Pflichten  zu 
erfüllen  hat,1)  was  ganz  besonders  für  die  Aktiengesellschaften 
von  Wichtigkeit  ist.2) 

U Es  ist  mehr  als  fraglich,  ob  es  richtig  war,  das  Konkurs- 
verfahren von  der  Zahlungsunfähigkeit  mit  nachfolgender 
Zahlungseinstellung  und  nicht  von  der  Ueberschuldung  ab- 
hängig gemacht  zu  haben.  In  Folge  dieser  Bestimmung 
— so  wird  geklagt  — kann  der  thatsächlich  Ueberschuldete 
ohne  Gefahr  und  straflos  sein  Geschäft  auf  Kosten  seiner 
Gläubiger  fortführen,  bis  seine  Lage  endlich  so  verzweifelt 
ist,  dass  alle  künstlichen  Mittel  nichts  mehr  helfen  und  der 
Ausbruch  des  Konkurses  unvermeidlich  wird.  Dann  bleibt 
aber  gewöhnlich  auch  für  die  Gläubiger  wenig  oder  gar 
nichts  mehr  übrig.^f  In  der  That  stellt  sich  in  den  meisten 
Konkursfällen  die  Thatsache  heraus,  dass  die  Zahlungs- 
unfähigen schon  seit  Jahren  überschuldet  waren  und  die 
Verluste  gerade  deshalb  so  grosse  Dimensionen  annahmen, 
weil  bei  dem  Weiterwirtschaften  heimlich  die  Warenbestände 
verschleudert  wurden.3)  ’^Auf  der  anderen  Seite  aber  steht 
fest,  dass  die  Abhängigmachung  der  Konkurseröffnung  von 
der  Ueberschuldung  notwendig  die  Möglichkeit,  aus 
den  Büchern  jederzeit  die  Vermögenslage  ersehen  zu 
lassen,  zur  Voraussetzung  hat.  '1  Diese  jederzeitige  Ersicht- 
lichmachung  der  Vermögenslage  in  den  Büchern  war  denn 
auch  in  den  preussischen  Entwurf  Art.  29  der  Buchführungs- 
gesetze aufgenommen,  indess  aber  gestrichen  worden,  weil 
die  kaufmännischen  Mitglieder  der  Kommission  mit  Recht 
erklärten,  dass  es  gar  keine  Buchführung  gäbe,  aus  deren 
Bücher  ohne  Zuhilfenahme  anderer  Behelfe,  wie  Inventar 
und  Schätzung  des  Warenlagers,  zu  jeder  Zeit  der  Stand 
des  Vermögens  ersehen  werden  könnte.4) 


h § 94  der  K.O.  schreibt  vor : „die  Eröffnung  des  Konkursver- 
fahrens setzt  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Gemeinschuldners  voraus. 
Die  Zahlungsunfähigkeit  ist  insbesondere  anzunehmen,  wenn  Zahlungs- 
einstellung erfolgt/' 

2)  Vergl.  § 240  H.G.B.  Nach  dem  Aktiengesetz  v.  11.  Juni  1870, 
Art.  240,  musste  Anzeige  behufs  Eröffnung  des  Konkurses  erstattet 
werden,  sobald  die  letzte  Bilanz  ergab,  dass  das  Vermögen  der  Gesell- 
schaft nicht  mehr  die  Schulden  deckte. 

3)  Vgl.  Dr.  jur.  Engelmann  in  der  „Zeitschrift  für  Buchhaltung“ 
II.  Jahrg.  Nr.  15  S.  174. 

4)  Zwei  Franzosen  nämlich,  dem  Beamten  des  öffentlichen  Unter- 
richts Leauty,  Ritter  der  Ehrenlegion,  und  dem  Beamten  der  Akademie 
und  Grossoffizier  des  spanischen  Verdienstordens  Guilbault,  war  es  Vor- 
behalten, dieses  Unmögliche  möglich  zu  machen,  wenigstens  mit  dem 
Munde.  In  ihrem  bei  Guillaumin  & Cie.  in  Paris  erschienenen,  500  Seiten 
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Unterschied  zwischen  Inventar  und  Bilanz 


0 Im  Inventar  werden  die  Besitzstände  oder  das  positive 
Vermögen  (Activa)  und  die  Schulden  oder  das  negative  Ver- 
mögen (Passiva)  getrennt  aufgerechnet.  Der  Unterschied 
zwischen  beiden  ist  Nettokapital  oder  Reinvermögen,  falls 
der  Schwerpunkt  in  der  Aktiva  liegt,  andernfalls  wäre  Unter- 
bilanz vorhanden,  ‘’fcn  Vergleich  des  diesjährigen  Reinver- 
mögens mit  dem  vorjährigen  ergibt,  ob  man  gewonnen  oder 
verloren  hat. 

/^Unterschied  zwischen  Inventar  und  Bilanz 

/kDer  Unterschied  zwischen  Inventar  und  Bilanz  ist  so- 
wohl formeller  wie  rechtlicher  Natur. 

?UDer  formelle  Unterschied  besteht  darin,*  dass,  wäh- 
rend das  Inventar  die  einzelnen  VerVnögensbestandteile  nach 
Gattung,  Menge,  Einheitspreisen  und  Einzelbeträgen  auf- 
rechnet und  diese  Aufrechnung  hintereinander,  etwa  wie  ein 
Journal,  auftreten  lässt,  die  Bilanz  lediglich  die  Schluss- 
summen der  Hauptarten  bringt,  ohne  der  Menge,  der  Preise 
und  sonstiger  Einzelheiten  Erwähnung  zu  thun.  ^Ferner 
werden  diese  Schlussresultate  nicht  wie  im  Inventar  unter- 
einander, sondern  kontomässig  aufgerechnet,  so  zwar,  dass 
die  Aktiva  links  und  die  Passiva  rechts  zu  stehen  kommen. 


starken  Werke  mit  dem  Titel:  „Die  Rechnungswissenschaft,  angepasst  der 
Fassungskraft  aller"  (was  nebenbei  bemerkt  schon  an  sich  gar  nicht 
wahr  ist,  weil  nur  Personen,  die  schon  in  der  Buchhaltung  eingeweiht 
sind,  das  Werk  verstehen  können)  suchen  sie  das  Geheimnis  der  „Per- 
manence  de  l’inventaire"  zu  lösen.  Sie  thun  dies,  indem  sie  darlegen,  dass 
wenn  der  Kaufmann  jeden  aus  seinen  Geschäften  entstehenden  Gewinn 
oder  Verlust  aufschreiben  würde  und  ausserdem  über  jeden  noch  in 
den  Beständen  seines  Vermögens  steckenden  Gewinn  oder  Verlust  unter- 
richtet wäre,  er  nur  die  Differenz  zwischen  diesen  Gewinnen  und  Ver- 
lusten zu  suchen  und  zum  Betrage  seines  Handlungskapitals  beim  Be- 
ginne des  Geschäftsjahres  laut  Inventar  (beim  Ueberwiegen  der  Verluste) 
von  demselben  in  Abzug  zu  bringen  brauchte,  um  in  kürzester  Frist 
zu  wissen,  wie  gross  derselbe  augenblicklich  ist.  Die  Unmöglichkeit 
der  Kenntnis  des  im  Inventar  steckenden  Gewinnes  oder  Verlustes 
beseitigen  die  Verfasser  mit  dem  buchhalterischen  Saltomortale,  alle 
Vermögensstücke  stets  zu  dem  Kostenpreis  zu  führen,  zu  dem  sie  an- 
geschafft wurden,  so  lange  bis  sie  aus  der  Rechnung  ausscheiden.  Auch 
noch  andere  Ungeheuerlichkeiten  leisten  sich  die  Verfasser,  die  aber 
hier  nicht  weiter  verfolgt  werden  können.  Vgl.  die  Ermittelung  des 
Handlungskapitals  ä tous  moments  in  der  Zeitschrift  „Aus  Handel  und 
Industrie"  Zittau  Heft  Jo.  Serie  III.  Genug,  das  Buch  wird  in  Frank- 
reich und  Italien  in  den  Himmel  gehoben,  ist  mit  4 goldenen  Medaillen 
ausgezeichnet  und  vom  Direktor  der  höheren  Handelsschule  in  Paris, 
sowie  von  S.  Pesquet,  einem  hohen  Beamten  der  Bank  von  Frankreich, 
mit  sehr  warmen  Empfehlungen  versehen  worden.  Und  doch  ruht  das 
ganze  Lehrgebäude  auf  einem  durchaus  wackeligen  Fundament. 
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Beide  Totale  werden  dadurch  ausgeglichen,  dass  das  Rein- 
vermögen in  die  Passiva  gestellt  wird.'-  Damit  ist  formell 
zum  Ausdruck  gebracht,  dass  das  Geschäftskapital  ein  Pas- 
sivum,  eine  Schuld  ist,  die  das  Geschäft  dem  Inhaber,  oder 
die  der  Kaufmann  sich  selbst  schuldet.1) 

n\  Rechtlich  besteht  der  Unterschied  zwischen  beiden 
Pflichtdokumenten  darin,  dass  das  Inventar  die  Abschlusser- 
gebnisse der  Bestandsbücher  unmittelbar  aufnimmt,  während 
die  Bilanz  allgemein  genommen  erst  aus  dem  Inventar  schöpft 
und  dessen  Inhalt  nur  in  den  Hauptsummen  rekapitulirt.  Dar- 
um ist  eine  Bilanz  ohne  Inventar  auch  ein  Unding.  Freilich 
könnte  man  auch  in  der  Bilanz  eine  Aufrechnung  der  Bestände 
mit  allen  Einzelnheiten  in  contomässiger  Anordnung  vornehmen^ 
Aber  dann  wäre  es  keine  Bilanz  mehr.2)>^So  wie  die  Natur 
dieses  Schriftstücks  heute  beschaffen  ist,  geht  seine  Bedeu- 
tung, für  sich  betrachtet,  über  den  Wert  einer  Rekapitulation, 
also  einer  reinen  Formsache,  — und  man  mag  ihm  sonst 
einen  Wert  wie  immer  beimessen  — nicht  hinaus.  ^Daran 
ändert  auch  nichts,  dass  man  die  Bilanz  von  dem  verant- 
wörtlichen  Teil  der  Geschäftsleitung  unterschreiben  lässt. 
y*  Denn  würde  schon  die  Unterschrift  genügen,  um  den  Wert 
des  Inhalts  zu  begründen,  so  würde  man  überhaupt  nur  die 
Schlusstotale  zu  geben  brauchen,  und  die  Bilanzangelegen- 
heit wäre  geregelt.  ÄSo  einfach  aber  liegt  der  Fall  nicht. 
^Die  Frage  wird  immer,  wie  bei  den  Handelsbüchern  so  auch 
beim  Inventar  und  der  Bilanz  die  sein:  in  wie  weit  enthält  das 
Schriftstück  unmittelbar  Einträge,  und  in  wie  weit  trifft  dieser 
Fall  nicht  zuJnUnd  nach  diesem  Massstabe  gemessen  wohnt 
dem  Vermögensinventar  ein  ungleich  höherer  Wert  als  der 
Bilanz  bei,  wenn  schon  in  der  Konkursordnung  (§  210  Ziff.  3) 
nur  das  Unterlassen  der  Bilanz  und  nicht  auch  des  Inven- 
tars unter  Strafe  gestellt  ist.3) 

^Anders  geartet  als  eine  blosse,  das  Inventar  resumirende 
Rekapitulation,  als  welche  die  Bilanz  bei^infacher  Buchführung 
sich  darstellt,  ist  das  Bilanz-Konto  der  doppelten  Buchführung, 

h Vgl.  „Die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften“. 

'2)  Nach  Behrend  Lehrbuch  des  Handelsrechts  (Berlin  u.  Leipzig 
S.  293)  ist  „das  Inventar  ein  Verzeichnis  des  Vermögens,  die  detail- 
lirte  Aufzählung  der  Aktiven  und  Passiven  des  Kaufmanns.  Die  Bilanz 
ist  der  rechnungsmässige  Abschluss  des  Inventars,  eine  summarische 
Zusammenstellung  der  Aktiven  und  Passiven,  aus  der  sich  entweder 
das  Vorhandensein  eines  Ueberschusses  der  ersteren  oder  der  letzteren 
ergibt“. 

3)  Ein  bei  Beratung  des  bisherigen  Handelsgesetzbuchs  gestellter 
Antrag , wonach  die  Bücher  „den  Aktiv-  und  Passivstand  des  Hand- 
lungsgeschäfts“ ersehen  lassen  sollten,  wurde  abgelehnt.  (Prot.  (VI  S.) 
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Was  muss  inventarisirt  werden? 


mit  dem  die  vom  Gesetz  von  den  Aktiengesellschaften  ge- 
forderte „Bilanz"  identisch  ist.3yDiese  Bilanz  bildet  ein  fest- 
gefügtes Glied  im  Kontosystem : Sie  ist  der  Quotient  sämmt- 
licher  Konti  und  fördert  in  ihrer  Eigenschaft  als  Abschluss- 
Konto  sämtliche  Vermögensbestandteile  zu  Tage.^  Darum 
mag  der  Gesetzgeber  ihr  bei  den  Aktiengesellschaften, 
indem  er  im  Aktiengesetz  überall  nur  die  Bilanz  hervorhebt 
und  des  Inventars  keinerlei  Erwähnung  thut,  eine  besondere 
Bedeutung  beigemessen  haben,  worin  freilich  eine  wenn 
auch  unausgesprochene  Begünstigung  der  doppelten  Buch- 
führung läge.1)  • Da  indess  hinter  den  Bestands-Konti  der 
Bilanz  die  realen  Werte  des  Inventars  stehen  müssen,  so 
ruht  auch  bei  der  doppelten  Buchführung  die  Bilanz  auf 
dem  Inventar.  (Schema:  siehe  Seite  59  und  60.) 

Was  muss  inventarisirt  werden? 

Zweck  des  Inventars  ist,  die  Vermögenslage  ziffernmässig 
darzustellen,2)  ebenso  wie  die  Bücher  deren  einzelne 
Bestandteile  ersichtlich  machen  sollen?  Da  jeder  Vermögens- 
bestandteil sein  Konto  in  der  Bestandsrechnung  hat,  so  muss 
jedes  Konto  mit  seinem  Saldo  zur  Inventur  gebracht  werden. 
Dabei  sind  die  aktiven  von  den  passiven  Besitzständen  zu 
trennenybie  in  § 39  Abs.  1 aufgezählten  Objekte  erschöpfen 
natürlich  nicht  den  Gegenstand  und  sollen  nur  als  Beispiele 
dienen.^  Unter  den  Aktiven  sind  das  bare  Geld,  die 
Bankguthaben,  Effekten,  Obligationen  und  Pfandbriefe  nebst 
Coupons,  sodann  Aktien,  verzinsliche  Schuldscheine,  Waren- 
vorräte, Mobilien  und  Immobilien,  Wechsel,  Maschinen,  Roh- 
materialien und  die  Buchforderungen  aufzurechnen. 5 Die 
Passiven  haben  zu  enthalten:  die  Acceptverbindlichkeiten, 
auch  die  Gefälligkeitsaccept  e3 *),  Eigenwechsel,  Buchschul- 
den, fällige  aber  noch  nicht  ausbezahlte  Coupons  und  Zinsen, 
für  Drittpersonen  zu  verwaltende  Kassen,  Fonds  und  Depots, 
die  angelegten  Reserven  u.  dgl.  Später  zu  erfüllende  Lie- 
ferungsverträge auf  Zeit  zu  inventarisiren  ist  nicht  üblich 
und  wäre  auch  zwecklos,  da  der  Wert  sowohl  in  den  Aktiven 

h Vergl. : „Die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften“. 

2)  Das  Reichsgericht  anerkennt,  dass  das  Inventar  die  un- 
entbehrliche Grundlage  und  integrirender  Bestandteil  der  Bilanz  ist. 
Ent.  IV  (267)  594.  595.  II  (248)  526  ff.  Aber  ist  dem  so,  warum  darf 
nach  § 39  Abs.  3 die  Warenbilanz  ohne  Waren i nven tar  gezogen 
werden  ? 

3)  Vergl.  Ent.  herausgegeben  von  den  Mitgliedern  der  Reichs- 

anwaltschaft III  (142)  305,  306. 
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Form,  in  der  das  Inventar  und  die  Bilanz  zu  erscheinen  haben.  Beispiel: 


Inventar  pro  jo.  Juni  1899 


Aktiva : 

I 

Kassa 

Barbestand 

783 

03 

2 

Waren 

1.  Buxkin  20  St.  ä 50  m ä 7.25  Jt 

2.  Englisches  Kammgarn  1572  St. 

7250 

— 

ä 60  m ä 8.05  Jt 

3.  Deutsch.  Kammgarn  8 St.  ä 75  m 

7486 

50 

\ 

ä 4.50  Jt 

2700 

— 

4.  Schw.  Tuch  12V2  St.  ä 65  m 

5403 

12 

ä 6.65  p.  m 

5.  Färb.  Tuch  33  St.  ä 55  m ä 5.98  p.  m 

10853 

70 

6.  Ratine  6 St.  ä 40  m ä 12.—  p.  m 

2880 

7.  Satin  10  St.  ä 40  m ä 7.68  p.  m 

3072 

— 

8.  Satine  12  St.  ä 80  m ä 2.25  p.  m 

2160 

— 

41804 

32 

3 

Wechsel 

Wechselbestand  Detail 
a.  Berlin  a.  25.  Februar 

1800 

_ 

„ Metz  per  18  März 

335 

— 

„ Mülhausen  per  5.  April 

480 

— 

„ Hier  per  22.  August 

200 

— 

f)  Ulm  per  22.  Februar 

118 

— 

2933 

ab  4 °/0  Diskto. 

29 

34 

2903 

66 

4 

Mobilien 

lf.  Inventar  per  ji.  Dez.  97 

680 

dazu  Neuanschaffung: 

1 Kopirpresse 

30 

I 

versch.  Mobilar 

160 

1 

1 Schreibpult 

55 

[ 

1 Kleiderschrank 

80 

t 

1 Dezimalwage 

45 

20 

3 Hängelampen 

24 

4 Bureaustühle 

32 

1106 

20 

ab  für  Abnützg.  v.  Anf.  Saldo  8 °/#  Jt  680 

54 

40 

1051 

80 

5 

Debitoren 

S.  Grunwald Hier 

796 

03 

D.  Rheinbold Ulm 

843 

26 

M.  Pfeil,  Landsberg 

727 

90 

S.  Lange,  Hier 

I55i 

25 

46l5 

Ed.  Kallmann,  Hier 

696 

90 

34 

Total  der  Aktiva 

5II59 

15 

1 

6o 
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Inventar  per  jo . Juni  1899 


Passiva : 


1 


2 


Kreditoren 

E.  Braun,  Zürich 
M.  Fellner , Leipzig 
E.  Eckhard  & Cie.,  Hamburg 

E.  Klein,  Hier 

F.  Wenger,  Hier 

Accepte 

Accept  a.  E.  Braun,  Zürich 

Total  der  Passiva 


1 


2961 

2116 

3154 


70 

10 

24 


100 

210 


8542 


40 


700 


9242 


04 


Rekapitulati  on : 


Total  der  Aktiva 
„ ,,  Passiva 


Jl 

Jt 


Reinvermögen 


5i  159  15 
9242  04 


4i9i7 


11 


Für  die  Richtigkeit 

S'.  Grünbaum. 


Abschluss-Bilanz  per  90.  Juni  1899 


Aktiva : 

: 

Passiva : 

1 

Kassa 

783 

03 

1 

Kreditoren 

8542 

04 

2 

Waren 

4i805 

32 

2 

Accepten 

700 

— 

3 

Wechsel 

2903 

66 

3 

Reinvermögen 

41917 

11 

4 

Mobilien 

1051 

80 

5 

Debitoren 

4615 

34 

Jl 

5i  159 

15 

Jl 

5ii59 

15 

F ür  die  Richtigkeit 

S.  Grünbaum. 

1 
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wie  in  den  Passiven  erscheinen  musste,  wodurch  der  Effekt 
doch  wieder  aufgehoben  würde.  Irgend  welchen  Einfluss 
auf  die  Vermögenslage  können  solche  sich  gegenseitig  auf- 
hebende Bilanzposten  nicht  haben.1) 

Ob  auch  das  dem  Einzel k aufmann  neben  seinem 
Geschäftsvermögen  gehörige  Privat  kapital  inventarisirt 
werden  muss,  ist  strittig.  Aus  dem  Umstande,  dass  das 
bisherige  Gesetz  (Art.  28)  von  den  Büchern  verlangt,  die 
Vermögenslage  „vollständig“  ersehen  zu  lassen,  während  im 
neuen  Handelsgesetzbuch  (§  38)  dieses  Wort  gestrichen 
ist,  könnte  man  schliessen,  dass  der  Kaufmann  sein  Privat- 
vermögen eigentlich  nicht  in  Betracht  zu  ziehen  brauchte.2) 
Aber  auch  das  Wort  „vollständig“  des  bisherigen  Gesetzes 
braucht  nicht  gerade  so  verstanden  zu  werden,  dass  damit 
zwingend  der  Einbezug  des  Privatvermögens  gefordert 
werden  muss.  Es  scheint  vielmehr,  dass  man  mit  dem  Aus- 
druck hat  Vorbeugen  wollen,  dass  nicht  irgend  ein  einzelner 
Geschäftszweig  willkürlich  aus  der  Darstellung  der  Ver- 
mögenslage ausgeschieden,  und  z.  B.  der  Privatverbrauch 
des  Kaufmanns,  der  den  Vermögenszustand  mehr  oder  minder 
zu  beeinflussen  geeignet  ist,  ja  der  im  Konkursfalle  eine 
sehr  wichtige  Handhabe  zur  Beurteilung  des  persönlichen 
Aufwandes  (§  210  Ziff.  1 K.O.)  abgibt,  verschwiegen  werde. 

Richtig  ist  es  jedenfalls,  auch  das  Privatvermögen, 
wenn  auch  nur  in  der  Hauptsumme  im  Inventar  zur  Auf- 
rechnung zu  bringen.3)  Denn  wenn  aus  dem  Vermögens- 
status die  Zahlungsfähigkeit  des  Kaufmannes  ersehen  werden 
soll  — und  dieses  Erfordernis  wird  dem  Status  unterstellt4)  — 
so  gehört  auch  das  Privatvermögen,  das  in  seinen  Wirkungen 
wesentlich  auf  den  Vermögensstatus  und  die  Zahlungsfähig- 
keit Einfluss  nimmt,  in  das  Inventar.5)  Betreibt  der  Kauf- 
mann ein  N eben ges ch äft,  das  nicht  kaufmännischer 
Natur  ist,  so  ist  er  mit  Bezug  auf  dasselbe  nur  insoweit  zur 


’)  Anders  das  R.O.H.G.  Bd.  XXIV  (22)  73.  74. 

2)  Eine  Begründung  obiger  Streichung  ist  weder  in  der  Denk- 
schrift noch  in  den  Protokollen  zu  finden. 

3)  Vergl.  R.O.H.G.  VII  (26)  98.  99  u.  IV  (85)  408—411.  Sodann 
R.G.  IV  (54)  106.  Ferner  Düringer  S 154  „Dabei  kommt  die  von 
Kaufleuten  zuweilen  beliebte  Unterscheidung  von  Geschäfts-  und  Privat- 
vermögen (d.  h.  den  nicht  dem  Gewerbebetrieb  gewidmeten  Vermögens- 
teilen, für  den  Einzelkaufmann  rechtlich  nicht  in  Betracht.  Auch 
die  letzteren  sind  zu  verzeichnen.“ 

4)  R.G.Entsch.  IV  (54)  105.  106. 

6)  R.G.Ent.  v.  17.  Nov.  1880;  R.G  Ent.  v.  21.  Juni  1882.  Makower 
Handelsgesetzbuch.  S.  78. 
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Buchführung  verpflichtet,  als  ohne  eine  solche  eine  vollstän- 
dige Uebersicht  seiner  Vermögenslage  nicht  gewährt  werden 
kann.1) 

Das  eingebrachte  Gut  der  Ehefrau  oder  das  Ver- 
mögen seiner  minderjährigen  Kinder,  obwohl  ihm  das 
Nutzniessungsrecht  daran  zusteht,  hat  der  Kaufmann  nicht 
zu  berücksichtigen,  da  es  sich  im  Inventar  nur  um  sein 
eigenes  Vermögen  handelt.  Nur  bei  allgemeiner  Güter- 
gemeinschaft (vgl.  §§  1432  ff.  B.G.B.)  ist  das  Gesamt- 
gut als  Vermögen  des  Kaufmanns  aufzunehmen.  Auch  die 
Ehefrau  als  Handelsfrau  hat  nur  ihr  eigenes  Vermögen 
zu  verzeichnen.  Hierzu  gehören,  ohne  Rücksicht  auf  das 
Güterrechtssystem  das  Vorbehaltsgut  und  das  eingebrachte 
Gut.  Das  letztere  ist  aufzunehmen,  auch  wenn  es  infolge 
mangelnder  Einwilligung  des  Ehemannes  zum  Handelsbetrieb 
für  die  Geschäftsschulden  nicht  haftet.  Das  Gesamtgut 
hingegen  gehört  nicht  zum  Vermögen  der  Ehefrau  und  daher 
nicht  in  das  Inventar.2) 

Hat  der  Kaufmann  sein  Geschäft  ohne  eigenes  Ver- 
mögen begonnen,  so  hat  das  Anfangsinventar  und  die  Er- 
öffnungsbilanz mit  der  buchmässigen  Feststellung  dieser 
Thatsache  zu  beginnen.3) 

Was  mit  Bezug  auf  das  Privatvermögen  für  den  Einzel- 
kaufmann, gilt  auch  für  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
einer  offenen  Handelsgesellschaft  und  einer  Kom- 
manditgesellschaft.4) Anders  die  Kommanditisten,  die 
in  dieser  ihrer  Eigenschaft  überhaupt  keine  Kaufmannseigen- 
schaft haben. 

Offene  Gesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  Aktiengesellschaften5 6)  haben  als  solche  stets  nur 
über  ihr  Gesellschaftsvermögen  ein  Inventar  und  eine  Bilanz 
zu  erstellen. 


x)  Vgl.  R.G.  II.  Str.  S.  Art.  v.  2.  März  1894. 

2)  Vgl.  Düringer-Hachenberg.  Das  Handelsgesetzbuch 
(Mannheim  1899)  S.  I54. 

3)  R.G.  IV  (151)  316  — 318  in  Entscheidungen  von  Otto  Fuchsberger. 
Giessen  1899. 

4)  Der  zum  bisherigen  Art.  30  bei  Beratung  des  Entwurfs  gestellte 
Antrag,  wonach  „jeder  persönlich  verantwortliche  Gesellschafter  ver- 
pflichtet sein  soll,  für  sich  alljährlich  einen  gesonderten  Abschluss  über 
sein  Gesamtvermögen  zu  machen,“  wurde  mit  15  gegen  2 Stimmen  ab- 

gelehnt. Vgl.  Prot.  III  CVI  Sitzung. 

6)  Bezüglich  dieser  vgl.  die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften. 


Zeitpunkt  der  Inventarisirung  und  der  Bilanzirung 


63 


Zeitpunkt  der  Inventarisirung  und  der  Bilanzirung 

Das  erstmalige  Inventar,  das  der  Kaufmann  aufzunehmen 
hat,  fällt  zeitlich  zusammen  mit  dem  Beginn  der  kaufmän- 
nischen Thätigkeit.1)  Die  zu  diesem  Inventar  gehörige  Bi- 
lanz wird  Eröffnungsbilanz  genannt.  Beides  — Inventar  und 
Bilanz  — sind  als  Ausgangspunkt  der  Buchführung  auch 
dann  zu  erstellen,  wenn  der  Kaufmann  nur  mit  Passiven 
sein  Gewerbe  beginnt.  Sind  weder  Aktiva  noch  Passiva  vor- 
handen, so  muss  auch  diese  Thatsache  beurkundet  werden. 
Die  blosse  Eintragung  in  die  Bücher  genügt  nicht,  weil  die 
Feststellung  in  den  Büchern  nicht  den  vom  Gesetz  gefor- 
derten, das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden 
darstellenden  Abschluss  ersetzen  kann.  Die  Buchführung 
müsste  ihren  Zweck  verfehlen,  wenn  keine  Anfangsbilanz 
vorhanden  wäre,  weil  erst  durch  diese  eine  authentische 
Unterlage  sowohl  für  die  jährliche  Aufstellung  des  Status 
und  Ermittelung  des  im  Unternehmen  arbeitenden  Reinver- 
mögens, als  wie  für  die  Rechtzeitigkeit  der  späteren  Jahres- 
bilanzen gegeben  ist. 

Die  Wiederholung  des  Inventars  nebst  Bilanz  hat  von 
diesem  Anfangstermin  ab  gerechnet  alljährlich  zu  erfolgen. 
Demnach  ist  hierfür  nicht  das  Kalenderjahr,  sondern  das 
Geschäftsjahr  entscheidend.2) 

Das  Geschäftsjahr  kann  jedoch  durch  Zwischen- 
bilanzen verlegt  werden.  Will  der  Kaufmann  die  Bilanz- 
ziehung für  sein  nicht  mit  dem  Kalenderjahr  eröfifnetes  Ge- 
schäft mit  dem  Kalenderjahr  zusammenfallen  lassen,  so  muss 
er  mit  Schluss  des  Jahres  ein  besonderes  Inventar  aufnehmen.3) 

Die  Aufnahme  hat  nicht  mehr,  wie  bisher  im  Art.  29 
vorgeschrieben  war,  „in  jedem  Jahr,"  sondern  für  den 
Schluss  jedes  Geschäftsjahres,  und  zwar  innerhalb  der 
einem  ordnungsmässigen  Geschäftsgänge  entsprechenden 
Zeit  zu  erfolgen.  Auf  Grund  der  früheren  Fassung  ist  in  der 
strafrechtlichen  Praxis  durch  die  Anwendung  der  §§  209,  210 
der  Konkursordnung  in  einzelnen  Fällen  die  Auffassung  zur 
Geltung  gekommen,  dass  das  Inventar  und  die  Bilanz  schon 

*)  Nach  einem  Urteil  des  Reichsgerichts  v.  12.  April  1882  tritt 
die  Pflicht  zur  Ziehung  der  Eröffnungsbilanz  ein,  wenn  der  erste  Akt 
des  Betriebes  des  kaufmännischen  Geschäfts  beginnt. 

2)  R.G.Ent  12.  April  1882.  R.G.  III  Str.  S.  30.  B.M.  1890.  R.G. 
Entw.  2.  Dec.  1879.  R.G.Ent.  5.  Juni  1880.  Vergl.  Entw.  IV.  Session 
1 895 197,  Zu  Nr.  632  Str.  S.  II  (11)  30—33. 

3)  Vgl.  Urteil  d.  Landgerichts  Frankfurt  a.  M.  v.  28.  Januar  1898. 
R G.  IV  (267)  593;  R.G.  II  (207)  417  in  Ent.  v.  Otto  Fuchsberger.  Ent. 
R.G.  III  V.  S.  v.  30.  Okt.  1890. 
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am  Ende  des  Geschäftsjahres  fertig  gestellt  sein  müsste, 
eine  Anforderung,  welche  in  der  Regel  nicht  erfüllbar  ist.1) 
Denn  da  die  Vermögenslage  im  Inventar  für  den  Geschäfts- 
jahresschluss gelten  soll,  so  kann  gewöhnlich  erst  mit  den 
Aufnahmearbeiten  nach  Eintritt  dieses  Schlusses  begonnen 
werden.  Und  je  grösser  das  Geschäft,  desto  weiter  ziehen 
sich  die  einschlägigen  Arbeiten  über  diesen  Anfangstermin 
hinaus.  Immer  aber  muss  die  Bestandsaufnahme  unter  dem 
Gesichtswinkel  erfolgen,  als  ob  diese  am  Abschlusstage  ge- 
schehen würde. 

Unter  Eröffnungsbilanz  versteht  man  nicht,  wie 
vielfach  angenommen  wird,  die  nach  Ablauf  des  ersten  Ge- 
schäftsjahres, sondern  vielmehr  die  bei  Beginn  des  Ge- 
werbes gezogene  Bilanz.2) 

Eine  Eröffnungsbilanz  muss  nicht  nur  bei  Neugründung, 
sondern  auch  dann  errichtet  werden,  wenn  ein  bestehender 
Betrieb  mit  oder  ohne  Firma  erworben  wird,  weil  vom  Zeit- 
punkte des  Erwerbs  ab  das  erworbene  Unternehmen  mit 
dem  eigenen  Besitz  fortab  vermögensrechtlich  ein  zu- 
sammenhängendes Ganzes  bildet,  mit  dessen  Beginn  daher 
zugleich  die  Bilanzperioden  zu  beginnen  haben.3)  Das  Gleiche 
gilt,  wenn  der  Kaufmann  das  Geschäft  von  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  erwirbt,  dessen  Teilhaber  er  bisher  war.4) 

Bei  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Aktien- 
gesellschaften ist  die  Eröffnungsbilanz  in  dem  Zeitpunkt 
aufzustellen,  in  welchem  die  rechtliche  Existenz  der  Gesell- 
schaft beginnt.  Dies  ist  im  juristischen  Sinne  der  Tag  der 
Eintragung  in  das  Firmenregister,  wenngleich  in  wirtschaft- 
lichem Sinne  der  Beginn  mit  der  Ueberleitung  der  Aktien 
unter  das  Publikum  datirt.  Das,  was  die  Gesellschaft  an 
jenem,  dem  Eintragungstag,  besitzt,  muss  die  Eröffnungs- 
bilanz ersehen  lassen.5) 


*)  Denkschrift  z.  Entw.  S.  44. 

2)  Vgl.  Ent.  R.G.  v.  12  April  1882. 

3)  Vgl.  Simon.  Bilanzen  S.  104. 

4)  R.G.  Ent.  Str.  S.  8 XVI.  12.  55.  Vgl.  auch  bei  „Strafbestim- 
mungen“. 

5)  Gegen  dieses  Erfordernis  wird  von  den  Aktiengesellschaften, 
besonders  bei  Fusionen,  sehr  oft  gefehlt,  indem  in  den  Einbringungs- 
und Uebernahmsverträgen  das  erworbene  Geschäft  als  für  Rechnung 
der  Gesellschaft  von  einem  früheren  als  dem  eigentlichen  Zeitpunkte 
des  Erwerbs  ab  geführt  und  gebucht  wird,  während  die  rechtliche  Existenz 
der  Gesellschaft  als  solche  erst  von  einem  späteren  Tage  ab  datirt. 


Zweijähriges  Inventar  bei  einjähriger  Bilanz 
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Zweijähriges  Inventar  bei  einjähriger  Bilanz 

Wie  Art.  29  Abs.  2 des  bisherigen,  so  lässt  auch  § 39 
Abs.  3 des  neuen  Handelsgesetzbuchs  zu,  das  Warenlager 
alle  2 Jahre  aufzunehmen,  sofern  die  Aufnahme  desselben 
nicht  füglich  in  jedem  Jahre  geschehen  kann,  es  vorläufig 
dem  eigenen  Ermessen  des  Kaufmannes  überlassend,  ob  die 
Aufnahme  speziell  seines  Lagers  alljährlich  geschehen  kann 
oder  nicht.  „Vorläufig“  darum,  denn  gerät  eben  dieser  Kauf- 
mann, dem  sein  Lager  geeignet  schien,  um  von  der  gesetz- 
lichen Nachgabe  Gebrauch  zu  machen,  in  Konkurs,  dann  ist  nicht 
sein  Urteil,  das  er  über  sein  Lager  hatte,  massgebend,  son- 
dern der  Richter  bezw.  der  Sachverständige  hat  darüber  zu 
befinden,  ob  er  gut  daran  that,  seine  Warenbestände  nur 
alle  zwei  Jahre  zur  Inventur  zu  bringen.  Decken  sich  die 
beiden  Urteile  über  die  ,, Beschaffenheit  des  Warenlagers“ 
nicht,  so  tritt  Strafe  d.  h.  Wirksamkeit  der  §§  209,  210  der 
Konkursordnung  ein.1;  Man  sieht  hieraus,  wie  gefährlich  die 
diesbezügliche  Bestimmung  werden  kann.2)  Die  Bilanz  aber 
muss  dem  Gesetze  nach  in  jedem  Falle  alljährlich  gezogen 
werden.3) 

Mit  dieser  Vorschrift4)  ist  eine  Unsicherheit  in  den  In- 
ventaren  derjenigen  Jahrgänge  hineingetragen  worden,  in 
denen  die  Warenaufnahmen  ausfallen  und  doch  eine  lücken- 
lose Vermögenslage,  also  mit  Einschluss  des  Waarenlagers 
in  der  Bilanz,  erstellt  werden  soll.  Da  dies  aber  ohne  Lager- 
sturz nicht  möglich  ist,  haben  die  Gerichte  unter  Führung 
des  Reichsgerichts  eine  schätzungsweise  Aufnahme  des 
Lagers  für  die  Jahrgänge  mit  ausfallender  Aufnahme  zuge- 
lassen, wobei  als  Stützpunkt  die  letzte  Aufnahme  dienen 


*)  R.G.  Ent.,  v.  14.  April  1882  in  Jägers  „Beachtenswerte  Fälle“. 
Stuttgart  1882. 

2)  R.G.  Str.  S.  I.  S.  421  Nr.  v.  27.  April  1880  IV.  Str.  S.  22.  Juni  1897. 
Ent.  v.  21.  Juni  1882. 

8)  R.G.  IV  (267)  593;  Str.  S.  I (198)  421,  I 354.  467.  Der  code  de 
commerce,  welcher  in  vieler  Beziehung  den  Redakteuren  des  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  zum  Muster  diente , kennt,  wie  überhaupt  alle 
ausländischen  Gesetze  mit  Ausnahme  des  österreichischen,  welches  dem 
deutschen  nachgebildet  ist,  ein  zweijähriges  Wareninventar  nicht.  Vielmehr 
spricht  Art.  9 lediglich  nur  von  einer  jährlichen  Inventur  unter  Privat- 
unterschrift, während  einer  Bilanz  gar  keine  Erwähnung  gethan  wird. 

4)  Man  fand  bei  der  Beratung,  dass  die  jährliche  Inventur,  wie 
bei  Detail-,  Manufaktur-  und  Kurzwaarengeschäften,  zu  belästigend  sei  u. 
begnügte  sich  analog  dem  österreichischen  Entwurf  (revid.  Entw.  § 58 
Abs.  1 a)  mit  der  zweijährigen  Inventarisirung  des  Warenlagers.  Vgl. 
v.  Hahn.  S 201. 

Beigel,  Buchführungsrecht 
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soll.1)  Diese  Manipulation  ist  ebenso  schwierig  durchzu- 
führen, als  sie  unsicher  in  ihren  Resultaten  ist.  Möglich 
wäre  die  Einbringung  des  Lagers  ohne  Inventaraufnahme 
nur,  wenn  die  Führung  eines  Lagerbuches  vorgeschrieben 
wäre.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall.  Ja  noch  mehr;  in  den 
meisten  Geschäften  fehlt  überhaupt,  sei  es  aus  mangelndem 
Verständnis  oder  aus  sonst  einem  Grunde  ein  Lagerbuch. 
Die  Folge  ist,  dass  der  wesentlichste  Bestandteil  des  Ver- 
mögens auf  Schätzung,  d.  h.  auf  einer  mehr  oder  minder 
von  der  Wahrheit  abweichenden  Mutmassung  ruht.2) 

Es  wird  sich  daher  für  jeden  Kaufmann,  so  wie  dies  von 
der  Buchführungslehre  gefordert  und  von  grossen  und  auch 
kleineren  aber  ordentlich  geführten  Geschäften  geübt  wird, 
empfehlen,  alljährlich  ein  Waren-Inventar  aufzunehmen. 

Hierbei  müssen,  um  Geschäftsstörungen  und  Aufnahme- 
schwierigkeiten zu  verhüten,  die  Abschlussarbeiten  rasch  be- 
endigt und  jedenfalls  auf  die  kürzeste  Zeit  begrenzt  werden.3) 

Bei  Aktiengesellschaften,  bei  denen  die  Aufneh- 
mung  von  Inventar  und  Bilanz  nach  den  schärfsten  Grundsätzen 
zu  geschehen  hat,  um  der  Gefahr  einer  übermässigen  Gewinn- 
verteilung vorzubeugen,  ist  das  Erfordernis  alljährlicher  Inven- 
taraufnahme mit  Einschluss  des  Warenlagers  unab weislich.4) 

Bewertungen  zum  Inventar 

§ 40.  Die  Bilanz  ist  in  Reichswährung  aufzustellen. 

Bei  der  Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  sind 
sämtliche  Vermögensgegenstände  und  Schulden  nach  dem 
Werte  anzusetzen,  der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen 
ist,  für  welchen  die  Aufstellung  stattfindet. 

Zweifelhafte  Forderungen  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen 
Werte  anzusetzen,  uneinbringliche  Forderungen  abzuschreiben. 

Die  Bestimmung,  dass  die  Bilanz  in  Reichswährung 
aufgenommen  werden  muss,  ist  neu.  Das  Gesetz,  welches 

*)  R.O.G.  Ent.  Bd.  20,  S.  245.  R.G.  Str.  I S.  421  v.  27.  April  1880. 

3 ) Vgl.  R.  Beigel.  Die  Buchführung  nach  den  gesetzl.  Bestim- 
mungen etc.  Leipzig;  ferner  bei:  „Strafbestimmungen“. 

2)  In  Gross- Warenhandlungen  kommt  es  vor,  dass  während  der 
Inventur  das  Geschäft  2—3  Tage  geschlossen  bleibt.  Eine  analoge  Ein- 
richtung findet  sich  bei  der  Stadtkasse  in  Strassburg,  die  alljährlich  be- 
kannt machen  lässt,  dass  aus  Anlass  des  Abschlusses  die  Kasse  vom 
22.  bis  31.  März  (was  allerdings,  wenn  die  Bücher  laufend  gehalten 
werden,  uns  etwas  lang  scheint)  geschlossen  bleibt.  Die  Bank  von  Ve- 
nedig, welche  im  Mittelalter  zu  den  bestgeleiteten  Kreditinstituten  ge- 
hörte, musste  viermal  im  Jahre  den  Geschäftsverkehr  einstellen,  um 
die  Rechnungen  in  Ordnung  zu  bringen. 

4)  Vgl.  bei  „die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften“,  sowie  Zeitschrift 
für  das  gesamte  Aktienwesen“  Jahrg.  1896  Nr.  4. 
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von  den  Kaufleuten  die  jährliche  Anfertigung  einer  Ver- 
mögensübersicht verlangt,  wollte  nicht  gestatten,  dass  bei 
Erfüllung  dieser  Pflicht  eine  andere  als  die  gesetzliche,  d.  i. 
die  Reichswährung  benützt  wird.1)  Gleichzeitig  wird  mit 
der  Verpflichtung  zur  Reichswährung  vorgebeugt,  dass  nicht, 
wie  dies  mehrfach  geschah,  die  Umrechnung  der  auslän- 
dischen in  die  inländische  Währung  dazu  benützt  werde, 
um  der  Gesellschaft  fiktiv  ein  Agio  zu  verschaffen  und  dieses 
Resultat  mit  der  Dividende  zur  Verteilung  zu  bringen.2) 

Für  den  Wert,  zu  welchem  die  einzelnen  Posten  in  das 
Inventar  einzustellen  sind,  ist  nicht  wie  im  Art.  31  des  bis- 
herigen Handelsgesetzbuchs  die  Zeit  der  Inventaraufnahme 
selbst,  die  in  den  meisten  Fällen  hinter  dem  Bilanztage 
liegt,  sondern  vielmehr  der  Zeitpunkt,  für  welchen  (§  40 
Abs.  1)  die  Aufnahme  erfolgt,  als  massgebend  anzusehen. 

Dem  Inventar  ebenso  wie  der  Bilanz  liegt  der  Gedanke 
einer  vorausgesetzten  allgemeinen  Realisirung  aller  Aktiva 
und  Passiva  zu  Grunde,  wobei  jedoch  davon  auszugehen  ist, 
dass  nicht  die  Auflösung  des  Geschäfts  und  Versilberung 
der  Vermögensbestandteile,  sondern  der  Fortbestand  des- 
selben als  eines  Ganzen  beabsichtigt  wird.3)  Somit  ist  der- 
jenige Nutzwert  anzusetzen,  den  die  einzelnen  Besitzteile, 
besonders  die  Betriebseinrichtungen  für  einen  Dritten  bei 
einer  gleichen  Fortbethätigung  durch  denselben  haben  wür- 
den.4) Demnach  ist  sämtlichen  Besitzteilen  der  allgemeine 
Verkehrswert  und  nicht  der  etwa  auf  willkürliches  subjek- 
tives Ermessen  oder  auf  blosse  Spekulation  zurückzuführende 
Wertanschlag  in  Ansatz  zu  bringen.5) 

Die  besonderen  Bewertungsregeln  des  Aktienrechts6) 
auch  auf  den  Einzelkaufmann  und  auf  die  Handelsgesellschaften 
überhaupt  auszudehnen,  ist  weder  erforderlich  noch  nützlich. 
Bei  der  Aktiengesellschaft  haben  die  verschärften  Bewer- 
tungsregeln (§  261  H.G.B.),  wonach  insbesondere  alle  Ver- 
mögensgegenstände, auch  wenn  sie  zur  Weiterveräusserung 
bestimmt  sind,  nicht  höher  als  zum  Anschaffungs-  oder  Her- 


r)  Vgl.  Denkschrift  zu  d.  Entwurf  zu  Nr.  632  S.  45. 

2)  Vgl.  bei:  „Die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften.“ 

3)  Vgl.  R.O.G.  XII.  19;  R.G.  XIX  120,  Bolze  Bd.  20  Nr.  574. 
Staub,  H.G.B.  Art.  31  § 1.  Mako  wer,  H.G.B.  § 39  S.  80  Dü- 
ringer H.G.B.  § 39  S.  153.  Simon,  Bilanzen  S.  129.  157.  289  ff. 

4)  Mako  wer,  Handelsgesetzbuch  S.  81;  R.G.  XIX  S.  121.  122. 
Düringer,  Handelsgesetzbuch  S.  156,  R.O.G.  XII  S.  18  ff. 

°)  Dies  erscheint  auch  der  Rechtsstandpunkt,  den  das  Reichsge- 
richt in  einem  Erkenntnis  (vgl.  Ent.  in  Civils.  Bd.  19  S.  119)  einnimmt. 
6)  Vgl.  bei:  „Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften“. 
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stellungspreis,  und  Waren  und  Wertpapiere  stets  zu  dem 
niedrigeren  Preise,  — gleichviel  ob  dies  der  Preis  am  An- 
schaffungstag oder  Bilanztag  ist,  — angesetzt  werden  müssen, 
den  Zweck,  eine  Verminderung  des  Gesellschaftskapitals 
durch  Verteilung  eines  fiktiven  oder  doch  noch  nicht  reali- 
sirten  Gewinns  zu  verhindern.  Diese  Verschärfung  steht 
auch  hier  im  Zusammenhänge  mit  den  übrigen  Massregeln, 
die  das  Aktienrecht  zur  Erhaltung  des  statutenmässigen 
Grundkapitals  trifft.  Bei  Handelsgesellschaften  oder  Einzel- 
kaufleuten aber,  bei  welchen  die  Verfügung  über  das  Ge- 
schäftskapital im  allgemeinen  nicht  beschränkt  ist  und  auch 
nicht  beschränkt  werden  kann,  würde  der  Verschärfung  jede 
praktische  Bedeutung  fehlen.1) 

Unter  Betrachtnahme  vorstehender  Grundsätze  sind  an- 
zusetzen : 

1.  Die  Warenbestände  zu  den  Anschaffungskosten  (Fakturenwert) 
einschliesslich  der  darauf  ruhenden  Spesen,  wobei  auf  ausser 
Mode  gekommene  Artikel  ein  bestimmter  Wertteil  zu  amorti- 
siren  und  der  durch  Lagerung,  Veraltung,  Schwund,  Ver- 
änderung der  Konjunkturen  etc.  sich  ergebende  Minderwert  zu 
berücksichtigen  ist. 

2.  Eigene  Fabrikate  zum  Marktpreis,  der  für  dieselben  am  Bilanz- 
tage massgebend  ist,  Halbfabrikate  zum  Betrage  der  bis  hierher 
für  dieselben  aufgewendeten  Kosten  für  Rohstoffe,  Arbeits- 
löhne u.  s.  w. 

3.  Der  Wechselbestand  zum  Nominalbetrag  abzüglich  des  Diskonts 
zum  Tagessatze  für  die  Zeit,  welche  zwischen  dem  Bilanztage 
und  der  Verfallzeit  des  Bestandes  liegt. 

4.  Die  Buchforderungen,  so  wie  diese  sich  als  Saldi  aus  den  Ab- 
schlüssen ergeben,  wobei  jedoch  zweifelhafte  Beträge  nur 
nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte  eingebracht,  uneinbringliche 
aber  gänzlich  abgesetzt  werden  müssen.2) 

5.  Maschinen,  Werkzeug  und  sonstige  Mobilien  zum  Anschaffungs- 
wert, wobei  alljährlich  ein  der  Abnützung  entsprechender  Wert- 
betrag abgesetzt  werden  muss. 

6.  Immobilien,  besonders  Gebäulichkeiten  zum  Anschaffungs- 
bezw.  Bauwert  mit  alljährlicher  prozentualer  Abschreibung 
bezw.  Hinzuschreibung  von  durch  bauliche  Veränderungen 
herrührenden  Meliorationen  und  Wertsteigerungen. 

7.  Die  Buchschulden  zu  ihrem  wirklichen  Wert,  also  bestrittene 
Schulden  und  schuldige  Kosten,  deren  Betrag  noch  nicht  fest- 
steht, zu  ihrer  wahrscheinlichen  Höhe. 

8.  Bürgschaftsübernahmen  und  Gefälligkeitsaccepte3),  bezüglich 
deren  noch  keine  Inanspruchnahme  erfolgte,  zum  vollen  Be- 


a)  Materialien  S 45;  Denkschrift  Nr.  632. 

2)  Die  Berechnung  von  Zwischenzinsen  für  Beträge,  „die  am 
Bilanztage  noch  nicht  fällig  sind“  (R.O.H.G  XII,  17)  dürfte  doch  wohl 
nur  beim  Konto-Korrent-Zinsverkehr  nötig  und  durchführbar  sein. 

3)  Ent.  R.G.  III.  Str.  v.  14.  Mai  1882  in  Jägers  Beachtenswerte 
Fälle,  Stuttgart  1882 
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trag;  doch  kann  die  hierbei  etwa  in  Betracht  kommende 
Regressforderung  in  die  Aktiva  gesetzt  werden.  Ist  aber  die 
Zahlungsfähigkeit  (Bonität)  des  Regresspflichtigen  eine  zweifel- 
hafte, so  darf  nur  der  wahrscheinliche  Wert  der  Regressfor- 
derung in  Ansatz  kommen.1) 

Im  übrigen  hat  die  Bewertung  nach  dem  vernünftigen 
Ermessen  und  mit  der  nötigen  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Geschäftsmannes  innerhalb  der  durch  die  Grundsätze  des 
§ 40  des  Gesetzes  gezogenen  Schranken  stattzufinden. 

Bei  offenen  und  Kommanditgesellschaften  erlangt  die 
Bewertung  zum  Inventar  eine  ganz  besondere  Bedeutung, 
weil  von  einer  Ueberschätzung  oder  Unterschätzung  der 
Geschäftswerte  das  Mass  des  dem  einzelnen  Gesellschafter 
gutzuschreibenden  Gewinnes  abhängt,  zumal  das  Handels- 
gesetzbuch in  dieser  Beziehung  nur  eine  allgemeine  Vor- 
schrift gibt,  die  aber  in  der  Praxis  häufig  nicht  ausreicht, 
um  Meinungsverschiedenheiten  zu  vermeiden  oder  zu  lösen.2) 

Beurkundung  des  Inventars  und  der  Bilanz  und  Förm- 
lichkeit ihrer  Aufstellung 

§ 41.  Jedes  Inventar  und  die  Bilanz  sind  von  dem  Kaufmann  zu 
unterzeichnen.  Sind  mehrere  persönlich  haftende  Gesellschafter 
vorhanden,  so  haben  sie  alle  zu  unterzeichnen.  Das  Inventar 
und  die  Bilanz  können  in  ein  dazu  bestimmtes  Buch  einge- 
schrieben oder  jedesmal  besonders  aufgestellt  werden.  Im 
letzteren  Falle  sind  sie  zu  sammeln  und  in  zusammenhängender 
Reihenfolge  geordnet  aufzubewahren. 

Die  Pflicht  der  Unterzeichnung  des  Inventars  und  der 
Bilanz  bezweckt,  die  Verantwortlichkeit  des  Geschäftsinhabers 
bzw.  Leiters  sichtlich  zum  Ausdruck  zu  bringen.3)  Die 
Unterschrift  muss  persönlich  erfolgen;  eine  Vertretung  durch 
Prokuristen  ist  hier  ausgeschlossen. 


')  Staub  Kommentar  Art.  31.  § 3 u.  Puchelt-Förtsch, 

Kommentar  Art.  31  n.  4.  Abweichend  die  Bilanzen  der  Eisenbahn- 
gesellschaften; vgl.  bei  Fuchsberger  Entscheidungen  S.  367  ff.  Vgl.  auch 
Jäger,  Altes  u.  Neues  zur  Falschbuchung  der  Privateisenbahnen  S.  119. 

2)  lieber  Inventarisirung  abgeschlossener  aber  noch  nicht  erfüllter 
Verträge,  sowie  über  „Ideelle  und  reelle  Werte“  vgl.  bei:  „Die  Bilanzen 
der  Aktiengesellschaften“. 

8)  § 381  C.P.O.  bestimmt : „Privaturkunden  begründen,  sofern  sie 
von  den  Ausstellern  unterschrieben  oder  mittelst  gerichtlich  oder  nota- 
riell beglaubigten  Handzeichens  unterzeichnet  sind,  vollen  Beweis  dafür, 
dass  die  in  denselben  enthaltenen  Erklärungen  von  den  Ausstellern  ab- 
gegeben sind.“ 
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Die  Geschäftsinhaber  von  Einzelfirmen  und  insbesondere 
die  Sozien  einer  offenen  Handelsgesellschaft  sollen  durch  den 
Unterschriftszwang  wenigstens  einmal  im  Jahr  Gelegenheit 
erhalten,  sich  von  dem  Stande  der  Dinge  selbst  zu  überzeugen. 
Dieser  Zweck  wird  mit  der  auferlegten  Verpflichtung,  Inven- 
tar und  Bilanz  persönlich  zu  unterschreiben,  erreicht.  Zu- 
gleich aber  wird  mit  der  Massregel  im  Konkursfalle  der 
eventuellen  Ausrede,  die  Vermögenslage  nicht  gekannt  zu 
haben,  vorgebeugt.1) 

Bei  offenen  Handelsgesellschaften  haben  sämt- 
liche Teilhaber,  auch  diejenigen,  welche  von  der  Geschäfts- 
führung ausgeschlossen  sind,  mitzuunterzeichnen. 

Das  Gleiche  ist  der  Fall  bezüglich  der  Komplemen- 
täre einer  Kommanditgesellschaft,  sowie  einer  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien.  Nicht  zu  unterzeichnen  haben  die 
Kommanditisten,  weil  dieselben  keine  Kaufmannseigen- 
schaft haben. 

Bei  Aktiengesellschaften  hat  der  gesamte  Vor- 
stand die  Unterschrift  zu  leisten. 

Die  Unterzeichnung  kann  von  den  Verpflichteten  im 
Prozesswege  erzwungen  werden.  Wird  die  Unterzeichnung 
abgelehnt,  weil  die  Bilanz  beanstandet  wird,  so  ist  über 
die  Rechtmässigkeit  der  Beanstandung  zu  entscheiden ; der 
Widersprechende  hat  seiner  Pflicht  durch  Aufstellung  einer 
Gegenbilanz  zu  genügen2)  bzw.  anzugeben,  welche  einzelne 
Ansätze  und  in  welcher  Weise  dieselben  nach  seiner  Ansicht 
zu  ändern  wären.3) 

Die  Unterzeichnung  ist  jedoch  kein  so  wesentliches 
Moment,  dass  ohne  dieses  Requisit  die  den  sonstigen  Er- 
fordernissen entsprechende  Bilanz  nicht  zum  rechtlichen  Da- 
sein gelangen  würde.4) 

Die  Zulassung  der  Inventare  und  Bilanzen  auf  losen 
Bogen  — ob  mit  späterer  Sammlung  zu  zusammenhängenden 

*)  Bei  Gesellschaften  m.  b.  H.  haben  gemäss  §§  8 u.  39  die  Ge- 
schäftsführer die  Bilanzen  zu  unterzeichnen  Vgi.  auch  Esser  das 
Reichsges.  betr.  die  Gesellschaften  m.  b.  H. 

2)  Düringer.  § 41.  S.  160. 

3)  Vgl.  Mako  wer  § 41.  S.  83.  Vgl.  auch  R.G  XII  (2)  S.  7— 9. 
R.O.H.G.  XIII  (44)  S.  123.  Plen.  Erk.  des  preuss.  O.-Tr.  v.  9.  Nov. 
1874.  Oppenhoff  Rechtspr.  Bd.  15  S.  753;  Goltdammer’s  Archiv  für 
Strafrecht  Bd.  23.  S.  31  ff.  v.  Hahn  Kommentar  3.  Auff  S.  127.  128. 
R.G.  III  (186)  403.  404  Bd.  III  (207)  417. 

4)  Vgl.  R.G.  I Str.  S.  v.  5.  Okt.  1882.  Dagegen  II  Str.  S.  v.  14. 
Juni  1881.  Die  Kontroverse  beseitigt  durch  Plen.  Urt.  der  verein.  Straf- 
senate v.  20.  Juni  1883.  Vgl.  auch  bei  „Strafbestimmungen“. 
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Büchern  geht  nicht  unbedingt  aus  der  Vorschrift  hervor1)  — 
soll  den  Versandt  dieser  Schriftstücke  an  etwaige  aus- 
wärtige Teilhaber  erleichtern  (Pr.  46). 

Die  Dauer,  während  welcher  die  Inventare  und  Bi- 
lanzen aufzubewahren  sind,  richtet  sich  nach  der  allgemeinen 
Regel  des  § 44.2) 

Die  Rechnungsabschlüsse  fiskalischer  Verwaltungen 

§ 42.  Unberührt  bleibt  bei  einem  Unternehmen  des  Reichs,  eines 
Bundesstaats  oder  eines  inländischen  Kommunal-Verbandes  die 
Befugnis  der  Verwaltung,  die  Rechnungsabschlüsse  in  einer 
von  den  Vorschriften  der  §§  39  bis  41  abweichenden  Weise 
vorzunehmen. 

Unter  „Rechnungsabschlüsse“  sind  sowohl  Inventar  wie 
Bilanz  zu  verstehen.3)  Indess  ist  eine  strikte  Durchführung 
dieser  beiden  Pflichtdokumente  auf  der  Basis  buchhaltungstech- 
nischer Grundsätze,  so  wie  dies  in  kaufmännischen  Betrieben 
geschieht,  weder  formell  (kontomässig)  noch  auch  materiell 
(Art  der  Bewertung)  möglich.  Die  handelsgesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Aufstellung  von  Vermögensübersichten 
und  Bilanzen  passen  häufig  gar  nicht  für  Unternehmungen 
der  bezeichneten  Art  wegen  des  Zusammenhangs  ihrer 
Rechnungsführung  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Gemeinde- 
rechnung, und  thatsächlich  wird  in  den  fraglichen  Verwal- 
tungen auch  vielfach  in  anderer  Weise  verfahren.4)  Es  er- 
schien daher  angezeigt,  in  dieser  Beziehung  einen  ausdrück- 
lichen Vorbehalt  im  Gesetz  anzubringen,  umsomehr  als  auch 
die  hier  in  Betracht  kommenden  Unternehmungen  der  Buch- 
führungspflicht (§  38  Abs.  1 u.  2)  unterliegen.  Es  ist  daher 
den  zuständigen  Organen  überlassen  worden,  die  Grundsätze 
zu  bestimmen,  nach  welchen  bei  einer  gewerblichen  Unter- 
nehmung fraglicher  Art  die  Rechnungsabschlüsse  zu  betä- 
tigen sind. 

*)  Vergl.  bei : „Die  gesetzlichen  Handelsbücher“. 

2)  Vgl.  bei:  „Die  Aufbewahrungspflicht  der  Handelsbücher“. 

3)  Vgl.  Denkschrift  S.  46. 

4)  Denkschrift  zu  No.  632  S.  46. 


III.  Abschnitt 

Ordnungsregeln  der  Buchführung 

§ 43.  Bei  der  Führung  der  Handelsbücber  und  bei  den  sonst  erfor- 
derlichen Aufzeichnungen  hat  sich  der  Kaufmann  einer  leben- 
den Sprache  und  der  Schriftzeichen  einer  solchen  zu  bedienen. 

Die  Bücher  sollen  gebunden  und  Blatt  für  Blatt  oder  Seite 
für  Seite  mit  fortlaufenden  Zahlen  versehen  sein. 

An  Stellen,  die  der  Regel  nach  zu  beschreiben  sind,  dürfen 
keine  leeren  Zwischenräume  gelassen  werden.  Der  ursprüng- 
liche Inhalt  einer  Eintragung  darf  nicht  mittelst  Durchstreichens 
oder  auf  andere  Weise  unleserlich  gemacht,  es  darf  nicht  ra- 
dirt,  auch  dürfen  solche  Veränderungen  nicht  vorgenommen 
werden,  deren  Beschaffenheit  es  ungewiss  lässt,  ob  sie  bei  der 
ursprünglichen  Eintragung  oder  erst  später  gemacht  worden  sind. 

Allgemeines.  Die  Ordnungsmässigkeit  der  Bücher1) 
ist  in  buchtechnischer  Beziehung  zunächst  an  die  hierfür  ge- 
setzlich bestehenden,  sodann  an  die  allgemeinen  Grundsätze 
gebunden,  mit  denen  schriftliche  Darstellungen,  insbesondere 
solche  von  einem  gewissen  dokumentären  Wert,  in  Erscheinung 
zu  treten  pflegen . Die  in  dieser  Beziehung  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Grundsätze  sind  ganz  allgemeiner  Natur  und  be- 
zwecken, da  die  Handelsbücher  Urkunden  im  Sinne  des 
Reichs-Straf-Gesetzbuchs  sind,  für  deren  Qualität  wenigstens 
allgemeine  Merkmale  festzusetzen.2)  In  wieweit  Zuwiderhand- 
lungen den  Wert  der  Bücher  als  Beweismittel  zu  schmälern 
oder  ganz  aufzuheben  geeignet  sind,  ist  nur  im  Einzelfalle  zu 
beurteilen. 

Die  Vorschrift,  die  Bücher  in  einer  lebenden  Sprache, 
auch  wenn  diese  in  keinem  deutschen  Landesteil  Volks- 
sprache ist,  und  in  den  Schriftzeichen  einer  solchen  führen 
zu  dürfen,  ist  erlassen,  um  die  Niederlassung  ausländischer 
Kaufleute  in  Deutschland  zu  erleichtern.3)  Von  den  lebenden 
Sprachen  ausgeschlossen  ist  die  lateinische  und  hebräische 
Sprache,4)  und  wenn  besonders  die  letztere  in  manchen 

')  Gemäss  Art.  10  des  franz.  Code  müssen  alle  Bücher  nach 
der  Ordnung  des  Datums  (par  ordres  des  dates)  ohne  leeren  Zwischen- 
räume, ohne  Lücken  und  ohne  Beischreibungen  am  Rande  geführt  werden. 

2)  Nach  § 100  des  B G.B.  finden  die  handelsgesetzlichen  Vor- 
schriften über  Einreichung  und  Aufbewahrung  der  Handelsbücher  (§§  43, 
44)  auch  auf  das  Tagebuch  der  Handelsmäkler  Anwendung,  wobei 
zweckmässig  bestimmt  wird,  dass  die  Einträge  nach  der  Zeitfolge  zu 
geschehen  haben. 

3)  Protokolle  S.  48;  Mot.  z.  preuss.  Entw.  S.  22;  Makower  S 83. 

4>  Düringer  S 161. 
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Ländern,  so  in  Galizien  und  im  Orient,  auch  noch  da  und 
dort  gesprochen  wird,  und  auch  die  Schriftzeichen  dieser 
Sprache  noch  in  jenen  Gegenden  verschiedentlich  in  An- 
wendung sind,  so  ist  damit  doch  noch  lange  nicht  der  Fall 
einer  lebenden  Sprache  gegeben.1) 

In  Stenographie  die  Bucheinträge  auszuführen,  ist 
verboten,  weil  es  sich  bei  dieser  um  keine  lebende  Sprache 
und  um  keine  Schriftzeichen  einer  solchen  handelt.  Die 
Stenographie  besteht  ausserdem  nur  aus  Schriftzeichen;  und 
Schriftzeichen,  hinter  denen  keine  lebende  Sprache  steht,  sind 
unstatthaft.  Auch  aus  Zweckmässigkeitsgründen  wäre  die 
Stenographie,  so  sehr  diese  auch  sonst,  besonders  in  der  Korre- 
spondenz, am  Platze  ist,  in  der  Buchführung  zu  verwerfen. 
Denn  in  grösseren  Betrieben  werden  die  Bücher  bald  von 
diesen  bald  von  jenen  Beamten  eingesehen,  benützt,  und  die 
Einträge  weiter  verarbeitet.  Wie  soll  das  aber  geschehen, 
wenn  alles  stenographirt  ist;  und  man  kann  doch  füglich 
nicht  verlangen,  dass  das  gesamte  Bureaupersonal  eines 
Betriebes  stenographisch  geschult  sein  soll.  Sodann  müsste 
jedesmal,  wenn  es  auf  den  Beweis  durch  Handelsbücher  an- 
kommt, dieser  Beweis  erst  durch  Zuziehung  stenographisch 
gebildeter  Sachverständiger  möglich  gemacht  werden.2) 

Die  Forderung  gebundener  und  sodann  seitenweise 
nummerirter  oder  blattweise  foliirter  Bücher3)  soll  gewähr- 
leisten, dass  die  Schriftstücke  nicht  nachträglich  durch  wahr- 
heitswidrige ersetzt  werden.4)  Aus  einem  gleichen  Gesichts- 
punkte ist  in  Frankreich  (Art.  io  c.  c.)  die  Paraphirung 
des  Journals  und  des  Inventarbuches,  und  in  Ungarn  (Art. 
25  H.G.B.  v.  16.  Mai  1875)  eine  Schnur  vorgeschrieben, 
mit  der  die  Bücher5)  durchzogen  sein  müssen.  Alle  diese 
Massregeln  haben  als  Schutzmittel  nur  nebensächlichen  Wert, 
weil  sie,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  gegen  Missethaten  nicht 
zu  schützen  vermögen.  Dahingegen  bilden  sie  ein  wesent- 
liches Merkmal  für  die  Ordnungsmässigkeit  der  Bücher. 
Aus  diesem  Grunde  sind  denn  auch  lose  Bogen  oder  Zettel, 
in  welche  Buchungen  eingetragen  sind,  ebenso  wie  die  sog. 


b Vgl.  Schindler  in  der  Allg.  Oesterr.  Gerichtsztg.  XIV  Nr.  44. 

2)  Vgl.  Gutachten  der  Breslauer  Handelskammer  v.  20.  Mai  1898 
auf  eine  diesbez.  Anfrage  des  Stolze’schen  Stenographenvereins  in  Breslau. 

3)  In  Uruguay  (Art.  54—81)  müssen  dieselben  auch  gefüttert 
und  in  Venezuela  das  Brielkopirbuch  mit  einem  Lederrücken  ver- 
sehen sein. 

*)  Vgl.  Makower  S.  85. 

5)  Wohl  nach  Art  einer  Plombe. 
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fliegenden  Konti  der  Buchhändler,  auch  wenn  diese  Mate- 
rialien gesammelt  werden,  keine  Handelsbücher. *) 

Zur  Ordnungsmässigkeit  einer  Buchführung  gehört,  dass 
die  Eintragungen  fortlaufend  d.  h.  nach  der  Zeitfolge  und, 
soweit  thunlich,  sofort,  nachdem  die  einzutragenden  That- 
sachen  eingetreten  sind,  vorgenommen  werden.* 2)  Leere 
Zwischenräume,  wie  solche  beim  Transportiren  oder  Ab- 
schliessen  (Saldiren)  der  Konti  dann  Vorkommen,  wenn 
die  eine  Seite  mit  Buchungen  gefüllt  ist  und  die  andere 
nicht,  müssen  durchstrichen  werden,  was  gewöhnlich  mittels 
schräg  durch  die  Seite  gehender  Linien  geschieht.  Der  Zweck 
auch  dieser  Anordnung  ist  ein  Schutzmittel  oder  soll  doch  ein 
solches  sein.  Und  zwar  soll  damit  verhütet  werden,  dass  nach- 
träglich in  solche  Zwischenräume  Einträge  gemacht  werden. 

Rasuren  sind  überhaupt  vom  Gesetz  nicht  gestattet, 
wenn  schon  dieselben  eigentlich  nur  dann  Bedenken  an  sich 
tragen,  wenn  sie  sich  an  Zahlen  oder  an  sonstigen,  wesent- 
lichen Bestandteilen  einer  Buchung  befinden.  Es  gibt  aber 
Rasuren,  die  an  ganz  unwesentlichen  Stellen  ausgeführt 
wurden  und  folglich  durchaus  harmloser  Natur  sind.  Diese 
dürften  wohl  kaum  geeignet  sein,  etwas  von  dem  Beweiswert 
der  sonst  ordnungsmässig  geführten  Bücher  zu  nehmen. 

Sind  Buchungen  zu  Unrecht  in  ein  Buch  gekommen, 
so  muss  die  Berichtigung  in  der  gesetzlich  zulässigen  Form 
geschehen.  Die  Berichtigung  kann  unmittelbar  oder  durch 
Stornoposten  vorgenommen  werden. 

a.  Erlaubte  un d unerlaubte  Berichtigungen.  Er- 
lau b t ist  eine  Berichtigung,  wenn  aus  ihr  klar  hervorgeht,  dass 
es  sich  um  die  Richtigstellung  eines  begangenen  Irrtums  oder 
eines  einfachen  Schreibfehlers  handelt.  Diese  Ersichtlich- 
machung  ist  nur  möglich,  wenn  das  irrtümlich  Hingeschrie- 
bene so  durchgestrichen  wird,  dass  dasselbe  durch  die  Durch- 
streichungnichtunleserlich wird.  Die  unmittelbare  Berichtigung, 
d.  h.  die  Durchstreichung  der  irrtümlichen  Eintragung  geschieht 
gewöhnlich  nur  in  Büchern,  die  nicht  kontomässig  angelegt 
und  geführt  sind,  während  Irrtümer  in  den  Konti  durch  sog. 
Stornoposten  (siehe  diese,  S.  75)  berichtigt  zu  werden  pflegen. 

Unerlaubt  ist  eine  Berichtigung,  wenn  infolge  der 
Vornahme  derselben  nicht  mehr  erkennbar  ist,  was  vor  der 
Berichtigung  dastand.  Solche  Berichtigungen  sind  dann  auch 

*)  R.  G.  in  Strafs.  XVII  S.  301,  302. 

2)  Vgl.  R.  G.  St  S.  XVI  (129)  426 — 431.  Ferner  Ent.  herausgegeben 
von  den  Mitgliedern  der  Reichsanwaltschaft  IX  (324)  700 — 704  bei  Fuchs- 
berger. R.  K.  O. 
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geeignet,  die  Ordnungsmässigkeit  der  Bücher  zu  beeinträch- 
tigen und  unter  Umständen  den  Beweiswert  der  Bücher 
aufzuheben,  eventuell,  d.  h.  im  Konkursfalle,  Strafen  nach  sich 
zu  ziehen. 1) 

b.  Stornoposten.  Unter  „Stornoposten*2)  versteht 
man  „Gegenposten*,  das  sind  Posten,  die  eine  irrtümlich  erfolgte 
Buchung  ungiltig  machen  oder  aufheben.  Die  Aufhebung 
des  Irrtums  geschieht,  indem  der  irrtümlich  belastete  Betrag 
auf  die  entgegengesetzte  Seite  eingetragen,  also  umgekehrt 
gebucht,  d.  h.  gutgeschrieben,  und  der  irrtümlich  gutge- 
schriebene Betrag  belastet  wird.  Hierbei  ist  anzugeben,  dass 
es  sich  um  die  Beseitigung  eines  Irrtums  handelt,  z.  B. 
„Storno  des  Postens  vom  18.  d.  Mts.*  Ist  der  Irrtum  durch 
den  Stornoposten  oder  die  Gegenbuchung  beseitigt,  so  wird 
hierauf  richtig  gebucht. 

Erlaubt  ist  eine  Gegenbuchung,  wenn  durch  sie  nur 
die  Richtigstellung  einer  Veränderung  der  Kapitalsform  oder 
eines  Schuldverhältnisses  buchmässig  zum  Ausdruck  gebracht 
wird.  Ebenso  gibt  der  mit  dem  Betrieb  zusammenhängende 
Verschleiss  an  Waren,  Maschinen,  Mobilien  u.  s.  w.  Anlass 
zu  richtigstellenden  Gegenbuchungen  des  Buchbestandes  gegen- 
über der  Wirklichkeit.  Unerlaubt  ist  die  Gegenbuchung, 
wenn  mit  Hülfe  ihrer  „scheinbar*  derselbe  Zweck  erreicht,  in 
Wirklichkeit  aber  nur  das  Betriebsergebnis  willkürlich  beein- 
flusst werden  soll.  Wenn  Buchungen  vorgenommen  werden, 
um  den  Status  zu  verschlechtern  oder  zu  verbessern,  oder  auf 
den  Bestandskonti  unter  dem  Titel  von  „Berichtigungen* 
Summen  gebucht  werden,  die  nur  auf  einer  Fiktion  beruhen, 
so  sind  das  unerlaubte  Gegenbuchungen,  dazu  geeignet,  die 
Bilanz,  welche  die  Wahrheit  sagen  soll,  schönfärberisch  oder 
pessimistisch  zu  beeinflussen.  Der  Effekt  solcher  unerlaubten 
Gegenposten  kann  sein,  dass  im  Einzelbetrieb  und  bei  der 
offenen  Handelsgesellschaft  ein  zu  hoher  Gewinn  dem  Kapital- 
Konto  zugeschrieben  wird,  und  dass  bei  der  Aktiengesell- 
schaft eine  zu  hohe  Dividende,  also  kein  Gewinn,  sondern 
Aktienkapital  zur  Verteilung  kommt. 

Die  Aufbewahrungspflicht  der  Handelsbücher 

§ 44.  Die  Kaufleute  sind  verpflichtet,  ihre  Handelsbücher  bis  zum 
Ablaufe  von  zehn  Jahren,  von  dem  Tage  der  darin  vorge- 
nommenen letzten  Eintragung  an  gerechnet,  aufzubewahren. 

*)  Vgl.  bei  „Strafbestimmungen“. 

2)  Aus  dem  ital.  stornare  — wörtlich:  zum  Weichen  bringen, 
merkant.  stornare  partite  — unrichtige  Posten  storniren  oder  gegenbuchen. 
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Dasselbe  gilt  in  Ansehung  der  empfangenen  Handels- 
briefe und  der  Abschriften  der  abgesendeten  Handelsbriefe 
sowie  in  Ansehung  der  Inventare  und  Bilanzen. 

Der  zweite  Absatz  des  vorstehenden  Paragraphen  deckt 
sich  bis  auf  die  Aufbewahrungsdauer  fast  vollkommen  mit 
dem  zweiten  Absatz  des  § 38.  Hätte  man  in  diesem  Absatz 
am  Schluss  eingeschaltet  „zehn  Jahre  geordnet  aufzube- 
wahren“, anstatt  zu  sagen  „geordnet  aufzubewahren“,  so 
hätte  der  ganze  Abs.  2 des  § 44,  der  nur  eine  Wiederholung 
des  Abs.  2 des  § 38  ist,  vollständig  fortfallen  können. 

Die  Vorschrift  zur  Aufbewahrung  der  Handelsbücher, 
der  ausgehenden  und  eingehenden  Korrespondenz,  sowie  der 
Inventare  und  Bilanzen  (nicht  auch  der  Belege,  Prot.  S.  936) 
ist  als  eine  Folge  zu  betrachten,  die  aus  der  Buchführungs- 
pflicht hervorgegangen  ist.  Diese  Pflicht  liess  es  angemessen 
erscheinen,  es  nicht  im  Belieben  des  Kaufmanns  zu  lassen, 
ob  und  wie  lange  er  seine  Bücher  aufbewahren  will. 

Die  Dauer  der  Aufbewahrung  wurde  gemäss  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung  (Art.  11  Code  de  comm. : Les  com- 
me^ants  seront  tenus  de  conserver  des  livres  pendant  dix 
ans)  auf  zehn  Jahre  festgesetzt  und  hat  den  Zweck,  die 
Möglichkeit  zu  bieten,  innerhalb  dieses  Zeitraumes  auf  Irr- 
tümer,  Rechnungsfehler  oder  Unredlichkeiten  zurückkommen 
zu  können,  obzwar  Ansprüche,  welche  sich  aus  Handels- 
geschäften ergeben,  erst  in  30  Jahren  verjähren.  Bis  dahin 
soll  der  Kaufmann,  selbst  wenn  seine  Handlung  inzwischen 
aufgelöst  wird,  seine  Beweismittel  für  den  Fall,  dass  Rechte 
daraus  geltend  gemacht  werden  sollten,  aufbewahren.  Der 
Anfang  der  Aufbewahrungspflicht  läuft  vom  Tage  der  letzten 
Eintragung  in  das  betreffende  Buch.  Der  ordnungsliebende 
Kaufmann  lässt  es  aber  gewöhnlich  nicht  bei  der  gesetzlichen 
Vorschrift  bewenden,  sondern  er  dehnt,  eben  aus  Liebe  zur 
Ordnung,  die  Aufbewahrungspflicht  auch  auf  die  den  Buch- 
ungen zugrunde  liegenden  Belege  (Fakturen,  Abrechnungen, 
Frachtbriefe,  bezahlte  Wechsel,  Quittungen  und  dgl.)  aus. 
Da  nicht  jeder  Kaufmann  ordnungsliebend  ist,  in  jedem 
kaufmännischen  Gewerbe  aber  die  Buchungsbelege  gleich 
wichtig  sind,  so  wäre  es  zweckdienlich  gewesen,  wenn  § 44 
die  Aufbewahrungspflicht  nicht  nur  allein  für  die  Kaufmanns- 
bücher und  die  empfangenen  und  ausgehenden  Handelsbriefe, 
sondern  auch  für  die  Belege,  besonders  für  solche,  welche 
zu  Bucheinträgen  Anlass  geben,  vorgeschrieben  hätte.  Denn 
nur  der  Beleg  als  Träger  der  ursprünglichen  und  unmittel- 
baren Bucheintragung  enthält  in  Bezug  auf  Schriftlichkeit 


Die  Aufbewahrungspflicht  der  Handelsbücher 


77 


das  glaubwürdigste  Zeugnis  für  oder  wider  eine  streitige 
Behauptung.  Bei  Beratung  des  Entwurfs  zum  Allgemeinen 
deutschen  Handelsgesetzbuch  ist  denn  auch  beantragt  worden, 
die  Aufbewahrungspflicht  auch  auf  die  kaufmännischen  Be- 
lege auszudehnen.  Der  Antrag  wurde  jedoch  abgelehnt, 
angeblich  weil  der  Unterschied  zwischen  kaufmännischen 
und  anderen  Belegen  schwer  zu  ziehen  sei,  und  ferner,  weil 
daraus  dem  kaufmännischen  Betriebe  Unbequemlichkeiten 
erwachsen  würden.  Diese  Gründe  sind  jedoch  nicht  stich- 
haltig ; einmal,  weil  die  Aufbewahrungspflicht  sich  nur  aut 
die  den  Buchungen  zugrunde  liegenden  Unterlagen  zu  er- 
strecken brauchte,  sodann,  weil  die  Wichtigkeit  der  Erhal- 
tung dieser  Unterlagen  weitaus  schwerwiegender  ist  als  die 
Befürchtung,  dass  daraus  Unbequemlichkeiten  entstehen 
könnten.  Ausserdem  vermögen  wir  gar  nicht  abzusehen, 
welcher  Art  eigentlich  diese  Unbequemlichkeiten  sein  und 
wo  diese  liegen  sollen,  zumal  der  That  nach  die  kaufmän- 
nischen Belege  schon  heute,  also  auch  ohne  Gesetz  — wie 
oben  gesagt  — überall,  wo  auf  Ordnung  gehalten  wird,  auf- 
bewahrt werden.1) 

Beider  stillen  Gesellschaft  trifft  die  Aufbewahrungs- 
pflicht den  Eirmeninhaber , weil  dieser  als  Einzelkaufmann 
erscheint  und  auf  ihm  allein  alle  Verantwortung  ruht. 

Bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  sind  die 
Bücher,  Bilanzen  und  Schriften  im  Falle  einer  Auflösung  der 
Gesellschaft  nach  Beendigung  der  Liquidation  einem  der  ge- 
wesenen Gesellschafter  oder  einem  Dritten  behufs  der  zehn- 
jährigen Aufbewahrung  in  Verwahrung  zu  geben.  Der 
Gesellschafter  oder  Dritte  wird  in  Ermangelung  einer  güt- 
lichen Uebereinkunft  durch  das  Handelsgericht  bestimmt  (Art. 
[45  Handelsgesetzbuch). 

Bei  der  Komm anditgesellschaft  geschieht  die  zehn- 
jährige Aufbewahrung  der  Handelsbücher , Bilanzen  und 
Schriften  durch  einen  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 


*)  Bemerkt  zu  werden  verdient,  dass  das  Handelsgesetz  der 
Niederlande  sowie  das  holländische  Handelsgesetz  (Art.  9)  eine 
dreissigjährige  Aufbewahrungspflicht  und  das  spanische  (Art.  55; 
eine  solche  bis  zum  Schluss  der  Liquidation  des  Handelsbetriebs  vor- 
schreibt. Ferner  verlangen  das  schweizerische  Obligationenrecht 
(Art.  878;  übereinstimmend  mit  den  Handelsgesetzgebungen  von  Ru- 
mänien Und  Japan  eine  zehnjährige,  Argentinien  eine  zwanzig- 
jährige Aufbewahrungspflicht,  Bolivia,  Chile,  Guatemala  und 
Honduras  eine  solche  bis  zur  Liquidation  des  Geschäfts,  während 
Russland  (Art.  2221)  eine  dauernde  Aufbewahrung,  und  nur  im  Falle 
der  Insolvenz  eine  Vorzeigung  der  Bücher  mindestens  von  den  letzten 
10  Jahren  her  fordert. 


7§ 


Die  Aufbewahrungspflicht  der  Handelsbücher 


oder  durch  einen  Dritten.  In  Ermangelung  einer  diesbezüglichen 
Vereinbarung  wird  hierüber  seitens  des  Handelsgerichts 
Bestimmung  getroffen. 

Bei  der  Aktiengesellschaft  sind  die  Handelsbücher 
der  aufgelösten  Gesellschaft  nach  der  Bekanntmachung  von  der 
Beendigung  der  Liquidation  an  einem  von  dem  Handels- 
gerichte zu  bestimmenden  sicheren  Orte  zur  Aufbewahrung 
auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  niederzulegen  (Art.  246). 
Die  Aktionäre  und  die  Gläubiger  können  zur  Einsicht  der 
Handelsbücher  von  dem  Handelsgericht  ermächtigt  werden. 
Zu  den  Handelsbüchern  gehören  auch  die  Handelsschriften; 
demnach  ausser  den  Briefen  (Art.  33  H.-G.-B.)  Buchungs- 
belege, Aufstellungen  und  dergleichen  (Mot.  244).  Die  Auf- 
bewahrung geschieht  auf  Kosten  der  Gesellschaft.  Zweck 
dieser  Massregel  ist,  die  Einsicht  der  Bücher  allen  denjenigen, 
welche  ein  berechtigtes  Interesse  daran  haben  und  dieses 
nachweisen  können,  auch  nach  beendeter  Liquidation  zu  er- 
möglichen. Der  Richter  wird  jedoch  vor  Erteilung  der  Er- 
mächtigung das  Interesse  des  Nachsuchenden  zu  prüfen  und 
zu  erwägen  haben,  dass  die  Vermögensinteressen  Dritter, 
welche  mit  der  Aktiengesellschaft  in  Verbindung  standen, 
nicht  blossgestellt  werden  dürfen  (Motive). 

Bei  der  Genossenschaft  sind  die  Bücher  und  Schriften 
nach  beendigter  Liquidation  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren 
einem  der  gewesenen  Genossen  oder  einem  Dritten  in  Ver- 
wahrung zu  geben.  Der  Genosse  oder  Dritte  wird  in  Er- 
mangelung einer  besonderen  Bestimmung  durch  das  Gericht 
bestimmt.  Dasselbe  kann  die  Genossen  und  deren  Rechts- 
nachfolger, sowie  die  Gläubiger  der  Genossenschaft  zur  Ein- 
sicht der  Bücher  und  Schriften  ermächtigen  (§  90  G.G.).  Die 
Vernichtung  der  Handelsbücher  vor  Ablauf  der  zehn- 
jährigen Frist  ist  im  Falle  der  Zahlungseinstellung  oder  des 
Konkurses  strafbar  nach  den  Bestimmungen  der  Konkurs- 
ordnung. Eine  Vernichtung  nach  dieser  Zeit  hat  nur  die 
Wirkung,  dass  hierdurch  ein  Beweismittel  entzogen  wird.1) 
Anderseits  wird  bei  Kaufmannsbüchern,  die  länger  als  zehn 
Jahre  aufbewahrt  werden,  durch  den  Ablauf  der  gesetzlichen 
Aufbewahrungspflicht  an  deren  Beweiskraft  nichts  geändert, 
weil  ein  Beweismittel  entweder  überhaupt  nicht,  oder  für  alle 
Zeiten  glaubwürdig  ist. 

l)  Vgl.  Mot.  23  bei  MakowerS.  85,  sowie  bei:  „Strafbestimmungen.“ 


IV.  Abschnitt 

Das  Recht  der  Handelsbücher 

Dem  Kaufmanne  sind  vom  Gesetz  bestimmte  Pflichten 
mit  Bezug  auf  seine  Buchführung  auferlegt.  Er  muss  nicht 
nur  die  für  seinen  speziellen  Betrieb  benötigten  Bücher  nach 
den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  führen,  son- 
dern die  Bücher  selbst  sind  an  bestimmte,  vom  Gesetz  fest- 
gestellte Merkmale  (§  43)  gebunden. 

Das  notwendige  Korrelat  dieser  Vorschriften  sind  die 
Rechte,  die  den  Handelsbüchern  beiwohnen.  Am  weitesten 
findet  man  diese  Wechselbeziehung  zwischen  den  mit  Urkunden 
zusammenhängenden  Pflichten  und  Rechten  durchgebildet  bei 
den  Wechselbriefen,  deren  gebundene,  vom  Gesetz  festge- 
stellte Form  für  die  ihnen  gesetzlich  gewährleisteten  Vor- 
rechte entscheidend  ist. 

Das  Recht  des  Handelsbuchs  ist  ein  sehr  altes 
und  wurde  schon  im  römischen  Prozess  anerkannt.1)  Im 
Mittelalter  kam  dieses  Recht  zur  höchsten  Blüte  in  den 
Gilden.  Die  Kaufleute  bildeten  geschlossene  Korporationen, 
innerhalb  welcher  dem  Kaufmannsbuch,  zumal  die  Einträge 
im  Beisein  der  Parteien  geschahen,  voller  Beweis  zugebilligt 
wurde.  Mit  dem  Verfall  der  alten  Gilden  fiel  auch  das  alte 
unumschränkte  Recht  der  Bücher.  Immerhin  blieb  denselben 
ein  bestimmter  Beweiswert,  der  sich  bis  in  die  Neuzeit 
hinein  in  verschiedene  Grade  abstufte.2) 

Auch  in  Deutschland  bestand  bis  zum  Jahre  1877  das 
Recht,  mit  den  Handelsbüchern  nach  bestimmten  Regeln3) 
Beweise  zu  erbringen,  die  aber  mit  Einführung  der  Civil- 
Prozess-Ordnung  vom  30.  Januar  1877  aufgehoben  und  durch 

1)  Vgl.  auch  in  der  „Einleitung“  dieser  Schrift. 

2)  Der  französische  Code  de  comm.  art.  12  u.  13  spricht  den  Han- 
delsbüchern ohne  Einschränkung  Beweiskraft  zu.  Dafür  fordert  er  aber, 
(Art.  10.  11),  dass  das  Journal  und  das  Inventarierbuch  behördlicher- 
seits foliirt,  paraphirt  und  einmal  im  Jahr  visirt  werden  müssen.  Einen 
erhöhten  Beweis  liefern  die  Handelsbücher  ferner  in  Columbia, 
Peru,  Costa-Rica,  Russland,  Spanien,  der  Türkei, 
Griechenland  und  Italien.  Halben  Beweis  liefern  die  Handels- 
bücher in  Oesterreich,  Serbien  und  in  der  Türkei. 

3)  Es  sind  dies  die  mit  dem  Einf.-Gesetz  zur  neuen  Zivilprozess- 
Ordnung  (Art.  13)  aufgehobenen  Artikel  34  und  35  des  Handelsgesetz- 
buches. 
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das  „freie  richterliche  Ermessen“  ersetzt  wurden.1)  Immerhin 
wohnt  dem  Handelsbuch  heute  wie  früher  eine  besondere 
Glaubwürdigkeit  bei,  die  ihm  ein  besonderes  Recht  gibt, 
welches,  wenn  auch  nicht  mehr  wie  früher,  expressis  verbis, 
besonders  formulirt  ist,  aber  dennoch  besteht,  und  zum  Teil 
wenigstens  im  Gesetz  insofern  zum  Ausdruck  kommt,  als 
ihm  der  Wert  einer  gemeinschaftlichen  Urkunde  beigelegt 
wird.  Denn  bei  ordnungsmässiger  Buchführung  sind  die  im 
Geschäftsleben  vorkommenden  Ereignisse  geschlossen  in  den 
Büchern  beurkundet.  Diese  Beurkundung  geschieht  zuvörderst 
nicht,  um  sich  ein  Beweismittel  zu  sichern,  sondern  vielmehr, 
damit  der  Kaufmann  die  Uebersicht  über  seine  einzelnen 
Vermögensbestandteile  nicht  verliert,  um  relevante  That- 
sachen  nicht  der  Erinnerung  zu  überlassen,  sondern  um  sie 
schriftlich  festzuhalten.  Erst  in  zweiter  Linie  tritt  die  Siche- 
rung des  Beweismittels  in  Frage.  Daraus  ergibt  sich  für 
den  Kaufmann  die  Notwendigkeit,  dass  er  richtig  bucht, 
so  dass  die  kaufmännische  Buchführung  in  sich  selbst  die 
Garantie  der  Wahrheit  trägt.  Hierauf  gründet  sich  das 
Recht  der  Handelsbücher,  auf  Glaubwürdigkeit  Anspruch  zu 
haben  und  aus  den  gewöhnlichen  Skripturen  herausgehoben 
zu  werden.  Darin  unterscheidet  sich  zugleich  das  Recht 
des  heutigen  Handelsbuchs  vom  Recht  des  Handelsbuchs  im 
Mittelalter.  Nicht  wie  das  herrschende  Anschauung  des  Mittel- 
alters war,  weil  das  Buch  vom  Kaufmann  herrührt,  also  Kauf- 
mannsbuch ist,  glaubt  man  ihm,  sondern  man  glaubt  heute  dem 
Buche,  in  welchem  der  Kaufmann  kaufmännische  Thatsachen 
beurkundet.  Dieser  Anspruch  auf  Glauben  ist  mit  der  Auf- 
hebung der  Beweistheorie  nicht  verloren  gegangen.  Freilich 
wäre  es  andererseits,  zweckmässig  und  für  den  Kaufmann 
wünschenswert  gewesen,  wenn  das  Gesetz  bestimmt  hätte, 
unter  welchen  Formen  der  Kaufmann  aut  Beweisfähigkeit 
seiner  Bücher  rechnen  dürfe.2) 

Die  Handelsbücher  als  Beweisurkunden 

Der  Wert  der  Handelsbücher  als  beweiskräftige  Privat- 
urkunden richtet  sich  nach  der  darin  enthaltenen  Wahrheit. 
Den  Gradmesser  dafür  bildet  die  Ordnungsmässigkeit  und 
Glaubwürdigkeit  der  Buchführung  zusammengehalten  mit  den 
Eigenschaften  des  Buchführenden.  Die  Regeln,  nach  denen 
früher  mit  Handelsbüchern  Beweise  erbracht  werden  konnten 
(Beweistheorie),  waren  in  den  Artikeln  34,  35,  36  und  im 

x)  Vgl.  v.  Hahn.  Kommentar  4.  Aufl.  S.  208  ff. 

2)  Protok.  zum  bisher.  H.G.B.  S.  49  bis  54,  59,  60. 
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letzten  Satz  des  Artikels  37  des  Handelsgesetzbuchs  enthalten. 
Mit  Einführung  der  Deutschen  Civilprozess-Ordnung  vom 
30.  Januar  1877 4)  sind  vorgenannte  Artikel  und  mit  ihnen 
alle  Beweistheorien  gefallen.  Massgebend  ist  statt  ihrer 
§ 259  der  C.P.O.  geworden,  welcher  lautet: 

„Das  Gericht  hat  unter  Berücksichtigung  des  gesamten  Inhalts  der 
Verhandlungen  und  des  Ergebnisses  einer  etwaigen  Beweisaufnahme 
nach  freier  Ueberzeugung  zu  entscheiden,  ob  eine  thatsächliche  Be- 
hauptung für  wahr  oder  für  nicht  wahr  zu  erachten  sei.  In  dem  Urteile 
sind  die  Gründe  anzugeben,  welche  für  die  richterliche  Ueberzeugung 
leitend  gewesen  sind.  An  gesetzliche  Beweisregeln  ist  das  Gericht  nur 
in  den  durch  dieses  Gesetz  bezeichneten  Fällen  gebunden“. 

Mit  der  Aufhebung  der  Beweisregeln  ist  aber  keines- 
wegs der  Beweis  wert  der  Handelsbücher  aufgehoben  worden, 
und  das  über  die  Beweiskraft  dieser  Bücher  gesetzlich  Auf- 
gestellte entspricht  so  sehr  den  thatsächlichen  Verhältnissen, 
dass  die  Gerichte  in  der  Regel  noch  jetzt  sich  danach  richten.*  2) 
Den  Handelsbüchern  ist  somit  nach  wie  vor  in  der  Regel 
ein  hoher  Grad  von  Beweiswert  beizulegen,  und  ihr  Inhalt 
ist  nicht  nur  für  das  Verhältnis  zwischen  den  Parteien, 
sondern  auch  für  das  Verhältnis  einer  Partei  zu  Dritten 
beweiskräftig. 3 4) 

Allerdings  ist  das  Mass  des  Glaubens,  welches  den  in 
den  Büchern  niedergelegten  Beurkundungen  beigemessen 
wird,  nach  dem  Prinzip  der  richterlichen  Beweiswürdigung 
vollständig  in  das  Ermessen  des  Richters  gestellt.  Aber 
gerade  deshalb  kommt  einer  ordnungsmässigen,  präzisen,  sach- 
verständigen Buchführung  eine  so  grosse  praktische  Bedeutung 
zu.  Infolge  des  Charakters  der  Einträge  in  den  Handels- 
büchern als  beweiserheblicher  Urkunden  ist  auch  eine  Ur- 
kundenfälschung im  Sinne  der  §§  267,  268  R.Str.G.B. 
an  denselben  möglich.4)  Sie  liegt  vor,  wenn  einUnberech- 

h Einführungsgesetz  § 13  Abs.  2 No.  2. 

")  Vgl.  v.  Hahn,  Kommentar  S.  207.  In  der  Begründung  des 
Entwurfs  einer  Civilprozessordnung  S.  208  heisst  es:  „Uebrigens  darf 
bei  Anwendung  des  § 249  (§  259  des  Gesetzes)  nicht  übersehen  werden, 
dass  mit  der  Verwerfung  einer  gesetzlichen  Beweisregel  die  Regel 
selbst  noch  nicht  beseitigt,  sondern  nur  in  ihrer  rechtlichen  Bedeutung 
verändert  wird,  indem  die  gesetzlichen  Vorschriften  den  Charakter  gol- 
dener Erfahrungssätze  annehmen.“  „Die  Regeln  über  Zulässigkeit  und 
Wert  des  Beweises“,  bemerkt  Plank  (Kritische  Vierteljahresschrift  IV 
S.  251)  zutreffend,  „sollen  aus  dem  Gesetzbuch  verschwinden  und  der 
Rechtsschule  bei  dem  Gerichtsgebrauch  überlassen  bleiben,  damit  sie  die 
klassische  Gestalt  bewahren,  die  für  ihren  heilsamen  Gebrauch  unent- 
behrlich ist.“ 

3)  Vgl.  R.G.  VI  347  bei  Makower  S.  85.  Auerbach  S.  12,  13 
R.G.  Ent.  v.  9.  Februar  1881  u.  v.  10  Dezember  1881.  Bd.  VI  S.  345. 

4)  R.G.  i.  Str.  S.  Bd.  4 S.  4 bei  Düringer  S.  152.  Sodann  R.  G.  Ent. 
v.  7.  Febr.  1881  in  Jäger’s  „Beachtenswerte  Fälle“. 
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tigter  in  rechtswidriger  Absicht  Einträge  fälschlich  anfertigt 
oder  die  vorhandenen  Einträge  fälscht  und  von  den  solcher- 
massen  falschen  oder  verfälschten  Einträgen  zum  Zwecke 
der  Täuschung  Gebrauch  macht.1)  Unrichtige  Einträge, 
welche  der  Geschäftsinhaber  selbst  zum  Zwecke  der 
Täuschung  anderer  in  der  Absicht,  sich  oder  einem  anderen 
einen  rechtswidrigen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen,  be- 
wirkt oder  benützt,  können  den  Thatbestand  eines  Betrugs 
oder  Betrugsversuchs  erfüllen.2) 

Welches  Mass  von  Beweiskraft  die  Bücher  haben,  ist 
im  Einzelfall  zu  prüfen. 

In  dieser  Beziehung  wird  zu  unterscheiden  sein  zwischen 
Büchern,  in  denen  die  Thatsachen  unmittelbar  und  mit  den 
nötigen  Erläuterungen  versehen  eingetragen  werden,  und 
Büchern,  in  denen  aus  den  Unterlagen  nur  übertragen 
wird.  Zu  den  ersteren  gehören  die  sogenannten  Grund- 
bücher, demnach  das  Journal,  Kassabuch  und  unter  Um- 
ständen auch  die  Scontri,  zu  den  letzteren  die  Kontobücher 
bezw.  alle  diejenigen  Bücher,  die  nicht  zu  der  Gattung  der 
Grundbücher  gehören.  Unmittelbare  und  erläuterte  Einträge 
nehmen  für  sich  im  allgemeinen  mehr  Glaubwürdigkeit  in 
Anspruch,  als  solche,  die  erst  eine  mehr  oder  weniger  lange 
Zeit  nach  dem  Vorgänge  und  vielleicht  auch  noch  ohne  Er- 
läuterung ausgeführt  wurden.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
betrachtet  wohnt  den  Büchern  der  einfachen  Buchführung  ein 
grösserer  Beweiswert  bei  als  denjenigen  der  Doppelbuch- 
haltung mit  ihren  erläuterungslosen  und  summarischen  Posten. 
Die  Ueberlegenheit  der  letzteren  über  die  erstere  könnte  allen- 
falls in  Fällen  gefunden  werden,  bei  denen  die  Frage  sich  um 
die  Sachgemässheit  der  Bilanz  als  solche  dreht;  eine  thatsäch- 
liche  Grundlage  für  die  Unterstellung  einer  Schuld  oder  eines 
Guthabens  aber  liegt  in  diesen  Einträgen,  welche  erst  Tage, 
ja  Wochen  nach  dem  Faktum  folgen,  nicht.  Soll  daher  der 
Frage  auf  den  Grund  gegangen  werden,  inwieweit  die  Bilanz- 
posten richtig  eingebracht  sind,  so  reichen  hierzu  die  Bücher 
der  Doppelbuchhaltung  nicht  aus,  vielmehr  muss  dann  auf 
die  Bücher  der  einfachen  Buchführung  zurückgegriffen  und 
nötigenfalls  bis  auf  das  Zahlenmaterial  der  Grundbücher 
zurückgegangen  werden.  So  kann  beispielsweise  sehr  wohl 
das  Bestellbuch  oder  Journal  Auskunft  über  den  Abschluss 
eines  Geschäfts  geben,  unter  Umständen  auch  das  Brief- 

1)  Vgl.  auch  bei:  „Strafbestimmungen“. 

2)  Vgl.  Rechtssprechung  des  R.G.  i.  Straf.  S.  Bd.  2 S.  423  bei 
Düringer  S.  153. 
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kopirbuch,  nicht  aber  auch  das  Hauptbuch,  besonders  dann 
nicht,  wenn  die  Realisation  erst  in  Zukunft  erfolgen  soll. 

Die  Einträge  in  summarisch  geführten  Büchern 
sind  daher  überall,  wo  es  sich  um  grundlegende  Fragen 
handelt,  immer  unerheblich.  Denn  werden  die  Monats- 
posten der  Doppelbuchhaltung  in  doloser  Weise  aufgestellt,  so 
lassen  sich  durch  die  Bilanz  alle  nur  erwünschten,  wenn  auch 
noch  so  unrichtigen  Ausweise  tadellos  zum  Austrag  bringen. 
Dabei  werden  die  drei  zur  Doppelbuchhaltung  gehörigen 
spezifischen  Bücher,  nämlich:  Mensual,  Hauptbuch  und 
Bilanzenbuch  sehr  wohl  miteinander  übereinstimmen  und  die 
Buchungen  in  doppelten  Posten  ordnungsmässig  ausgeführt 
sein.  In  dieser  Möglichkeit  liegt  gerade  das  Gefährliche  der 
Sache,  wenn  diesen  Büchern  zuviel  getraut  wird.  Hieraus 
folgt  jedenfalls,  dass  nicht  immer  aus  einer  richtigen  Buchung 
auf  die  Richtigkeit  der  gebuchten  Thatsache  geschlossen 
zu  werden  braucht.  Eine  Auskunft  darüber,  ob  die  Dar- 
stellungen auch  den  Thatsachen  entsprechen,  vermögen 
solche  summarisch  und  monatsweise  geführten  Bücher  niemals 
zu  geben. 1)  Um  sich  hierüber  Gewissheit  zu  verschaffen, 
giebt  es  nur  ein  Mittel,  und  dieses  ist,  das  Monatssammel- 
buch (Mensual)  oder  sogenannte  Journal  eingehend  und  genau 
mit  den  Grundbüchern  zu  vergleichen.  Aus  einem  gleichen 
Grunde  sind  auch  alle  andern  Bücher  (so  z.  B.  auch  das 
sogenannte  amerikanische  Journal),  dafern  ihre  Führung 
lediglich  auf  die  Erzielung  einer  Uebereinstimmung  der 
blossen  Zahlenverhältnisse  zwischen  den  verschiedenen  Konten 
und  der  Bilanz  hinausläuft,  zur  Beweisführung  in  rechtsstrei- 
tigen Fällen  ungeeignet.  Man  unterscheidet  daher  zwischen 
Ausweisen,  welche  auf  Ueberträgen  und  Ausweisen,  welche 
auf  Grundbuchungen  ruhen. 

Im  übrigen  kann  auch  den  Hilfsbüchern  Beweis  wert 
beiwohnen,  so  z.  B.  dem  sog.  Bestellbuch,  in  welchem  der 
Gegenkontrahent  den  Geschäftsabschluss  durch  Unterschrift  be- 
urkundet.2) 

Die  Ordnungsmässigkeit  der  Handelsbücher  ist  an  be- 
stimmte Merkmale  gebunden,  die  in  ihrer  Allgemeinheit  in 
§ 43  des  Handelsgesetzbuches  ihren  Ausdruck  gefunden 
haben.  Die  Buchführungstechnik  hat  ihrerseits  unter  Berück- 

*)  Mit  Bezug  auf  die  monatsweisen  Einträge  ist  zu  bemerken, 
dass  das  O A G.  in  Lübeck  (Seuffert,  Arch.  VII.  S.  152  Nr.  125)  in  einem 
Falle,  wo  das  Konto  erst  längere  Zeit  nach  dem  betr.  Vorgänge  eröffnet 
und  der  Geschäftsverkehr  nachgetragen  worden  war,  die  Beweiskraft 
dieser  Einträge  versagt  hat. 

*)  Vgl  R.O.H.G.  XV  S.  17. 
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sichtigung  dieser  gesetzlichen  Merkmale  in  eingehendster 
Weise  die  Grundsätze  aufgestellt,  welche  jede  ordnungs- 
mässige  Buchführung  zu  ihrem  Ausgangspunkt  nehmen 
muss.  Bei  Befolgung  dieser  Grundsätze  darf  nicht  davon 
ausgegangen  werden,  als  ob  die  Buchungen  Parteieinträge 
wären,  die  ebensogut  unterbleiben  könnten,  vielmehr  müssen 
dieselben  von  dem  Gesichtspunkte  getragen  sein,  dass  sie 
dritten  gegenüber  Rechtsverhältnisse  begründen  und  Beweise 
zu  erbringen  berufen  sind.  In  dieser  Folgenschwere  aber 
sind  sämtliche  Buchungen  Pflichtbuchungen,  als  welche  sie 
streng  in  den  Grenzen  der  Wahrheit  und  Gesetzlichkeit  ge- 
halten sein  müssen.  Die  Beweisfähigkeit  eines  'Käufmanns- 
buches  wird  daher  zwar  von  dessen  tadellosem  Zustande, 
sodann  aber  und  insbesondere  von  der  in  ihm  liegenden 
Objektivität  bestimmt.  Trotzdem  kann  auch  Büchern,  bei 
deren  Führung  Unregelmässigkeiten  dieser  oder  jener  Art 
vorgekommen  sind,  unter  Umständen  und  je  nach  der  Be- 
deutung dieser  Unregelmässigkeiten  Beweiskraft  beigemessen 
werden.  Ohne  Zweifel  wird  das  Gericht  selbst  bei  vorge- 
kommenen Unregelmässigkeiten  den  praktischen  Lebensver- 
hältnissen Rechnung  tragen  und  sehen,  ob  das  selbst  Un- 
regelmässigkeiten aufweisende  Buch,  und  gleichviel  welches 
Buch,  als  überzeugend  angesehen  werden  kann  oder  nicht. 
So  brauchen  beispielsweise  Korrekturen  in  den  Büchern  die 
Beweiskraft  derselben  durchaus  nicht  zu  schmälern,  insoweit 
nämlich  dieselben  den  Anforderungen  des  § 43  H.-G.B.  ent- 
sprechen. Dazu  gehört,  dass  in  Büchern,  die  nicht  konto- 
mässig  geführt  werden,  etwaige  irrtümliche  Einträge  durch 
einfaches  Durchstreichen  derselben  und  nunmehrige  richtige 
Eintragung  berichtigt  werden.  Sind  in  Kontobüchern  irr- 
tümliche Belastungs-  oder  Gutschriftsposten  eingetragen 
worden,  so  erfordert  die  Technik,  dass  solche  Irrtümer  durch 
geeignete  Gegenbuchungen  (Stornoposten)  berichtigt  werden.1) 
Mangelhaftigkeit  des  Inhalts,  bezw.  des  Ausdruckes  kann, 
je  nach  Umständen,  dem  Buche  den  Beweiswert  ganz  nehmen 
oder  einschränken.  Inwieweit  Formmangel  die  materielle 
Beweiskraft  beeinträchtigt,  ist  Thatfrage. 

Regel  ist  die  Eintragung  mit  Tinte.  Jedoch  schmälern 
die  Eintragungen  mit  Bleistift  schlechthin  nicht  die  Beweis- 
kraft einer  sonst  ordnungsmässigen,  unverdächtigen  Buch- 
führung. Eine  solche  Schmälerung  tritt  besonders  dann  nicht 
ein,  wenn  die  Eintragungen  den  Charakter  des  Provisorischen 
an  sich  tragen  und  es  zweifellos  ist,  dass  sie  anders  nicht 

*)  Vgl.  bei  „Ordnungsregeln  der  Buchführung“. 
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ausgeführt  werden  konnten,  dass  sie  aber  nach  einer  be- 
stimmten Zeit  durch  gleichlautende  Tinteneinträge  ersetzt  zu 
werden  bestimmt  sind. 

Selbst  losen  Bleistiftnotizen  kann  unter  Umständen 
eine  gewisse  Beweiskraft  beiwohnen,  so  z.  B.,  wenn  dieselben 
nur  einen  vorläufigen  Zweck  haben  und  auf  der  Stelle,  d.  h. 
an  Orten  gemacht  wurden,  wo  es  an  geeigneter  Schreib- 
gelegenheit fehlte  (in  Lagerräumen,  an  Bord  eines  Schiffes, 
im  Freien),  und  von  Personen  herrühren,  welche  mit  der 
Feder  weniger  bewandert  sind  (Lageraufseher,  Küfer  u.  s.  w.). 
Dass  diese  Notizen  wertlos  seien,  weil  sie  eben  nur  Notizen 
sind,  und  sodann  von  untergeordneten  Personen  herrühren,  kann 
als  Einwand  nicht  geltend  gemacht  werden,  weil  die  Glaub- 
würdigkeit eines  in  Notizform,  aber  unmittelbaraufgenommenen 
Vorganges  unter  dieser  Form  nicht  zu  leiden  braucht.  Was 
aber  die  Personen  anlangt,  von  denen  dieselben  herrühren, 
so  ist  zu  bemerken,  dass  solche  Personen  doch  wohl  nicht 
gut  mit  dem  gewöhnlichen  Arbeiter  auf  gleiche  Stufe  gestellt 
werden  können,  insofern,  als  dieselben  eine  gewisse  Aufsicht 
(über  Speicher,  Lagerräume,  Rohmaterial  u.  dgl.)  auszuüben 
haben  und  mithin  zum  Aufsichtspersonal  gehören. 

Ob  Rasuren  sachwidrig  sind  und  daher  die  Beweiskraft 
vermindern,  wird  von  dem  einzelnen  Falle,  besonders  davon 
abhängen,  ob  dieselben  an  einer  wesentlichen  oder  unwesent- 
lichen Stelle  Vorkommen.  Das  Gericht  entscheidet  nach 
freier  Ueberzeugung,  ob  die  Beweiskraft  eines  solchen  Buches 
ganz  oder  teilweise  gemindert  ist,  bezw.  welche  Beweiskraft 
dem  Buche  überhaupt  noch  beiwohnt. J)  So  wird  z.  B.  einer 
Rasur,  an  einem  unwesentlichen  Teile  eines  Textes  ausge- 
führt, keinerlei  Bedeutung  beizumessen  sein.  Selbst  die 
Rasur  einer  Zahl  der  Seitenaddition  braucht  nichts  Bedenk- 
liches an  sich  zu  haben , dafern  nur  die  innerhalb  der  Ad- 
dition stehenden  Summen  unangetastet  geblieben  sind  und 
auch  die  Vor-  und  Ueberträge  der  die  Rasur  aufweisenden 
Seite  keine  Veränderung  erlitten  haben.  In  diesem  Falle 
ist  es  erwiesen,  dass  die  Rasur  einfach  einen  Additionsfehler 
beseitigt  hat.  Ob  dadurch  die  Urkunden-Qualität  des  Buches 
gemindert  ist,  hat  der  Richter  nach  freiem  Ermessen  unter 
Berücksichtigung  der  sonstigen  etwa  noch  mit  dem  Buche 
zusammenhängenden  Umstände  zu  entscheiden. 

1)  § 384  der  Ci  v. - Pro  z. - Ordnung  bestimmt : „Inwiefern  Durch- 
streichungen, Radirungen,  Einschaltungen  oder  sonstige  äussere  Mängel 
die  Beweiskraft  einer  Urkunde  ganz  oder  teilweise  aufheben  oder 
mindern,  entscheidet  das  Gericht  nach  freier  Ueberzeugung“.  Freilich 
wäre  es  notwendig,  dass  das  Gericht  die  Bücher  und  Buchungen  auch 
verstehe,  die  seiner  Beweiswürdigung  unterliegen. 


86  Vorlage  der  Handelsbücher  vor  Gericht  (Editionspflicht) 


Vorlage  der  Handelsbücher  vor  Gericht  (Editionspflicht) 

§ 45.  Im  Laufe  eines  Rechtsstreites  kann  das  Gericht  auf  Antrag 
oder  von  Amtswegen  die  Vorlegung  der  Handelsbücher  einer 
Partei  anordnen. 

Die  Vorschriften  der  Civilprozess-Ordnung  über  die  Ver- 
pflichtung des  Prozessgegners  zur  Vorlegung  von  Urkunden 
bleiben  unberührt. 

Das  Recht  des  Richters  auf  Anordnung  zur  Vorlage 
der  Handelsbücher  und  die  Pflicht  des  Kaufmanns  dieser 
Anordnung  Folge  zu  leisten  beruht  auf  objektiver  Beurkun- 
dung der  Rechtsgeschäfte  in  den  Büchern  und  auf  deren 
Eigenschaft  als  gemeinschaftliche  Urkunden.1)  Damit  ist 
dem  Kaufmann  in  gewissem  Sinne  die  Eigenschaft  einer 
Urkundsperson  beigelegt.2 3 * * * *)  Derselbe  kann  sich  daher 
von  der  Herausgabe  der  Bücher,  falls  diese  vom  Gericht 
angeordnet,  nur  dann  befreien,  wenn  er  einen  Eid  dahin  zu 
leisten  imstande  ist,  dass  die  Bücher  ohne  sein  Verschulden 
nicht  mehr  vorhanden  sind,  dass  er  die  Bücher  nicht  in  der 
Absicht  abhanden  gebracht  habe,  um  deren  Benutzung  dem 
Beweisführer  zu  entziehen,  und  dass  er  auch  nicht  wisse, 
wo  die  Bücher  sich  befinden  (Editionseid).  Das  Gericht 
kann  eine  der  Lage  der  Sache  entsprechende  Aenderung 
der  Eidesform  beschliessen  (§  391  C.-P.O.) 

a)  Im  Rechtsstreit 

§ 46.  Werden  in  einem  Rechtsstreite  Handelsbücher  vorgelegt,  so 
ist  von  ihrem  Inhalte,  soweit  er  den  Streitpunkt  betrifft,  unter 
Zuziehung  der  Parteien  Einsicht  zu  nehmen  und  geeigneten- 
falls  ein  Auszug  zu  fertigen.  Der  übrige  Inhalt  der  Bücher 
ist  dem  Gericht  insoweit  offen  zu  legen,  als  es  zur  Prüfung 
ihrer  ordnungsmässigen  Führung  notwendig  ist. 

Nach  dem  bisherigen  Recht  (Art.  37  H.G.B.)  kann 
der  Richter  im  Rechtsstreit  auf  Antrag  die  Vorlegung 
der  Handelsbücher  des  Gegners  anordnen.  Diese  Vor- 
schrift geht  insofern  über  die  Bestimmungen  der  Civil- 
prozess-Ordnung hinaus,  als  nach  der  letzteren  eine  Ver- 
pflichtung zur  Vorlegung  von  Urkunden  im  Prozesse 
nur  besteht,  wenn  ein  besonderer  gesetzlicher  Grund 
vorliegt,  was  namentlich  bei  einer  sogenannten  Gemein- 
schaftlichkeit der  Urkunden  der  Fall  ist.8)  Auf  der  anderen 

r)  Vgl.  RG.  in  Seufferts  Archiv  XXXVII  Nr.  348. 

2)  Vgl.  Düringer  S.  152. 

3)  Vergl.  §§  387,  388  C P.O.  jetzt  in  Verbindung  mit  § 810  des 

B.G.B.’s,  welcher  wie  folgt  lautet:  „Wer  ein  rechtliches  Interesse  daran 

hat,  eine  in  fremdem  Besitz  befindliche  Urkunde  einzusehen,  kann  von 

dem  Besitzer  die  Gestattung  der  Einsicht  verlangen,  wenn  die  Urkunde 

in  seinem  Interesse  errichtet  oder  in  der  Urkunde  ein  zwischen  ihm 
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Seite  ist  es  nach  Art.  37  des  bisherigen  Handelsgesetzbuches 
in  das  pflichtmässige  Ermessen  des  Richters  gestellt,  ob  er 
von  seiner  Befugnis  Gebrauch  machen  will,  während  die 
Civilprozess-Ordnung  in  den  betreffenden  Fällen  dem  Gegner 
ein  dem  Ermessen  des  Richters  entzogenes  unbedingtes 
Recht  auf  Vorlegung  der  Urkunde  gewährt.1)  Das  neue 
Handelsgesetz  behält  in  § 45  schon  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
in  Wissenschaft  und  Praxis  Zweifel  darüber  bestehen,  in  wel- 
chem Umfange  die  Handelsbücher  als  gemeinschaftliche  Ur- 
kunden anzusehen  sind,  die  schon  bisher  dem  Richter  einge- 
räumte allgemeine  Befugnis  zur  Anordnung  der  Vorlage  der 
Handelsbücherbei.  Das  Gesetz  dehnt  aber  die  bisherige  richter- 
liche Vorlage  dahin  aus,  dass  die  Auflage  nicht  bloss  wie 
bisher  auf  Antrag  einer  Partei,  sondern  auch  von  Amts- 
wegen verfügt  werden  kann.2)  Diese  amtliche  Auflage  kann 
selbst  gegen  den  Antrag  beider  Parteien  geschehen  und 
zwar  auch  dann,  wenn  in  der  mündlichen  Verhandlung 
in  keiner  Weise  auf  die  Handelsbücher  Bezug  genommen 
wurde.3)  Andererseits  steht  es  dem  Richter  frei,  einen  Antrag 
auf  Vorlegung  der  Bücher  der  Gegenpartei  ab  zu  lehnen.4) 

Das  Recht  auf  Verfügungen  zur  Vorlegung  der  Handels- 
bücher erstreckt  sich  nicht  nur  auf  die  Bücher,  welche  ge- 
führt werden  müssen,  vielmehr  dehnt  sich  dasselbe  auf  sämt- 
liche de  facto  geführten  Bücher  des  Betriebes  aus.5)  Die 
Handelsbücher  von  Zweignieder lassungen,  deren  Stamm- 
oder Mutterhaus  im  Auslande  domicilirt,  müssen  den  An- 
forderungen der  inländischen  Gesetzgebung  gemäss  geführt 
sein.6)  Hinsichtlich  der  Beweiskraft  der  Handelsbücher  eines 
Gemeinschuldners  ist  zu  bemerken,  dass  diese  an  sich 
nicht  gemindert  ist;  doch  ist  dem  Richter  in  der  Erwägung 
aller  Umstände  freie  Hand  gelassen  (Busch,  Arch.  II.  306). 

Nichtkaufleuten  gegenüber  haben  die  Handelsbücher 
eines  Kaufmannes  nach  deutschem  Recht  geringere  Beweis- 

und  einem  Andern  bestehendes  Rechtsverhältnis  beurkundet  ist,  oder 
wenn  die  Urkunde  Verhandlungen  über  ein  Rechtsgeschäft  enthält,  die 
zwischen  ihm  und  einem  Andern,  oder  zwischen  einem  von  beiden 
und  einem  gemeinschaftlichen  Vermittler  gepflogen  worden  sind/' 

*)  Vgl.  Denkschrift  S.  47  zu  Nr.  632. 

2)  Der  code  de  commerce  enthält  in  Art.  15  die  Bestimmung : 
Dans  le  cours  d’une  contestation  la  representation  des  livres  peut  etre 
ordonnee  par  le  juge,  meme  dJöffice,  ä reffet  d’en  extraire  ce  qui  con- 
cerne  le  different. 

3)  Vgl.  Düringer  S.  161. 

4)  Vgl.  R.G.Ent.  in  Civ.S.  Bd.  XV.  S.  379. 

5)  Pr.  49.  938;  Str.  Bd.  35.  S.  157;  R.O.H.G.  Bd.  II.  S.  130;  Bd. 
II  S.  130;  Bd.  XV  S.  172;  Bd.  XVIII  S.  231;  Bd.  XVIII  S.  234.' 

“)  Vgl.  Ob.-Trib  Ent.  Bd.  11.  S.  377  bei  Mako  wer  S.  85. 
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kraft,  als  dies  einem  Vollkaufmann  gegenüber  der  Fall,  weil 
bei  dem  Nichtkaufmann  dadurch,  dass  dieser  zur  Buchführung 
nicht  verpflichtet  ist,  die  gegenbeweisliche  Kontrole  fehlt. 
Anders  Art.  1330  des  Code,  welcher  bestimmt: 

„Les  livres  des  marchands  font  preuve  contre  eux  (den  Nicht- 
kaufleuten),  mais  celui  qui  on  veut  tirer  avantage,  ne  peut  les  diviser 
en  ce  qu’ils  contiennent  de  contraire  ä la  pretention.“ 

Die  Handelsbücher  beweisen  nicht  nur  zu  Gunsten  des- 
jenigen, über  dessen  Geschäftsführung  sie  gehalten  werden, 
sondern  auch  möglicherweise  infolge  der  Editionspflicht 
gegen  ihn  (P.  938).  In  beiden  Beziehungen  weichen  sie  von 
der  Beweiskraft  sonstiger  Privaturkunden  ab.  In  ersterer, 
weil  hier  die  Urkunde  für  den  Aussteller  beweist,  in  letzterer, 
weil  die  Einträge  in  die  Handelsbücher  schon  an  sich  als 
Geständnisse  behandelt  werden,  während  sonstige  Privat- 
urkunden gegen  den  Aussteller  nur  dann  beweisen,  wenn  er 
sie  ausgehändigt  hat,  weil  erst  in  der  Aushändigung  Beweis 
dafür  gefunden  wird,  dass  sie  animo  confitendi  ausgestellt 
worden  sind.  Demnach  kann  dasjenige  in  den  Büchern  des 
Kaufmanns  vorhandene  Beweismaterial,  welches  für  ihn  zeugt, 
im  gegebenen  Falle  auch  gegen  ihn  in  Anspruch  genommen 
werden;  letzteres  allerdings  nur  in  bedingter  Weise,  weil 
seine  Bücher  ihn  nicht  zu  hindern  brauchen,  im  gegebenen  Falle 
darzuthun,  dass  Eintragungen  darin  irrtümlich  erfolgt  sind.1) 

Beruft  sich  jemand  auf  die  Bücher  und  Schriften  der 
Gegenpartei,  so  erkennt  er  damit  die  Richtigkeit  derselben 
in  Bezug  auf  den  streitigen  Punkt  an.  Die  Partei,  welche 
sich  darauf  beruft,  muss  den  Antrag,  dem  Gegner  die  Vor- 
legung der  Urkunde  aufzugeben,  stellen  (§  386  C.P.O.)  und 
die  beweisenden  Stellen  in  den  Büchern  oder  Schriften  genau 
bezeichnen  (§  389  C.P.O.)  Es  ist  nicht  Sache  des  Gerichts 
oder  der  gerichtlichen  Sachverständigen  eine  unvollständige 
Beweisführung  aus  Büchern  etc.  zu  ergänzen,  aus  denen 
vielleicht  nur  eine  kleine,  von  einem  Dritten  schwer  auffind- 
bare That  für  das  Beweisthema  in  Betracht  kommt.2)  Ist 
die  Beweisurkunde  von  einer  Partei  in  der  Absicht,  deren 
Benutzung  dem  Gegner  zu  entziehen,  beseitigt  oder  zur 
Benutzung  untauglich  gemacht,  so  können  die  Behauptungen 
des  Gegners  über  die  Beschaffenheit  und  den  Inhalt  der 

b Vgl.  R.O.H.G.  XIII  343;  XX  340.  Dass  im  römischen  Recht 
der  über  mercatoris  contra  scribentem  bewies,  war  vermöge  der  Unter- 
stellung einer  confessio  begreiflich.  Diese  Vermutung  war  so  stark, 
dass,  selbst  wenn  der  Kaufmann  die  einzelne  Skriptur  bestritt,  er  den- 
noch gehalten  schien,  die  Wahrheit  gelten  zu  lassen,  wenn  es  sein 
Buch  war.  Goldschmidt,  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  II. 

2)  Vergl.  R.G.  I Civ.Sen.  Not.  v.  18.  Febr.  1880,  Bd.  I S.  423- 


Vorlage  der  Handelsbücher  vor  Gericht  (Editionspflicht) 


Urkunde  als  bewiesen  angesehen  werden  (§  409  C.P.O.). 

Eine  Uebereinstimmung  der  Buchungen  in  den 
Büchern  der  Parteien  genügt  zum  vollen  Beweis,  weil  damit 
der  beiderseitig  übereinstimmende  Vertragswille  dargethan  ist; 
andererseits  kann  die  Art  des  Eintrags,  ja  schon  eine  sonst 
unerhebliche  Abweichung  von  einander  das  Gegenteil  ver- 
anlassen. Findet  eine  Uebereinstimmung  der  Buchungen 
nicht  statt,  so  liegt  es  im  freien  Beweiswürdigungsrecht  des 
Richters,  zu  entscheiden,  ob  von  diesem  Beweismittel  ganz 
abzusehen  ist,  oder  ob  einem  Buche  und  speziell  welchem 
Buche  Beweiskraft  beigemessen  werden  kann. 

Die  Nichteintragung  eines  Geschäfts  in  ordnungs- 
mässig  geführte  Handelsbücher  berechtigt  in  der  Regel  zu 
dem  Schluss,  dass  das  Geschäft  nicht  vorgenommen  ist.1) 

Ist  die  Vorlage  nicht  zu  erlangen,  weil  die  Bücher  b e- 
seitigt  wurden,  oder  weil  die  Herausgabe  verweigert  wird, 
so  entscheidet  das  richterliche  Ermessen  über  den  Beweis 
der  vorgelegten  Bücher  der  Gegenpartei.2)  Der  Umstand,  dass 
Handelsbücher  von  Handlungsgehilfen  und  nicht  vom  Ge- 
schäftsinhaber selbst  geführt  werden,  schmälert  in  nichts  die 
Beweiskraft  dieser  Bücher.  Die  Buchführung  bildet  einen  Teil 
des  inneren  kaufmännischen  Dienstes,  mit  welchem  die  Hand- 
lungsgehilfen, aber  immer  unter  Verantwortung  des  Prinzipals, 
betraut  sind.3)  Ist  aber  der  Geschäftsinhaber  des  Schreibens 
unkundig  oder  durch  körperliche  Gebrechen  ausser 
Lage,  die  Buchführung  zu  übersehen  und  mit  seiner  Verant- 
wortung dafür  einzustehen,  so  muss  derselbe  seinen  Buchhalter 
mit  dieser  Verantwortung  betrauen.  Büchern,  die  von  einem 
nicht  verantwortlichen  Buchhalter  herrühren  und  einem  des 
Schreibens  unkundigen  Inhaber  angehören , wird  nur  ein 
minderer  Wert  beigemessen  werden  können. 

Der  Beweisführer  hat  den  Beweis  durch  Vorlegung  der 
Urkunden  anzutreten  (§  385  C.P.O.).  Er  kann  schon  mit 
der  Klage  bezw.  Widerklage  Abschrift  davon  mitteilen  und 
er  muss  die  Originalurkunde  zum  Termin  vorlegen,  wobei 
er  bei  der  Beweisführung  mündlich  den  beweisenden  Inhalt 
vorzutragen  hat.  Die  blosse  Vorlegung  der  Urkunde  genügt 
zur  Beweisführung  nicht. 

b Vgl.  R.O.H.G.  VII  S.  98;  XVIII,  S.  98. 

2)  Vgl.  bei  „Strafbestimmungen“. 

8)  Der  preussische  Entwurf  zum  bisherigen  Handelsgesetzbuch 
enthielt  in  dem  Titel:  „Von  den  Handlungsgehilfen“  in  Art.  56  die  Be- 
stimmung: „Die  Vermerke  in  den  Handelsbüchern,  welche  durch  die 
mit  Führung  der  Bücher  beauftragten  Handlungsgehilfen  geschehen, 
haben  dieselbe  Wirkung,  als  wenn  die  Eintragung  durch  den  Prinzipal 
selbst  erfolgt  wäre“. 
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Die  Vorlegung  der  Bücher  vor  einem  zur  Einsicht  er- 
suchten Richter  ohne  die  Anordnung  des  Prozessgerichts 
ist  keine  Beweisantretung. 

Hat  der  Beweisführer  die  vorzulegende  Urkunde  ver- 
gessen oder  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  zur  Hand,  so 
kann  das  Gericht  den  Termin  vertagen,  wobei  die  Kosten- 
vorschrift des  § 90  in  Anwendung  tritt. 

Der  bisherige  Art.  39,  wonach  die  Handelsbücher, 
welche  sich  nicht  im  Bezirke  des  Prozessgerichts  befinden, 
bei  dem  Gericht  des  Orts,  wo  sie  sich  befinden,  vorzulegen 
sind,  wurde  aufgehoben  durch  § 13  des  Einführungs-Gesetzes 
zur  Civilprozess-Ordnung.  Nach  der  allgemeinen  Bestimmung 
des  § 399  C.P.O.  hat  als  Regel  die  Vorlegung  vor  dem  Pro- 
z es sge rieht  zu  erfolgen,  wobei  jedoch  Ausnahmen  wegen 
erheblicher  Hindernisse,  Wichtigkeit  der  Urkunden  und  Be- 
sorgnis des  Verlusts  oder  der  Beschädigung  zulässig  sind.  Die 
ersteren  beiden  Ausnahmefälle  werden  bei  Handelsbüchern, 
welche  noch  im  Gebrauch  sind,  in  der  Regel  vorliegen.  r) 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  bestimmt  hierüber  in  § 81 1 
was  folgt:  „Die  Vorlegung  hat  in  den  Fällen  der  §§  809, 
810*  2)  an  den  Orten  zu  erfolgen,  an  welchen  sich  die  vor- 
zulegende Sache  befindet.  Jeder  Teil  kann  die  Verlegung 
an  einem  anderen  Orte  verlangen,  wenn  ein  wichtiger  Grund 
vorliegt.  Die  Gefahr  und  die  Kosten  hat  derjenige  zu  tragen, 
welcher  die  Vorlegung  verlangt.  Der  Besitzer  kann  die 
Vorlegung  verweigern,  bis  ihm  der  andere  Teil  die  Kosten 
vorschiesst  und  wegen  der  Gefahr  Sicherheit  leistet." 

Die  Einsichtnahme  vom  Inhalt  der  Bücher  hat  unter 
Zuziehung  der  Parteien  nur  insoweit  zu  erfolgen,  als  dies 
zur  Klarstellung  des  Streitfalles  erforderlich  ist.  Dem  Gericht 
gegenüber  ist  die  Offenlegung  weiter  auszudehnen,  und  zwar 
soweit,  als  dies  zur  Prüfung  der  ordnungsmässigen  Führung 
notwendig  erscheint.3)  Der  Prozessgegner  ist  nicht  be- 
rechtigt, die  Offenlegung  auch  für  sich  selbst  in  gleichem 

h Vgl.  Mako  wer  S.  87. 

2)  Die  bezüglichen  Paragraphen  handeln  vom  Recht  auf  Besich- 
tigung einer  Sache,  auf  die  jemand  ein  Anspruch  hat,  bezw.  auf  Ein- 
sichtnahme von  einer  gemeinschaftlichen  Urkunde,  dafern  ein  rechtliches 
Interesse  dafür  besteht. 

3)  In  demselben  Umfange  wie  dem  Gericht  müssen  die  Bücher 
auch  dem  ernannten  Sachverständigen  (§  144  C.P  O.)  oöengelegt  werden 
(Pr.  946  bei  Makower  S.  87),  was  umso  notwendiger  ist,  als  die  Richter 
bei  ihrem  heutigen  Studiengange  keine  kommerziellen  Kenntnisse  und 
füglich  auch  keine  Buchführungskenntnisse  besitzen,  um  Ordnungs- 
mässigkeit  oder  Ordnungslosigkeit  feststellen  zu  können.  Vgl.  R.  B e i g e 1 
„Braucht  der  Jurist  Buchführungskenntnisse?“  Strassburg.  Fr.  Bull  1897. 
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Umfange  wie  das  Gericht  zu  verlangen,  angeblich,  damit 
auch  er  sich  ein  Urteil  über  die  Beschaffenheit  der  Buch- 
führung bilden  kann.1) 

Die  Verpflichtung,  den  ganzen  Inhalt  seiner  Bücher 
fremden  Augen  preiszugeben,  würde  auch  für  den  Kaufmann 
eine  schwere  Verletzung  enthalten,  welche  durch  den  Vorteil 
der  Beweiskraft  der  Bücher  nicht  aufgewogen  und  daher 
die  Bestimmung  über  diese  illusorisch  machen  würde2),  denn 
die  Bücher  als  solche  sind  die  Aufschreibungen  eines  Ein- 
zelnen, auf  die  ein  anderer  kein  Recht  hat. 3)  Jeder,  der  sie 
vorzulegen  wider  Willen  gezwungen  wird,  ist  genötigt,  seine 
Geschäftsgeheimnisse  wie:  Bezugsquellen,  Warengattungen, 
Einkaufspreise,  Abnehmerkreis u.  s.  w.  blosszulegen.  Schonung 
in  der  Einsichtnahme  von  dem  Inhalt  der  Bücher  ist  daher 
in  allen  streitigen  Fällen  zu  üben,  weil  sonst  leicht  eine  Ver- 
letzung dieser  Geschäftsgeheimnisse  möglich  wäre,  was  unter 
Umständen  zu  schwerem  materiellen  Nachteil  führen  könnte. 

Ob  auch  der  Nicht  k aufmann  das  Recht  auf  Vorlegung 
der  Bücher  seines  Prozessgegners,  eines  Kaufmanns,  hat,  ist  be- 
stritten.4) Nur  wenn  der  Rechtsstreit  eine  Handelssache  betrifft, 
wird  ihm  das  fragliche  Recht  zugestanden  werden  müssen, 
da  nur  für  diese  das  Handelsgesetzbuch  massgebend  ist.5) 

Die  Verpflichtung  zur  Herausgabe  der  Handelsbücher 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Zeit  nach  Beendigung  der  Eigen- 
schaft als  Vollkaufmann  (beispielsweise  durch  Löschen  der 
Firma,  Auflösung  der  Handelsgesellschaft),  dafern  die  zehn- 
jährige Aufbewahrungspflicht  noch  nicht  abgelaufen  ist. 6) 

b.  Bei  Ver mögensauseinandersetzungen 
§ 47.  Bei  Vermögensauseinandersetzungen,  insbesondere  in  Erbschafts-, 
Gütergenieinschafts-  und  Gesellschaftsteilungssachen,  kann  das 

*)  Vgl.  Düringer  S.  163. 

2)  Bei  Beratung  des  Einführungsgesetzes  zur  C P.O.  bezüglich 
des  Umfangs,  in  welchem  eine  Urkunde  dem  Gegner  offen  zu  legen 
sei,  wurde  gegen  die  Annahme  des  Vertreters  des  Bundesrats,  „dass 
auch  dem  Gegner  die  Möglichkeit  eingeräumt  werden  müsse,  zu  prüfen, 
ob  die  Bücher  ordnungsmässig  geführt  seien“,  die  Nichtaufnahme  des 
bisherigen  Art.  38  (des  neuen  § 46)  unter  die  aufzuhebenden  beschlossen. 
Vgl.  Hahn,  Materialien  zur  Civilprozess-Ordnung  S.  1084  f.  Vgl.  ferner 
Düringer  S.  162;  Mako  wer  S 87. 

3)  So  z.  B.  nicht  der  Provisionsreisende  (commis  interesse),  der 
seine  nach  dem  Reingewinn  zu  berechnende  Tantieme  oder  Provision 
aus  den  Büchern  nachprüfen  wollte.  Vgl  Entsch.  IV  411,  XIV  215. 

4)  In  Busch ’s  Arch.  XII  ist  die  Frage  verneint,  dagegen  durch 
v.  Hahn  I,  Anschütz  u.  Völderndorfl  und  vom  obersten  Gerichts- 
hof zu  Wien  (Oesterr.  Ger.-Halle)  bejaht. 

5)  Puchelt,  Kommentar  I u.  Busch ’s  Archiv  IX. 

6)  Auerbach,  Entsch.  d.  R.G.  Bd.  il  S.  220. 
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Gericht  die  Vorlegung  der  Handelsbücher  zur  Kenntnisnahme 
von  ihrem  ganzen  Inhalt  anordnen. 

Vorstehende  Bestimmung,  die  ihre  Quelle  im  Code  de 
commerce  hat  (es  ist  dies  Art.  14,  welcher  über  die  Com- 
munication  des  livres  handelt),  enthält  nicht  sowohl  eine 
Ausnahme  von  der  im  § 46  gegebenen  Vorschrift,  sondern 
eine  Konsequenz  derselben.  Denn  in  den  genannten  Fällen 
handelt  es  sich  nicht  um  einen  einzelnen  Streitfall,  sondern 
vielmehr  um  den  Bestand  des  ganzen  Vermögens.1)  Darum 
muss  es,  anders  wie  in  § 46,  in  solchen  Fällen  gestattet  sein, 
dass  die  Parteien  vom  gesamten  Inhalt  der  zur  Vorlage 
angeordneten  Handelsbücher  Kenntnis  nehmen  dürfen,  wenn 
schon  dies  nicht  ausdrücklich  im  Gesetz  hervorgehoben  ist. 
Aber  anders  lässt  sich  füglich  § 47  nicht  auslegen,  da  in 
Angelegenheiten  wie  : Vermögensauseinandersetzungen,  Erb- 
schafts-,  Gütergemeinschafts-  und  Gesellschaftsteilungssachen 
es  sich  nicht  um  Aufklärung  bestimmter,  sich  widerstreitender 
Punkte,  sondern  vielmehr  um  eine  ganze  Reihe  von  Um- 
ständen und  Ermittelungen,  mithin  um  Feststellungen  handelt, 
die  das  gesamte  in  der  Buchführung  zum  Ausdruck  gebrachte 
Rechnungswesen  umspannen.  Solche  Feststellungen  lassen 
sich  nur  unter  voller  Kenntnis  des  Gesamtinhalts  der  Bücher 
seitens  der  Beteiligten  ermöglichen.  Das  Gesetz  hat  daher, 
indem  es  die  Seite,  von  der  eine  vollständige  Kenntnis- 
nahme des  gesamten  Inhalts  der  Bücher  ausgehen  soll, 
nicht  ausdrücklich  angegeben  hat,  diese  Kenntnisnahme  als 
auf  die  Beteiligten  bezüglich  als  selbstverständlich  voraus- 
gesetzt. 

Im  übrigen  „kann“  das  Gericht  die  Offenlegung  auf 
Antrag  eines  andern  Beteiligten  verfügen,  ohne  aber  hierzu 
verpflichtet  zu  sein.2) 

Im  Konkurse  bedarf  es  zu  der  erforderlichen  Vorlegung 
der  Bücher  in  der  Regel  keiner  besonderen  richterlichen  An- 
ordnung, vielmehr  richtet  sich  das  Verfahren  nach  den  Be- 
stimmungen der  Konkursordnung.3)  Ebenso  lässt  § 47  die 
Verpflichtung  zur  Mitteilung  der  Handelsbücher  in  Straf- 
und  Polizeisachen  überhaupt,  soweit  dieselbe  auf  öffent- 
lich-rechtlichen Bestimmungen  beruht,  unberührt.4) 

*)  Vgl.  Hahn,  Materialien  S.  1085  u.  derselbe  Autor  Kommentar 
z.  H.G.B.  S.  232. 

2)  Einen  Fall  der  Versagung  vgl.  R G.  Nr.  II  Civ.Sen.  vom  30.  De- 
zember 1884. 

3)  Denkschrift  S.  48.  Vgl.  bei  Makower  S.  88,  bei  Düringer 
S.  162. 

4)  Hahn,  Kommentar  S.  232. 


V.  Abschnitt 

Strafbestimmungen 

Allgemeines.  Die  Nichterfüllung  der  im  vierten 
Abschnitt  des  Handelsgesetzbuchs  (von  § 38  bis  § 44)  aufge- 
stellten ßuchführungsvorschriften  ist  nicht  unter  Strafe  ge- 
stellt. Ueberhaupt  sind,  abgesehen  von  den  Bestimmungen 
über  den  Beweis  und  über  die  Editionspflicht,  keine  Rechts- 
nachteile für  den  Fall  der  Nichterfüllung  der  Vorschriften 
angedroht.  Mithin  besteht  ein  unmittelbarer  Zwang 
zur  Buchführung  nicht,  wohl  aber  ein  mittelbarer.  Denn 
wer  die  ihm  obliegende  Pflicht  zur  Buchführung  vernach- 
lässigt, wird  im  Falle  des  Konkurses  oder  der  Zah- 
lungseinstellung nach  den  §§  209,  210,  214  der  Konkurs- 
ordnung und  § 10  des  Bankdepotgesetzes  bestraft. 

Fraglich  ist,  ob  es  nicht  mit  Bezug  auf  die  Verpflichtung 
zur  alljährlichen  Bilanz  besser  gewesen  wäre,  wenn  man  die 
Konkurseröffnung  nicht  von  der  Zahlungsunfähigkeit  bezw. 
Zahlungseinstellung  (§  94  K.O.),  sondern  von  der  Ueber- 
schuldung  abhängig  gemacht  hätte.1)  Denn  die  erkenn- 
baren Thatbestandsmerkmale  der  Zahlungseinstellung,  mit 
welchem  die  Verpflichtung  zur  Konkursanmeldung  gegeben 
sind,  bestehen  nämlich  nicht  bloss,  wenn  der  Schuldner  ganz, 
sondern  auch  schon,  wenn  er  teilweise  aufgehört  hat,  seine 
fälligen  Verbindlichkeiten  zu  decken.2)  Nun  kann  aber  ein 
Schuldner  in  eine  kürzer  oder  länger  andauernde  Geld- 
klemme geraten,  die  ihn  verhindert,  seinen  Zahlungsverpflich- 
tungen nachzukommen,  ohne  dass  eine  Ueberschuldung  und 
sein  finanzieller  Ruin  damit  zusammenzuhängen  braucht. 3) 
Freilich  kann  auch  eine  durch  die  Bilanz  ausgewiesene  Ueber- 
schuldung derart  sein,  dass  durch  sie  . noch  lange  kein  Kon- 
kurs gerechtfertigt  sein  muss.  Aber  zweifellos  bildet  die  in 


*)  In  Norwegen  und  Dänemark  kann  der  kaufmännische 
Konkurs  (im  Gegensatz  zum  nichtkaufmännischen)  schon  bei  achttägiger 
Zahlungsstockung  eröffnet  werden.  Dr.  Ernst  Jaeger.  Die  Konkurs- 
ordnung. Berlin  1899. 

a)  Vgl.  Mot.  z.  K.O.  S.  324.  R.G.  Ent.  Bd.  VI  S.  96;  Bd.  XXI 
S.  23.  R.G.  Str.  S.  III  (73)  195. 

3)  Vgl.  Sammlung  von  Entscheidungen  des  obersten  Gerichts- 
hofes für  Bayern,  Bd.  X (173)  471. 
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der  Bilanz  erkennbar  gemachte  Ueberschuldung  für  die 
Beurteilung  der  Vermögenslage  einen  viel  greifbareren  und 
sichereren  Massstab  als  die  ohne  Vermögensnachweis  ein- 
getretene Zahlungsunfähigkeit  mit  nachfolgender  Zahlungs- 
einstellung. Infolge  der  heutigen  Gesetzeslage  kann  der 
thatsächlich  Ueberschuldete  ohne  Gefahr  und  straflos  sein 
Geschäft  auf  Kosten  der  Gläubiger  fortführen,  bis  seine  Lage 
endlich  eine  so  verzweifelte  geworden  ist,  dass  der  Ausbruch 
des  Konkurses  unvermeidlich  ist.1)  Dann  ist  aber  in  der 
Regel  für  die  nicht  bevorrechtigten  Gläubiger  wenig  oder 
gar  nichts  mehr  zu  retten. 

Man  rechtfertigt  die  heutige  Voraussetzung  zur  Kon- 
kurseröffnung damit,  dass  behauptet  wird,  es  sei  auf  plötz- 
lichen Antrag  des  Gemeinschuldners  oder  eines  Gläubigers 
gar  nicht  möglich,  ohne  Inventaraufnahme,  also  ohne  ent- 
gegenkommende Mitwirkung  des  Schuldners,  eine  Ueber- 
schuldung festzustellen,  zumal  beim  thatsächlichen  Vor- 
handensein einer  solchen  diese  erst  durch  die  Zahlungsun- 
fähigkeit durchbrochen  und  erkennbar  werden  muss.  Aber 
gewöhnlich  haben,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  bis  das  geschieht, 
die  Verluste  bereits  grosse  Dimensionen  angenommen.  Auch 
giebt  es  erfahrungsgemäss  viele  Auswege,  um  auch  bei 
offenkundiger  Ueberschuldung  der  thatsächlichen  Zahlungs- 
einstellung auszuweichen.  Es  bleibt  demnach  zu  untersuchen, 
inwieweit  das  Hauptargument:  es  sei  in  den  meisten  Fällen 
gar  nicht  möglich,  die  Ueberschuldung  eines  Kaufmanns  sofort 
festzustellen,  stichhaltig  ist.  Diese  Untersuchung  führt  un- 
mittelbar zur  Frage:  Ist  es  möglich,  die  Warenbestände  in 
der  Buchführung  genau  so  oder  doch  ähnlich  wie  die  Kassen- 
und  Wechselbestände  oder  die  Forderungen  im  Konto-Korrent- 
verkehr  laufend  auszuweisen?  Wäre  dies  möglich,  so  könnte 
der  Kaufmann  auch  zu  jederZeit2)  den  Stand  seines  Ver- 
mögensersehen lassen.  Diese  jederzeitige  Ersichtlichmachung 
der  Vermögenslage  ist  in  der  That  möglich,  denn  die  Buch- 
führung giebt  in  ihren  Einrichtungen  die  Mittel  dazu  an  die 
Hand.  Der  Kaufmann  benutzt  nur  teils  aus  Unkenntnis  der- 
selben, teils  aus  Furcht  vor  dem  Mehr  an  Arbeit  diese  Mittel 
nicht.  Und  diese  beiden  Hindernisse  sind  so  allgemein,  dass 
die  kaufmännischen  Mitglieder,  welche  beim  Entwurf  des 
Handelsgesetzbuches  im  Jahre  1857  mitgewirkt  haben,  aus 

*)  Vgl.  Engelmann  in  der  „Zeitschr.  für  Buchhaltung“  II.  Jahr- 
gang No.  15. 

2)  Der  preussische  Entwurf  zu  einem  Handelsgesetzbuch  forderte 
in  der  That  eine  Buchführung,  die  zu  jeder  Zeit  die  Vermögenslage 
ersehen  lässt. 


Strafbestimmungen 


95 


dem  ursprünglichen  Satze:  „Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet, 
Bücher  zu  führen,  aus  welchen  seine  Handelsgeschäfte  und 
die  Lage  seines  Vermögens  zu  jeder  Zeit  vollständig  zu 
ersehen  sind“,  die  Streichung  der  Worte  „zu  jeder  Zeit“ 
durchgesetzt  haben.  In  dieser  Streichung  liegt  der  Haupt- 
grund, warum  die  Buchführungen  der  Kaufleute  nicht  entfernt 
das  leisten,  was  sie  leisten  könnten.  Denn  dieselben  Mittel, 
welche  die  Buchführung  besitzt,  um  aus  den  Büchern  zu 
jeder  Zeit  den  Stand  der  Forderungen  und  Schulden,  den 
Barbestand,  Effekten-,  Mobilar-,  Wechselbestand  u.  s.  w. 
genau  ersehen  zu  lassen,  besitzt  sie  auch  bezüglich  des 
Warenlagers.1)  Und  doch  wird  der  Warenumsatz  nicht  be- 
sonders im  Konto  gebucht.  Man  begnügt  sich  damit,  am 
Jahresschluss  einen  Warensturz  vorzunehmen,  um  das  zu 
ersehen,  was  man  jeden  Tag  sehen  sollte  und  sehen  könnte, 
wenn  über  den  Warenzu-  und  Abgang  Buch  geführt  würde. 
Man  hätte  dann,  zwecks  Ermittelung  des  augenblicklichen 
Bestandes  einer  bestimmten  Gattung,  nur  nötig,  den  Gewinn 
aus  dem  „Haben“  auszuscheiden,  wenn  derselbe  nicht  etwa 
schon  bei  der  Verkaufsbuchung  ausgeschieden  wurde,  d.  h. 
wenn  das  Konto  nicht  im  Ein-  und  Ausgang  zu  den  Selbst- 
kostenpreisen seine  Buchungen  erhalten  sollte,  um  im 
Saldo  das  gesuchte  Resultat  zu  finden.  Damit  würde  die 
Buchführung  erst  die  richtige  Bedeutung,  die  ihr  heute  fehlt, 
erlangen,  und  dem  Ueberschuldeten  die  Möglichkeit  be- 
nommen werden,  die  Ueberschuldung  — was  bei  der  heute 
vom  Gesetz  gestatteten  Art  der  Buchführung  sehr  leicht 
zu  bewirken  ist  — in  seinen  Büchern  nicht  erscheinen  zu 
lassen  und  seine  Vermögenslage  zu  verschleiern. 

Ist  nun  auch  auf  die  unterlassene  oder  mangelhafte 
Buchführung  keine  unmittelbare  Strafe  gesetzt,  so  tritt  die 
Konsequenz  dieser  Defekte  um  so  schärfer  bei  der  allge- 
meinen Zahlungseinstellung  in  Erscheinung;  denn  in  diesem 
Falle  tritt  die  Reichskonkursordnung  mit  ihren  Strafen  in  ihr 
Recht,  ein  Warnungszeichen  genug,  um  bezüglich  seiner  Buch- 
führung auf  der  Hut  zu  sein.  Denn  welcher  noch  so  solide 
Betrieb  steht  so  gefestet  da,  dass  er  vor  allen  Konjunkturen 
und  Schicksalsereignissen  gefeit  wäre.  Das  „nemo  ante 
mortem  beatus“  tritt  nirgends  so  krass  vor  Augen  wie  gerade 
im  Kaufmannsleben.  Hat  der  Schuldner  seine  Buchführung 
in  Ordnung,  so  hat  er  bei  einer  finanziellen  Katastrophe  doch 
wenigstens  seine  Ehre  gerettet,  und  mit  ruhigem  Gewissen 

*)  Vgl.  bei:  „Bücher,  die  von  der  Buchführungstechnik  gefordert 
werden“  (Warenbuch). 
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seine  Pflicht  gethan  zu  haben,  kann  er  aufs  neue  und  viel- 
leicht mit  besserem  Glück  den  Versuch  wagen,  sich  eine 
materielle  Existenz  zu  gründen.  Denn  sein  guter  Name  ist 
ihm  geblieben,  und  besitzt  er  persönliche  Tüchtigkeit,  so 
wird  ihm  auch  der  Kredit  nicht  versagt  werden.  Anders, 
wenn  die  Bücher  in  Unordnung  und  der  in  Konkurs  gefallene 
Kaufmann  ausser  stände  ist,  seine  Vermögenslage  zu  ent- 
wickeln, um  sich  und  anderen  über  sein  geschäftliches  Ge- 
bahren  Aufschluss  geben  zu  können.  Der  harte  Gang  durch 
Bankrott  und  Gefängnis  sind  sein  unabänderliches  Los. 
Und  hat  er  gar  sich  soweit  vergessen,  die  Buchführung  ab- 
sichtlich unordentlich  zu  halten,  um  seine  Gläubiger  zu 
benachteiligen,  dann  hat  er  die  entehrenden  Strafen  des 
Zuchthauses  zu  gewärtigen. 

Man  kann  hierbei  fragen,  ob  es  gesetzgeberisch  geboten 
und  menschlich  richtig  war,  mit  den  Strafen  zu  warten,  bis 
der  Absturz  erfolgt  ist,  und  ob  es  nicht  vielmehr  ein  vor- 
beugendes Mittel  gewesen  wäre,  bei  Zeiten  und  schon  im 
normalen  Verlauf  der  Dinge  durch  vereidete  Revisoren  bei 
den  Kaufleuten  periodisch  nach  dem  Rechten  zu  sehen,  d.  h. 
ohne  weitere  Belästigung  oder  Störung  für  den  Betrieb  ein- 
mal im  Jahr  nachsehen  zu  lassen,  ob  die  Bücher  vorhanden, 
ob  in  grossen  Zügen  wenigstens  dieselben  ordnungsmässig 
geführt  und  die  Bilanzen  in  den  vorgeschriebenen  Fristen 
gezogen  sind.  Heute  tritt  die  Prozedur  erst  auf  den  Plan, 
wenn  der  Ruin  da  und  die  Existenz  zerbrochen  ist. 

Das  Gesetz  und  speziell  die  hierbei  in  Betracht  kom- 
mende Konkursordnung  unterscheidet  in  Bezug  auf  die  Buch- 
führung zweierlei  Strafen:  solche,  welche  über  einen  bös- 
willigen Schuldner  und  solche,  welche  über  einen  gut- 
gläubigen Schuldner  verhängt  werden.  Für  die  ersteren 
Schuldner  kommt  § 209  und  für  die  letzteren  § 210  der 
Konkursordnung  in  Betracht. 
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§ 209.  Schuldner,  welche  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  oder  über 
deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet  worden  ist, 
werden  wegen  betrüglichen  Bankerotts  mit  Zuchthaus  bestraft, 
wenn  sie  in  der  Absicht,  ihre  Gläubiger  zu  benachteiligen: 
(Die  Ziffern  1 und  2 betreffen  nicht  die  Buchführung  als  solche.) 

3.  Handelsbücher  zu  führen  unterlassen  haben,  deren 
Führung  ihnen  gesetzlich  oblag  oder 
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4.  ihre  Handelsbücher  vernichtet  oder  verheimlicht  oder 
so  geführt  oder  verändert  haben,  dass  dieselben  keine 
Uebersicht  des  Vermögenszustandes  gewähren. 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefängnis- 
strafe nicht  unter  drei  Monaten  ein. 

Vorstehender  Strafparagraph  bezieht  sich  nur  auf 
Schuldner,  welche  zur  Buchführung  gesetzlich  verpflichtet 
sind,  mithin  nur  auf  Vollkaufleute.  Und  zwar  müssen  diese, 
wenn  sie  wegen  Unterlassung  der  ihnen  als  Kaufmann  ob- 
liegenden Pflichten  strafbar  sein  sollen,  entweder  die  Zahlungs- 
einstellung auch  als  Kaufmann  bethätigt  haben,  oder  die 
Insolvenz  muss  wenigstens  mit  solchen  Schulden  in  Verbindung 
stehen,  welche  während  des  kaufmännischen  Geschäftsbetriebs 
entstanden  sind. 4)  Danach  ist  ein  gewesener  Kaufmann, 
welcher  als  solcher  verpflichtet  war,  Handelsbücher  zu  führen, 
den  Strafbestimmungen  des  § 209  Ziff.  3 und  4 im  Falle 
einer  späteren  Zahlungseinstellung  dann  nicht  unterworfen, 
wenn  er  im  Betriebe  eines  ganz  anderen,  mit  dem  früheren 
kaufmännischen  Geschäfte  ausser  jedem  Zusammenhänge 
stehenden  Geschäftes  in  Konkurs  geriet  oder  seine  Zahlungen 
einstellte.*  2) 

Bezüglich  der  in  § 209  aufgeführten  Bankerotthandlungen 
wird  vorausgesetzt,  dass  dieselben  vorsätzlich  begangen 
wurden.  Mithin  ist  für  die  Anwendung  der  Strafbestimmung 
der  Vorsatz  entscheidend.  Darauf,  ob  die  Absicht  der  Be- 
nachteiligung erreicht  ist,  kommt  nichts  an;  die  Strafbarkeit 
wird  demnach  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Gläu- 
biger demnächst  dennoch  zu  ihrer  Befriedigung  gelangen. 

Der  Dolus  besteht  eben  schon  in  der  Absicht  des 
Gemeinschuldners,  seinen  Gläubigern  und  zwar  diesen  im 
allgemeinen,  nicht  nur  einzelnen  von  ihnen,  einen  Vermögens- 
nachteil zuzufügen.  Das  Bewusstsein  von  der  blossen  Mög- 
lichkeit einer  Benachteiligung  der  Gläubiger  reicht  nur 
dann  aus,  wenn  sich  mit  ihm  der  Dolus  eventualis  verbindet. 3 4) 

Für  das  Verbrechen  des  betrügerischen  Bankerotts, 
begangen  durch  unrichtige  Führung  oder  Veränderung 
der  Bücher,  wird  gefordert,  dass  jene  Buchführung  in  der 
Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachteiligen,  ihren  Grund  hat 
und  ihre  Folgen  noch  bis  zur  Zahlungseinstellung  fortdauern.-4) 


')  Vgl.  Fuchsberger,  Ent.  aufdem  Gebiete  der  Konk.-Ordn.  S.348. 

2)  Vgl.  R.G.  St.  S.  XV  (18)  64  ff. 

3)  Vgl.  Willen  büch  e r.  Die  Reichs-Konkurs-Ordnung  S.  294. 

4)  Entscheidungen  des  R.G.  Herausgegeben  von  den  Mitgliedern 
der  Reichsanwaltschaft.  III  (94)  190,  191. 
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Zwar  setzt  das  Gesetz  nicht  einen  Kausalzusammenhang 
zwischen  der  Zahlungseinstellung  und  dem  durch  unordent- 
liche Buchführung  herbeigeführten  Mangel  der  Uebersicht 
über  den  Vermögenszustand,  aber  immerhin  doch  ein  zeitliches 
Zusammentreffen  dieser  Thatbestandsmerkmale  voraus.1) 
Denn  wenn  vom  Gesetze  ein  Kausalzusammenhang  zwischen 
der  unordentlichen  Buchführung  und  der  Zahlungseinstellung 
nicht  gefordert  wird,  wenn  vielmehr  schon  die  leichtfertige, 
die  Gläubiger  gefährdende  Handlungsweise  im  Falle  der 
Zahlungseinstellung  bestraft  werden  soll,  so  kann  nicht  ent- 
scheidend sein,  dass  eine  Buchführung,  welche  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  infolge  ihrer  Unordnung  eine  Uebersicht  des 
Vermögenszustandes  nicht  gewährt  hat,  später  soweit  ver- 
vollständigt und  richtig  gestellt  ist,  dass  sie  bei  der  Zahlungs- 
einstellung selbst  den  Vermögenszustand  erkennen  lässt.  Zu 
diesem  Ergebnis  führt  auch  die  Erwägung,  dass  es  an  der 
Hand  der  Bücher  möglich  sein  soll,  die  kaufmännischen 
Operationen  des  Gemeinschuldners  zu  verfolgen  und  die 
Entwickelung  des  Geschäfts  zu  übersehen.  Die  Bücher 
sollen  nicht  bloss  den  augenblicklichen  Status  des  Vermögens 
übersehen  lassen,  sondern  auch  die  Faktoren  zur  Anschauung 
bringen,  welche  die  derzeitige  Gestaltung  der  Vermögens- 
lage herbeigeführt  haben.2) 

Die  unterlassene  Buchführung  muss  auf  einer  wis- 
sentlichen Unterlassung,  also  auf  einer  bewussten  Pflicht- 
widrigkeit beruhen.  Unkenntnis  oder  Irrtum  über  die  Exi- 
stenz der  gesetzlichen  Verpflichtung  ist  für  die  Strafe  be- 
deutungslos. Dabei  sind  unter  Handelsbücher  nur  solche 
Bücher  zu  verstehen,  wie  sie  § 38  des  Handelsgesetzbuchs 
im  Auge  hat.3) 

Sind  nur  einzelne  Bücher  zu  führen  unterlassen 
worden,  so  kann  von  einer  Strafbarkeit  solcher  Unterlassung 
nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  durch  dieselbe  zugleich  eine 
so  unordentliche  Führung  der  Handelsbücher  überhaupt  be- 
gründet wird,  dass  sie  keine  Uebersicht  des  Vermögens- 
zustandes ergeben.4) 


h Vgl.  ebenda  VI  (239)  626,  627;  VIII  (23)  62;  VI  (224)  595— 597 
ff.  R.G.  St.  S.  XI  (44)  162,  163;  R.G.St.  S.  XI  (38)  142-144  ff. 

^Entscheidungen  des  R.G.  herausgegeben  von  den  Mitgliedern 
der  Reichsanwaltschaft  III  (94)  190,  191. 

s)  R.G.St.  S.  V (142)  409,  410.  St.  S.  IV  (154)  418;  VIII  (43)  149; 
XIII  (37)  120;  R.St.  S.  1 562,  563;  III  (142)  304,  305.  Vgl  bei  Fuchs- 
berger, Entscheidungen  auf  dem  Gebiete  der  K O.  S.  367. 

+)  Vgl.  bei  Fuchsberger  Ent.  a.  d.  Gebiete  der  Konkurs-Ordnung 
S.  368;  R.G.St.  S.  XI  (38)  142— 144;  XI  (44)  162,  163. 
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Die  mit  dem  Vorsatz  des  § 209  erfolgte  Vernichtung 
der  Handelsbücher  oder  von  einzelnen  Handelsbüchern  ist 
strafbar,  gleichviel  ob  dieselbe  vor,  während  oder  nach  der 
Konkurseröffnung  ausgeführt  wurde,  und  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  dem  Kaufmann  die  Führung  der  Bücher  gesetzlich 
oblag  oder  nicht,  weil  mit  der  Vernichtung  den  Gläubigern 
die  Möglichkeit  der  Einsichtnahme  von  der  Vermögenslage 
des  Gemeinschuldners  genommen  ist. 

Die  Vorlegung  von  Abschriften  der  vernichteten 
Bücher  oder  von  neuen  Büchern  an  Stelle  der  alten,  nicht 
mehr  vorhandenen,  schützt  vor  der  angedrohten  Strafe  nicht. 
Ersatzbücher  könnten  dies  nur,  wenn  sie  mit  den  alten  genau 
übereinstimmen.  Da  diese  Üebereinstimmung  aber  nur  aus 
den  alten  Büchern  selbst  entnommen  werden  kann,  so  reicht 
nicht  aus,  dass  Zeugen  diese  Üebereinstimmung  bekunden. 
Denn  dann  würde  die  Vermögensübersicht  nicht  durch  die 
Bücher,  wie  das  Gesetz  will,  sondern  aus  den  Zeugenaus- 
sagen gewonnen  werden,  und  das  wäre  ebenso  unzureichend, 
als  wenn  anstatt  der  Buchführung  ein  Zeuge,  etwa  auf  Grund 
seiner  Notizen,  alle  Geschäfte  des  Gemeinschuldners  bekunden 
und  dadurch  die  Gewähr  geben  wollte,  dass  der  vorhandene 
Vermögensbestand  vollständig  den  geführten  Geschäften  ent- 
spreche. Schon  hieraus  erhellt,  dass  der  Gemeinschuldner 
der  ihm  obliegenden  Verpflichtung,  durch  seine  Buch- 
führung eine  Uebersicht  seines  Vermögenszustandes  zu 
gewähren,  nicht  genügt,  wenn  er  bei  der  Konkurseröffnung 
neue  Bücher  vorlegt  und  den  Zeugenbeweis  liefert,  dass 
die  Eintragungen  aus  den  während  des  Geschäftsbetriebs 
geführten,  aber  vernichteten  Büchern  wortgetreu  übertragen 
sind.  Ausserdem  kann  aber  auch  ein  angelegtes  neues 
Handelsbuch,  selbst  wenn  es  wirklich  mit  dem  alten  ver- 
nichteten übereinstimmt,  das  letztere  nicht  vollständig  ersetzen, 
weil  letzteres  Veränderungen,  Korrekturen,  Rasuren1)  u.  dgl. 
enthalten  haben  kann,  die  ihm  alle  Bedeutung  benehmen 
und  selbstredend  in  das  neue  Buch  nicht  vollkommen  über- 
tragen werden  konnten.2) 
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3 210.  Schuldner,  welche  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  oder  über 
deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet  worden  ist, 


b Vgl.  bei:  „Ordnungsregeln  der  Buchführung“. 

8)  Vgl.  Fuchsberger  S.  373.  R.G.St.  S.  XVI  (129)  426—431. 
IX  1324'j  700 — 704. 
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werden  wegen  einfachen  Bankerotts  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei 
Jahren  bestraft,  wenn  sie:  (Ziffer  i betrifft  nicht  die  Buch- 
führung als  solche). 

2.  Handelsbücher  zu  führen  unterlassen  haben,  deren 
Führung  ihnen  gesetzlich  oblag,  oder  dieselben  ver- 
heimlicht, vernichtet  oder  so  unordentlich  geführt  haben, 
dass  sie  keine  Uebersicht  ihres  Vermögenszustandes 
gewähren,  oder 

3.  es  gegen  die  Bestimmung  des  Handelsgesetzbuches 
unterlassen  haben,  die  Bilanz  ihres  Vermögens  in  der 
vorgeschriebenen  Zeit  zu  ziehen. 

Die  unter  vorstehenden  Paragraphen  fallenden  Hand- 
lungen und  Unterlassungen  ziehen  nur  dann  Strafen  nach 
sich,  wenn  der  in  Konkurs  geratene  oder  zahlungsunfähig 
gewordene  Schuldner  eine  Kaufmannseigenschaft  hat,  die  ihn 
zur  Buchführung  verpflichtet.  Nur  wenn  ein  gewesener 
Kaufmann  in  Konkurs  gerät  oder  seine  Zahlungen  einstellt 
aus  Geschäften,  die  in  keinerlei  Zusammenhang  mit  seinem 
früheren  kaufmännischen  Betrieb  stehen,  ist  derselbe  straffrei. 
Es  ist  also  stets  zu  prüfen  und  festzustellen,  ob  und  in  welchem 
Zusammenhänge  die  Zahlungseinstellung  mit  dem  früheren 
kaufmännischen  Geschäfte  und  den  etwa  noch  aus  diesem 
herrührenden  Rechten  und  Verbindlichkeiten  stand.1) 

Die  Handlungen  und  Unterlassungen  müssen  im  guten 
Glauben,  d.  h.  ohne  Absicht  jemanden  zu  schädigen, 
vom  Gemeinschuldner  ausgegangen  sein,  andernfalls  d.  h. 
bei  Arglist  fallen  sie  unter  § 209  Ziff.  3 und  4.  Es  wird 
demnach  bei  § 210  weder  eine  wissentliche  oder  vorsätzliche 
Pflichtverletzung,  noch  der  Nachweis  strafbarer  Fahrlässigkeit 
erfordert. 2) 

Ein  in  Konkurs  verfallener  Kaufmann,  welcher  zu  der 
Zeit  der  Konkurseröffnung  seinen  Geschäftsbetrieb  so  ge- 
ändert hatte,  dass  er  nicht  mehr  als  Vollkaufmann  anzusehen 
war,  kann  nicht  aus  § 210  K.O.  bestraft  werden,  wenn  er 
zur  Zeit  des  Geschäftsbetriebs  als  Vollkaufmann  die  Führung 
von  Handelsbüchern  verabsäumt  hat.  3) 

Wenn  ein  Kaufmann  mehrere  Geschäfte  betreibt,  wovon 
das  eine  zur  Buchführung  verpflichtet,  das  andere  nicht,  so 
muss  mindestens  die  Buchführung  des  Geschäfts,  für  welches 
kaufmännische  Buchführung  erforderlich  ist,  die  Einwirkung 

')  Vgl.  R.G.St.  S.  XV  (18)  64  ff.  bei  Fuchsberger. 

2)  Vgl.  Fuchsberger  Entscheidungen  auf  dem  Gebiete  der 
K.O.  S.  351. 

3)  Vgl.  R.G.St.S.  Bd.  IV  S.  41;  XV  S.  64.  R.G.St.S-  XXVI  (149) 
387,  388. 
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des  andern  Geschäfts  auf  die  gesamte  Vermögenslage  er- 
kennen lassen.1) 

Hat  der  Kaufmann  das  Geschäft  zum  Schein  auf  einen 
andern  Namen  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen, 
während  er  es  that sächlich  als  sein  eigenes  betreibt,  so 
bleibt  er  dennoch  für  die  Folgen  der  in  § 210  Ziff.  2 und  3 
charakterisirten  Vergehen  verantwortlich.2) 

Die  Bedrohung  der  unordentlichen  Buchführung  (Ziff.  2) 
mit  den  Strafen  des  § 210  hat  den  Zweck,  der  Verpflichtung 
des  Kaufmanns : Bücher  zu  führen,  aus  welchen  die  Handels- 
geschäfte sowie  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen 
sind,  den  nötigen  Nachdruck  zu  geben. 

Unordentlich  ist  eine  Buchführung,  wenn  sie  nicht 
oder  nur  durch  Zuziehung  von  Behelfen,  wie  Notizen,  Korres- 
pondenzen u.  dgl.  den  Vermögenszustand  ersehen  lassen 
kann.  Eine  Buchführung  ist  ferner  nicht  hierzu  befähigt, 
wenn  aus  den  Büchern  nicht  auch  der  Privatverbrauch  des 
Kaufmanns  hervorgeht.  Denn  soll  eine  Buchführung  den 
Vermögensstatus  und  die  Zahlungsfähigkeit  vollkommen  er- 
sehen lassen  können,  so  darf  sie  nicht  blos  über  einen  Teil 
der  Geschäftsführung  Aufschluss  geben  und  einen  andern 
Teil  verschweigen,  sondern  sie  muss  das  gesamte  Ge- 
schäftsgebahren  lückenlos  umfassen. 

Die  Übersicht  des  Vermögenszustandes  muss  jedem 
sachverständigen  Dritten  aus  der  Buchführung  zu  gewinnen 
möglich  sein.  Dadurch,  dass  der  Gemeinschuldner  allein  eine 
Vermögensübersicht  aufzustellen  vermag,  wird  die  Strafbar- 
keit nicht  ausgeschlossen.3) 

Für  die  unordentliche  Buchführung  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  sind  sämtliche  Mitglieder  haftbar,  aus- 
genommen die  Mitglieder,  welche  nach  dem  Gesellschafts- 
vertrage mit  der  Buchführung  nicht  betraut  waren.4) 

Hat  der  als  Mitglied  einer  in  Konkurs  geratenen,  offenen 
Handelsgesellschaft  wegen  Bankrotts  bestrafte  Sozius  auch 
in  seinem  von  dem  Gesellschaftsbetrieb  unabhängigen  Han- 
delsgeschäft eine  unordentliche  Buchführung,  so  kann  er 


*)  Vgl.  R.G.St.S.  V (142)  407—409. 

9)  Vgl.  R.G.St.S.  XXV  (43;  121,  122. 

3)  Vgl.  R.G.St.S.  IV  S.  121.  Ferner  Jur.  Wochenschr.  Hä  nie  — 
Kempner  93,  S.  484,  bei  Willenbucher  R.KO.  S.  298. 

4)  R.G.  Bd.  13,  S.  235  und  Bd.  8,  S.  24.  Vgl.  Ent  sch.  Heraus- 

geg.  v.  d.  Mitgl.  der  Reichsanwaltschaft  VI  (151)  395  399 
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ausserdem  auch  noch  wegen  dieser  strafrechtlich  verfolgt 
werden.1) 

Die  Folgen  des  § 210  Zifif.  3 treten  ein,  wenn  ein  Kauf- 
mann entgegen  der  Vorschrift  des  § 39  H.G.B’s.  unterlassen 
hat,  alljährlich,  mit  Einschluss  derjenigen  Jahrgänge,  in 
denen  er  von  der  Vergünstigung  des  § 39  Abs.  3 Gebrauch 
machend  kein  Inventar  gemacht  hat,  die  Bilanz  seines  Ver- 
mögens zu  ziehen.2) 

Für  den  Zeitpunkt  der  Biianzziehung  ist  nicht  das 
Kalenderjahr,  sondern  dasZeitjahr  massgebend.  Nachdem 
bisherigen  Recht  (Art.  29),  wonach  in  jedem  Jahr  Inventar 
und  Bilanz  aufzustellen  war,  wurde  eine  erst  nach  Schluss 
des  Zeitjahres  begonnene  Bilanzziehung  als  keine  rechtzeitige 
betrachtet.  Der  Strafrichter  war  befugt,  eine  Verspätung 
der  Bilanzziehung  unter  Umständen  für  entschuldigt  anzu- 
sehen3), wobei  Krankheit  nur  als  Entschuldigung  galt,  wenn 
der  Schuldner  ausser  Stande  war,  durch  eine  andere  Person 
die  Bilanz  hersteilen  zu  lassen.4) 

Da  nach  dem  neuen  Handelsgesetzbuch  § 39  Abs.  2 
das  Inventar  und  die  Bilanz  für  den  Schluss  des  Jahres 
aufzustellen  sind,  so  dürfen  diese  Schriftstücke  — wie  das 
in  der  Praxis  immer  geschehen  ist  und  überhaupt  gar  nicht 
anders  zu  bewerkstelligen  ist  — straflos  nach  Schluss  des 
Jahres  erstellt  werden,  wenn  die  Erstellung  nur  mit  Wert 
per  Geschäftsjahresschluss  geschieht. 

Das  Unterlassen  der  Bilanzziehung  wird,  ebenso 
wie  jedes  andere  in  § 210  unter  Zifif.  2 und  3 aufgeführte 
Vergehen,  strafbar,  wenn  der  Bankrott  durch  die  Zahlungs- 
einstellung oder  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  in  die 
äussere  Erscheinung  getreten  ist. 

Die  Bestimmung,  wonach  der  Kaufmann  sein  Waren- 
lager falls  dessen  Natur  füglich  eine  alljährliche  Inventari- 
sirung  nicht  gestattet,  alle  zwei  Jahre  inventarisiren  darf, 
führt  Strafe  nach  sich,  wenn  die  Voraussetzungen  der  Zu- 
lassung eines  zweijährigen  Wareninventars  bei  demselben 
nicht  zutrefifen. 

Kaufleute,  die  ein  solches  Warenlager  haben  und  von 
der  Vergünstigung  Gebrauch  machen,  unterlassen  es  natürlich 
vielfach,  eine  jährliche  Bilanz  zu  ziehen,  indem  sie  von  der 


5)  Fuchsberger,  Entscheidungen  auf  dem  Gebiete  der  K.O. 

2)  Vgl.  bei:  „Zweijähriges  Inventar  bei  einjähriger  Bilanz*'. 

3)  Vgl.  z.  B.  R.G.St.S.  II  33.  Ferner  Willenbücher  R.K.O. 
S.  302. 

4)  Vgl.  R.G.St  S.  VII.  S.  730. 
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— kaufmännisch  gedacht  — gewiss  richtigen  Auffassung 
ausgehen,  dass  eine  Bilanz  ohne  Aufnahme  der  Bestände 
eine  Halbheit  ist,  da  sie  doch  kein  richtiges  Bild  über  den 
augenblicklichen  Vermögensstand  gewährt.  Die  Unterlassung 
rächt  sich  aber,  sobald  sie  in  Konkurs  verfallen.  Sie  werden 
dann  als  Konkursschuldner,  die  es  gegen  die  Bestimmung 
des  Handelsgesetzbuches  unterlassen  haben,  die  Bilanz  ihres 
Vermögens  in  der  vorgeschriebenen  Zeit  zu  ziehen,  gemäss 
§ 210  Nr.  3 der  K.O.  wegen  einfachen  Bankrotts  mit  Ge- 
fängnis bestraft.  Formell  mit  Recht,  denn  die  Bilanz  ist 
nach  der  Bestimmung  des  Handelsgesetzbuches  § 39  jährlich 
anzufertigen  und  die  Vergünstigung  in  Abs.  3 dieses  Artikels 
bezieht  sich , so  unverständlich  dies  dem  kaufmännischen 
Denken  sein  mag,  nur  auf  die  Inventuraufnahme.  Dass 
diese  rein  formalistische  Auffassung  der  Juristen  auch  heute 
noch  vom  Reichsgericht  geteilt  wird,  beweisen  die  diesbe- 
züglichen, bis  in  die  neueste  Zeit  hineinreichenden  Ent- 
scheidungen der  obersten  Gerichtshöfe.  So  heisst  es  u.  a. 
in  den  Gründen  einer  solchen  Entscheidung:  Nun  verpflichten 
aber  die  Art.  29,  3o,  31  ff.  des  Handelsgesetzbuchs  den 
Kaufmann  selbständig  nebeneinander  zur  Inventar-Aufnahme 
und  zur  Bilanzziehung  und  unterliegt  die  eine  wie  die  andere 
kaufmännischeVerpflichtung  besonderer  gesetzlicher  Regelung. 
Der  § 210  Nr.  3 Konkursordnung  stellt  dagegen  nicht  die 
Übertretung  des  Inventarisirungsgebots , sondern  lediglich 
die  Übertretung  des  Bilanzziehungsgebots  unter  Strafe. 
Dass  Inventar  und  Bilanz  nicht  etwa  dergestalt  untrennbar 
zusammengehören , dass  Bilanz  ohne  Inventar  nicht  denkbar 
ist,  folgt  ohne  weiteres  aus  der  Erwägung,  dass  auch  der- 
jenige Kaufmann,  welcher  nach  Beschaffenheit  seines  Geschäfts 
nur  alle  zwei  Jahre  das  Inventar  seines  Warenlagers  aufzu- 
nehmen verpflichtet  ist,  doch  verhaftet  bleibt,  die  Bilanz 
jährlich  zu  ziehen.  In  den  von  der  Waren-Inventur  befreiten 
Jahren  wird  also  regelmässig  die  Geschäftsbilanz  bei  Ver- 
zeichnis der  Vermögensstücke  von  einer  genaueren  Spezi- 
fikation des  Warenbestandes  abzusehen  haben.  (Recht- 
sprechung Band  1 Seite  354,  467).  Ist  dies  aber  unter  der 
Voraussetzung  des  § Sg  Abs.  3 Handelsgesetzbuchs  statthaft, 
dann  ist  das  Inventar  auch  überhaupt  kein  für  die  jährliche  Bilanz 
so  unbedingt  erforderlicher  Bestandteil,  dass  die  letzere  ohne 
die  erstere  nicht  zu  denken  wäre.  Im  Übrigen  kann  auch 
eine  blose  Mangelhaftigkeit  der  Bilanz  unter  Umständen 
wohl  geeignet  sein,  die  gesamte  Buchführung  zu  verwirren 
und  die  Vermögensübersicht  zu  verdunkeln:  sie  steht  aber 
der  Unterlassung  der  Bilanzziehung  nicht  gleich. 
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Schnurstracks  entgegen  dieser  Entscheidung  stehen  an- 
dere, in  einem  gleichen  Betreff  ergangenen  Urteile.  So  gilt 
nach  einem  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  21.  Juni  1882 
eine  mangelhafte  Bilanz,  die  durch  ungefähre  Schätzung  des 
Warenlagers,  ohne  dass  dieser  Schätzung  ein  vorschrifts- 
mässig  aufgenommenes  Vermögensinventar  zu  Grunde  liegt, 
überhaupt  nicht  als  Bilanz  im  Sinne  des  Gesetzes,  und 
der  betreffende  Kaufmann  ist  bei  eintretender  Insolvenz 
wegen  Unterlassung  der  Bilanzziehung  als  Bankerotteur  zu 
bestrafen. 

Die  Bilanz  soll  aus  einem  das  Verhältnis  des  Ver- 
mögens und  der  Schulden  darstellenden  Abschlüsse  bestehen, 
dessen  Unterlagen  wiederum  das  durch  die  Angabe  des 
Wertes  der  Vermögensstücke  zu  vervollständigende  vor- 
schriftsmässige  Inventar  des  Gesamtvermögens  zu  bilden  hat. 
Entspricht  das  unter  der  Bezeichnung  einer  Bilanz  errichtete 
Schriftstück  diesem  Zweck  nicht,  gewährt  es  die  vom  Ge- 
setz erforderte  Übersicht  überhaupt  nicht,  oder  beruht  sein 
Inhalt  nicht  auf  den  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Unterlagen,  oder  enthält  es  vielmehr  nur  eine  Zusammen- 
stellung einzelner  flngirter  oder  willkürlich  angegebener 
Posten,  so  ist  der  Erfolg  derselbe,  als  wenn  überhaupt  keine 
Bilanz  errichtet  wäre,  und  es  vermag  die  Abfassung  und 
Vorlegung  eines  solchen  Schriftstücks  die  Strafbarkeit  des 
Schuldners  nicht  abzuwenden1). 

Auf  eine  mangelhafte  Bilanz  finden  die  Strafbe- 
stimmungen des  § 210  Ziff.  3 K.O.  keine  Anwendung,  da 
diese  Vorschrift  nur  das  Fehlen  der  Bilanzen  innerhalb 
der  vorgeschriebenen  Zeiträume  unter  Strafe  stellt.  Eine 
Bilanz  kann  formell  mangelhaft  sein  — und  inwieweit 
Formfehler  eine  Bilanz  ungiltig  machen,  ist  quaestio  facti. 
Sie  kann  aber  auch  materielle  Fehler  enthalten.  Im 
letzteren  Falle  wirkt  der  Mangel  immer  auf  die  Buchführung 
zurück,  bezw.  ist  der  Sitz  des  Mangels  stets  in  einer  fehler- 
haften Buchführung  zu  suchen,  da  die  Bilanzen,  sowohl  ge- 
setzlich wie  buchhalterisch,  immer  als  Teil  der  kaufmännischen 
Buchführung  aufzufassen  sind. 

Die  Nichtaufbewahrung  der  ordnungsmässig  auf- 
gestellten Inventare  und  Bilanzen  fällt  nicht  unter  der  Strafe 
des  § 210  Ziff.  3 K.O.  Vielmehr  ist  mit  der  bezüglichen 
Strafe  nur  das  gänzliche  Fehlen  dieser  Pflichtschriftstücke 

l)  Vgl.  R.G.  IV  (267)  593-595;  XXIL  (I49)  439 > 44°;  xv  <54) 
174,  I75- 
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bedroht.  Immerhin  kann  unter  Umständen  im  Fehlen 
der  Bilanzen  und  Inventare,  als  integrirender  Bestandteile 
der  kaufmännischen  Buchführung,  deren  Vorhandensein  dem 
Kaufmanne  gesetzlich  obliegt,  die  Vernichtung  eines  Handels- 
buchs gefunden  werden.  Es  kann  auch  die  Nichtaufbe- 
wahrung eine  unordentliche  Führung  der  Handelsbücher  ent- 
halten, welche,  wofern  infolge  dieser  unordentlichen  Führung 
die  Übersicht  über  den  Vermögensstand  verhindert  wird, 
der  Strafbestimmung  des  § 210  Ziff.  2 der  K.O.  gleichfalls 
unterfällt.1) 

Die  fehlende  Unterschrift  unter  einer  sonst  rich- 
tigen und  in  der  vorgeschriebenen  Zeit  gezogenen  Bilanz 
ist  nicht  geeignet,  dieselbe  als  nichtig  und  als  nicht  vor- 
handen darzustellen.  Allerdings  muss  es  als  erforderlich 
angesehen  werden,  dass  der  Kaufmann  die  aufgestellte  Ver- 
mögensbilanz in  der  gesetzlich  bestimmten  Frist  als  seine 
Bilanz  anerkenne.  Hieraus  folgt  aber  noch  nicht,  dass  die 
Bilanz,  um  überhaupt  als  solche  im  Sinne  des  Strafrechts 
zu  gelten,  von  dem  Kaufmann  in  jedem  Falle  unterschrieben 
sein  muss.  Es  kann  sich  auch  aus  anderen  Umständen  er- 
geben, dass  jenen  Erfordernissen  genügt  worden  ist.  So 
kann  namentlich  daraus,  dass  der  Kaufmann  die  Bilanz  eigen- 
händig geschrieben,  dieselbe  dann  einem  andern  Gesell- 
schafter zur  Unterzeichnung  übersandt,  nach  dem  Rück- 
empfang aber  die  Beifügung  seiner  eigenen  Unterschrift 
übersehen  hat,  mit  völliger  Bestimmtheit  hervorgehen,  dass 
er  die  Bilanz  als  die  seinige  anerkannt  hat,  auch  wenn  sie 
mit  seiner  Unterschrift  nicht  versehen  ist.  Hiernach  ist 
nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  zu  prüfen,  ob 
eine  nicht  unterschriebene,  im  übrigen  den  gesetzlichen  Er- 
fordernissen entsprechende  Vermögensübersicht  als  eine 
Bilanz,  wie  sie  der  § 210  Nr.  3 der  K.O.  voraussetzt,  an- 
zusehen ist.2) 

Was  von  der  Bilanz  im  allgemeinen,  gilt  auch  von  der 
Eröffnungsbilanz.  Diese  ist  auch  dann  zu  ziehen, 
wenn  der  Kaufmann  mit  keinem  eigenen  Kapital  sein  Ge- 
schäft zu  unternehmen  beginnt.3) 

Hat  der  Gesellschafter  einer  offenen  Handelsge- 
sellschaft das  Geschäft,  an  dem  er  als  Sozius  beteiligt  war, 


h Vgl.  Ent  sch.  herausgegeben  von  den  Mitgliedern  der  Reichs- 
anwaltschaft V (88)  226,  227. 

2)  R.G.  IV  (151)  316 — 318. 

3)  Vgl.  Fuchsberger  Entsch.  in  Konkurssachen  S.  387.  R.G. St. 
XVI  (12)  55. 
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erworben,  um  es  für  seine  eigene  Rechnung  als  Einzelkauf- 
mann weiterzuführen , so  hat  er  mit  Beginn  desselben  für 
sich  eine  Eröffnungsbilanz  zu  ziehen,  weil  an  Stelle  der 
Handelsgesellschaft  ein  Einzelkaufmann  trat  und  rechtlich 
hierbei  zwei  ganz  verschiedene  Rechtssubjekte  in  Frage 
kommen.1) 

Die  blose  Eintragung  des  Einlagekapitals  in  die 
Handelsbücher  kann  die  Eröffnungsbilanz  nicht  ersetzen  2) 

Die  Unkenntnis  eines  Kaufmannes  über  seine  Ver- 
pflichtungen aus  § 39  des  S.G.B.  ist  ohne  Einfluss,  weil  ein 
besonderer  Dolus  überhaupt  nicht  zum  Thatbestande  des 
§ 210  K.O.  gehört,  vielmehr  diese  Bestimmung  gegen  die 
leichtsinnige  Handlungsweise  des  Schuldners  gerichtet  ist 
und  eine  Unterlassung  leichtsinnig  ist , wenn  sie  auf  ver- 
schuldeter Nichtkenntnis  der  betreffenden  Pflichten  beruht.3) 

r)  Vgl  Fuchsberger  S 384  R.G.St.S.  XXVI  (88)  223-225. 

2)  R.G.St.  XXII  (149)  439,  440. 

®)  Vgl.  Fuchsberger  Ent.  in  Konkurssachen  S.  389. 
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